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Kurzum von Kai Burmeister
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Ein Viertel der Menschen glaubt, dass die 
Politik von „geheimen Mächten“ gesteuert 
wird. Nach Angaben des Demokratie-Monito-
ring der Uni Hohenheim meinen ebenso vie-
le, die Regierenden „betrügen das Volk“ und 
mehr als die Hälfte sehen Politiker als „abge-
hoben“ an.1 Dies ist eine der Grundlagen, auf 
denen die rechtspopulistische AfD ihren Er-
folg aufbaut. Sowohl diese Einstellungen in 
breiten Teilen der Bevölkerung als auch die 
AfD sind für unsere Demokratie eine Gefahr 
und verlangen von uns allen, den Kampf gegen 
Rechtspopulismus aufzunehmen.

Während nach den Landtagswahlen in 
Bayern und Hessen der CDU/CSU die Aufga-
be zufällt, die Brandmauer nach Rechtsaußen 
aufrechtzuerhalten, ist die Aufgabenklärung 
für die sozialdemokratische Linke noch nicht 
zufriedenstellend abgeschlossen. Rufe nach 
einem Parteienverbot springen zu kurz. Auch 
das Kopf-Schütteln über die „Blöden und Ab-
gehängten“ mag für den Augenblick verständ-
lich und der Ruf nach mehr Bildung richtig 
sein. Aber dies wird dem Rechtspopulismus 
nicht den Wind aus den Segeln nehmen.

Für die soziale und demokratische Linke 
ist es vielversprechender, an Joseph Stiglitz 
anzuknüpfen, der ökonomische Ungleich-
heit und die Erosion der Demokratie in einen 
Zusammenhang stellt und dies für ein durch 

1	 https://komm.uni-hohenheim.de/112943?tx_ttnews%5Btt_
news%5D=60007&cHash=93ae1b589b97aa994bfa5041adf9d980 [letzter 
Zugriff: 12.9.2022].

den neoliberalen Kapitalismus bedingtes Pro-
blem ansieht. Angesichts einer Steuerpolitik, 
die Reiche begünstigt, und eines Bildungswe-
sens, in dem die Privilegierten weiter begüns-
tigt werden, sollten wir nicht verwundert 
sein, wenn Menschen den Institutionen miss-
trauen und von einem manipulierten System 
sprechen. Gewiss, die Lage in den USA unter-
scheidet sich von der Bundesrepublik. Aber 
es gibt nichts zu beschönigen. Die Menschen 
haben feine Antennen für Ungerechtigkeiten.

Mit der Kritik an den bestehenden ökono-
mischen Ungerechtigkeiten, der aufgehenden 
Schere zwischen Arm und Reich und der Pro-
fessionalisierung des Politikbetriebs bestehen 
Anknüpfungspunkte, die die Stimmungsla-
gen in der vielfach gespaltenen Gesellschaft 
bei uns erklären könnten. In der Kritik des 
Zustands der Demokratie und der Kritik der 
Ökonomie liegen Aufgaben für Gewerkschaf-
ten und progressive Kräfte.

Der zweite Schritt ist die Auflösung in 
Richtung der Demokratisierung der De-
mokratie und die Stärkung der sozialen 
und wirtschaftlichen Rechte der Menschen 
gegenüber der konzentrierten wirt-schaftli-
chen Macht in den Händen von Privilegier-
ten. Die industrielle Transformation wird nur 
dann erfolgreich sein, wenn sie von den Be-
schäftigten unterstützt, sozial flankiert und 
demokratisch gestaltet wird. Kurzum: Auf 
Verunsicherung und Vereinzelung kann eine 
solidarische Antwort gefunden und hoffent-
lich eine solidarische Mehrheit mobilisiert 
werden, wenn Wahlen anstehen. Kurzum: 
Konkret braucht es Antworten, wie in Zeiten 
des Populismus und der permanenten Polari-
sierung politische Kommunikation gestaltet 
sein muss.

Ist mit einem solchen Ansatz die rechte 
Gefahr gebannt? Nein, nicht alle AfD-Wäh-
lerInnen und -SympathisantInnen sind abge-
hängt oder benachteiligt. Es gibt einen harten 
Kern mit entsprechender rechter Gesinnung. 
Demokratische Aufgabe der Linken ist es, 
den Teil der Gesellschaft anzusprechen, der 
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gegen seine eigenen Interessen mit den Rech-
ten liebäugelt. Auch muss der Blick erweitert 
werden. Es müssen diejenigen angesprochen 
werden, die die soziale Demokratie verteidi-
gen wollen, aber hierfür in der politischen 
Praxis keine Perspektive sehen. Kurzum: Die 
erwähnte Hohenheimer Studie ist Grundlage 
für eine Kritik der bestehenden Verhältnisse 
aus progressiver Sicht.

Diese Legislaturperiode sollten wir nüch-
tern einschätzen: Mit der Ampel wird wegen 

innerer Widersprüche nicht alles möglich 
sein, was geboten ist. Kurzum: Das vorhande-
ne Potenzial für sozialen und ökonomischen 
Fortschritt in der Ampel muss trotzdem ge-
hoben werden. Die Stichworte reichen von 
der Kindergrundsicherung über das Klima-
geld bis hin zu einem Industriestrompreis. 
Über einzelne Instrumente hinaus muss es 
immer darum gehen, eine Antwort auf den 
Rechtspopulismus zu finden, der unsere De-
mokratie zu zersetzen droht.	 ■



Nuklearwaffenverbot: 
Ohne Abrüstung keine nuklearwaffenfreie Welt 
von Maren Vieluf1

Der illegale Angriffskrieg Russlands ge-
gen die Ukraine, eingerahmt und ermöglicht 
durch die nuklearen Drohungen Moskaus2, 
manifestiert eindrücklich eigentlich Bekann-
tes, aber oft Vergessenes: Nuklearwaffen sind 
Massenvernichtungswaffen und haben das 
unvergleichliche Potenzial, innerhalb weniger 
Sekunden die Natur eines jeden Konflikts zu 
ändern, hunderttausende Menschen zu töten, 
weite Flächen radioaktiv zu verseuchen und 
damit über Jahrzehnte und Generationen hin-
weg verheerende Konsequenzen für Mensch 
und Umwelt zu verursachen. Ein Einsatz 
mehrerer Nuklearwaffen oder ein nuklearer 
Schlagabtausch würden die Welt durch einen 
nuklearen Winter3 zerstören.

Seitdem die USA am 6. und 9. August 1945 
zwei Nuklearwaffen auf die japanischen Städte 
Hiroshima und Nagasaki abwarfen, strebt die 
internationale Staatengemeinschaft einerseits 
danach, die Weiterverbreitung bestmöglich 
einzudämmen und Nuklearwaffen sowohl ab-
zurüsten als auch zu verbieten. Andererseits 
haben acht weitere Staaten nach und nach 
entschieden, eigene Nuklearwaffenarsenale 
aufzubauen4 und über 30 weitere Staaten ha-
ben sich durch Allianzen, Partnerschaften und 

1	 Maren Vieluf ist Doktorandin und Wissenschaftliche Mitarbeiterin am 
Foreign Policy Lab am Institut für Politikwissenschaft der Universität Inns-
bruck. Zuvor war sie Beraterin für die International Campaign to Abolish 
Nuclear Weapons (ICAN) und Wissenschaftliche Mitarbeiterin im Deep 
Cuts Projekt des Instituts für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an 
der Universität Hamburg (IFSH). Sie forscht zu nuklearer Rüstungskontrol-
le, Nichtverbreitung und Abrüstung.

2	 Liviu Horovitz und Martha Stolze. 2023. „Nuclear Rhetoric and Escalation 
Management in Russia’s War Against Ukraine: A Chronology,” SWP Wor-
king Paper Nr. 2, Stiftung Wissenschaft und Politik, online unter: https://
www.swp-berlin.org/publications/products/arbeitspapiere/Horovitz_
and_Stolze_-_Nuclear_Chrono_Final_2August2023.pdf [letzter Abruf: 
21.9.2023].

3	 Li Xia, A. Robock, K. Scherrer, et. al. 2022. “Global Food Insecurity and Fa-
mine from Reduced Crop, Marine Fishery and Livestock Production Due to 
Climate Disruption from Nuclear War Soot Injection,” Nat Food 3, 2022, S. 
586-596, online unter: https://doi.org/10.1038/s43016-022-00573-0 [letzter 
Abruf: 21.9.2023].

4	 Die Sowjetunion (1949), das Vereinigte Königreich (1952), Frankreich 
(1960), China (1964), Israel (1967), Indien (1974), Pakistan (1998), Nord-
korea (2006).

Beistandsverpflichtungen unter sogenannte 
„nukleare Schutzschirme“ begeben.

Die glaubhafte Androhung eines Einsatzes 
ist Kern der Logik der nuklearen Abschre-
ckung. Viele Staaten wollen sich jedoch end-
gültig aus dieser Logik der gegenseitigen Ver-
nichtung lösen und nicht nur den Einsatz von 
Nuklearwaffen, sondern auch die Androhung 
nicht weiter dulden.

Eine klare Verurteilung, wie sie seit 2022 in 
der „Vienna Declaration“5 des ersten Vertrags-
staatentreffens der Mitgliedstaaten des Atom-
waffenverbotsvertrages (AVV) oder in den 
G20 Statements von Bali6 und Neu-Delhi7 zu 
lesen sind, ist ein wichtiger erster Schritt, aber 
nicht ausreichend, wenn international Un-
einigkeit über die Definitionen herrscht und 
den Worten keine Taten folgen. Wenn Nuk-
learwaffen (richtigerweise) niemals eingesetzt 
werden sollen, zu welchem Zweck werden sie 
dann weiterhin besessen? Spätestens im An-
gesicht der konkreten nuklearen Drohungen 
seitens Russlands im Krieg gegen die Ukraine 
sollten endlich Schritte zur nuklearen Abrüs-
tung verhandelt werden. Nukleare Einsätze 
und Drohungen sollten nicht nur verurteilt, 
sondern verhindert werden und die einzige 
absolute Garantie gegen den Einsatz und die 
Androhung bleibt die vollständige Abschaf-
fung von Nuklearwaffen.

5	 Vereinte Nationen. 2022. „Draft Vienna Declaration of the 1st Meeting of 
States Parties of the Treaty on the Prohibition of Nuclear Weapons. ‘Our 
Commitment to a World Free of Nuclear Weapons’,” June 23, 2022. Online 
unter: https://documents.unoda.org/wp-content/uploads/2022/06/TPNW.
MSP_.2022.CRP_.8-Draft-Declaration.pdf [letzter Abruf: 21.9.2023].

6	 “Bali-Erklärung der Staats- und Regierungschefinnen und -chefs  der 
G20,“, 15.-16. November 2022, online unter: https://www.bundesregierung.
de/resource/blob/975228/2143372/6ae70c64a05f2e210b735d42458850
fd/2022-11-16-declaration-g20-deu-data.pdf?download=1 [letzter Abruf: 
21.9.2023].

7	 “Erklärung von New Delhi der Staats- und Regierungschefinnen und -chefs 
der G20,“ 9.-10. September 2023, online unter: https://www.bundesre-
gierung.de/resource/blob/992814/2222632/d18c22f0e94d3a33e19f21bb-
efad03a0/2023-09-10-erklaerung-g20-deutsch-data.pdf?download=1 [letz-
ter Abruf: 21.9.2023].
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Der Nichtverbreitungsvertrag als Eckpfeiler 
der nuklearen Ordnung

Der Nichtverbreitungsvertrag (NVV) bietet 
seit seinem Inkrafttreten 1970 als wichtigster 
und quasi-universeller internationaler Vertrag 
den Rahmen für internationale Absprachen 
rund um Nuklearwaffen. Der NVV legt zudem 
in Artikel VI fest, dass alle Vertragsparteien 
eine Verpflichtung haben, „in redlicher Absicht 
Verhandlungen zu führen über wirksame Maß-
nahmen zur Beendigung des nuklearen Wett-
rüstens in naher Zukunft und zur nuklearen 
Abrüstung sowie über einen Vertrag zur all-
gemeinen und vollständigen Abrüstung unter 
strenger und wirksamer internationaler Kont-
rolle.“8 Diese Verpflichtung liegt entsprechend 
insbesondere bei den Nuklearwaffenstaaten, sie 
sind dieser jedoch bisher nicht nachgekommen.

Auf dem Papier gibt es mit den weltweit ca. 
12.500 Nuklearsprengköpfen9 deutlich weniger 
als noch zu Hochzeiten des Kalten Krieges, wo 
die Gesamtzahl bei ca. 70.000 lag. Jedoch war 
dieser Prozess keine wirkliche Abrüstung, son-
dern lediglich eine Reduzierung durch die USA 
und Sowjetunion bzw. Russland auf heutzutage 
jeweils weiterhin über 5.000 nukleare Spreng-
köpfe. Diese Reduzierungen stagnieren seit 2010 
und seit einigen Jahren sind alle Nuklearwaffen-
besitzerstaaten dabei, ihre Arsenale zu moderni-
sieren und zum Teil sogar aufzurüsten10.

Viele Nichtnuklearwaffenstaaten unterstüt-
zen daher den 2021 in Kraft getretenen AVV, 
welcher darauf abzielt, Nuklearwaffen voll-
umfänglich zu ächten und zu verbieten. Die 
Gräben zwischen den beiden Lagern scheinen 
immer tiefer zu werden und machen sich in 
den Diskussionen im Rahmen des NVV be-
merkbar. Hinzu kommt, dass es neben den 
fünf im NVV „anerkannten“ Nuklearmäch-
ten vier weitere Nuklearwaffenbesitzerstaaten 

8	 Auswärtiges Amt. “Text des Vertrages über die Nichtverbreitung von 
Kernwaffen – NVV“, online unter: https://www.auswaertiges-amt.de/
blob/207392/b38bbdba4ef59ede2fec9e91f2a8179b/nvv-data.pdf [letzter 
Abruf: 21.9.2023].

9	 “SIPRI Yearbook 2023. Armaments, Disarmament and International Se-
curity,” online unter: https://www.sipri.org/yearbook/2023 [letzter Abruf: 
21.9.2023].

10	S. u. a. SIPRI Yearbook 2023.

gibt, die sich dem NVV-Vertragsregime und 
seinen Normen und Verpflichtungen entzogen 
haben. Bis heute fehlen gemeinsame Dialog-
foren und Prozesse.

Nukleare Normen unter Stress

Die Normen rund um Nuklearwaffen sind 
zunehmenden Erosionsprozessen ausgesetzt 
und bedürfen der Stärkung und Verteidigung. 
Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine 
fordert insbesondere die Norm und 78 Jahre 
lange Praxis des Nicht-Einsatzes heraus, das 
sogenannte Nukleare Tabu11. Da nukleare Ab-
schreckung auf der glaubhaften Androhung 
eines Einsatzes beruht, besteht ein inniges und 
widersprüchliches Verhältnis zwischen die-
ser und dem Tabu. Je stärker die Wirkung des 
Tabus, desto schwieriger die glaubhafte Ab-
schreckung und desto erratischer die Versuche 
nuklearer Erpressung und Nötigung. Zudem 
beginnt für Abrüstungsbefürworter:innen 
die Drohung bereits mit dem Besitz und ist 
untrennbar mit nuklearer Abschreckung ver-
bunden, für die Nuklearwaffenstaaten und 
ihre Alliierten erst mit der Aussprache einer 
konkreten Drohung wie im Falle Russlands12 
oder Nordkoreas13.

Eine weitere direkte Folge des russischen 
Angriffskrieges gegen die Ukraine ist, dass ins-
besondere mit den USA alliierte Staaten sich 
stärkere Sicherheitsgarantien wünschen und 
bewusst die Idee in den Raum stellen, über 
eigene Nuklearwaffenarsenale verfügen zu 
wollen. Auch wenn zum Beispiel der südko-
reanische Präsident Yoon zurückruderte14 und 
es eher Verhandlungsstrategie scheint, sind in 

11	Nina Tannenwald. 1999. “The Nuclear Taboo: The United States and the 
Normative Basis of Nuclear Non-Use,” International Organization, 53(3), 
433-468.

12	„G7 Hiroshima Leaders‘ Communiqué,“ 20. Mai 2023, online unter: https://
www.g7hiroshima.go.jp/documents/pdf/Leaders_Communique_01_en.pdf 
[letzter Abruf: 21.9.2023].

13	Am deutlichsten kürzlich beim NVV-Vorbereitungskomitee in einem ge-
meinsamen Statement vorgetragen durch Frankreich„Addressing the North 
Korean Nuclear Challenge,“ 9. August 2023, Wien, online unter: https://
reachingcriticalwill.org/images/documents/Disarmament-fora/npt/prep-
com23/statements/9Aug_Joint_France.pdf [letzter Abruf: 21.9.2023].

14	“In a First, South Korea Declares Nuclear Weapons a Policy Option,” The 
New York Times, 12. Januar 2023, online unter: https://www.nytimes.
com/2023/01/12/world/asia/south-korea-nuclear-weapons.html [letzter 
Abruf: 21.9.2023].
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einigen Ländern gefährliche rhetorische Ent-
wicklungen zu beobachten, die je nach Macht-
verhältnissen und Persönlichkeitsstrukturen 
von Machthabenden immer die Gefahr ber-
gen, dass aus Rhetorik doch eine Entscheidung 
erwächst und die Norm der Nichtverbreitung 
ins Wanken gerät.

Die Aushandlungsprozesse um eine Defi-
nition und Einordnung nuklearer Drohungen 
sowie klare Verurteilungen von Proliferations-
bestrebungen gehören in einen Diskurs um 
Abrüstung.

Den politischen Willen für Abrüstung 
generieren

Den Diskurs um Abrüstung zu befeuern 
wird schwierig, denn es fehlt vielen Staaten der 
politische Wille für Abrüstung. Es gibt bereits 
die notwendigen Normen, Verträge, Initiati-
ven und das technische Wissen, um Abrüstung 
tatsächlich anzugehen und zu verifizieren. Die 
Krux bleibt: Abrüstung geht nicht ohne die 
Nuklearwaffenbesitzerstaaten, aber offensicht-
lich auch nicht mit ihnen. Die Nuklearwaffen-
staaten müssten den Prozess unterstützen, ge-
stalten und vorantreiben, sie weigern sich aber 
bisher erfolgreich und verstecken sich hinter 
dem vermeintlich nicht geeigneten Sicher-
heitsumfeld – dessen Teil sie sind und welches 
sie die Macht und ein Privileg haben aktiv zu 
gestalten – und den beiden Großmächten USA 
und Russland und ihren im Vergleich größe-
ren Arsenalen.

Für Fortschritte bei der nuklearen Abrüs-
tung bedarf es sensibler Annäherungsversuche 
und ehrlicher Aus- und Absprachen. Während 
die Risiken eines Nuklearwaffeneinsatzes und 
der Weiterverbreitung als so hoch wie selten 
zuvor erscheinen, scheint Abrüstung in im-
mer weitere Ferne zu rücken. Dabei ist genau 
deswegen nun der Zeitpunkt für Abrüstung, 
da sie im Sicherheitsinteresse aller Staaten 
ist. Denn was ist die Alternative? Nukleare 
Aufrüstungsspiralen und Weiterverbreitung 
und noch mehr Nuklearmächte und weitere 
Machthabende, die die Welt mit der absoluten 
Vernichtung bedrohen? Das kann die Weltge-

meinschaft nicht wollen und genau deswegen 
ist es absolut notwendig jetzt über Abrüstung 
zu diskutieren, konkrete gemeinsame Schritte 
festzulegen und den Weg für eine sichere und 
friedliche atomwaffenfreie Welt zu ebnen.	 ■



Die EU im geopolitischen Wandel
Einleitung zum Heftschwerpunkt

von Joachim Schuster und Ute Finckh-Krämer1

Staaten demonstrieren neues Selbstbewusst-
sein. Der Krieg Russlands gegen die Ukraine 
währt inzwischen mehr als 1½ Jahre und ist in 
die Phase eines Abnutzungs-/Stellungskrieges 
übergegangen, in der zwar beide Seiten hohe 
Opferzahlen zu verkraft en haben, sich aber we-
der für die Ukraine noch Russland realistische 
Perspektiven für einen militärischen Sieg ab-
zeichnen.

Kein Wunder, dass in diesem Kontext poli-
tische Kräfte von links bis konservativ die 
Antwort auf diese Herausforderungen in einer 
gestärkten europäischen Souveränität oder 
wahlweise sogar in einer größeren strategischen 
Autonomie Europas sehen. Was das allerdings 
genau bedeuten soll, bleibt meistens nebulös. 
Irgendwie mehr Europa, irgendwie mehr Un-
abhängigkeit von der Weltwirtschaft  und ins-
besondere von China. Aber bitte alles ohne 
grundlegende Reformen der geopolitischen 

1

Wir leben in geopolitisch turbulenten Zeiten; 
die globale Dominanz des Westens der letzten 
Jahrzehnte ist ernsthaft  in Frage gestellt; China 
fordert die USA als globale Hegemonialmacht 
heraus; die USA stehen vor einem Wahljahr, an 
dessen Ende wieder Donald Trump als Präsi-
dent ins Weiße Haus einziehen könnte, der in 
seiner ersten Amtszeit eine Politik strikt an den 
vermeintlichen Interessen der USA durchaus 
auf Kosten anderer, auch verbündeter Staaten 
betrieben hat und „mal eben“ Deutschland als 
zweitgrößten Feind der USA nach China iden-
tifi ziert hat. Die Staaten des globalen Südens 
unter Führung der sich erweiternden BRICS-

1 Dr. Joachim Schuster ist Politikwissenschaft ler und war über viele Jahre in 
der Bremer Landespolitik aktiv, u.a. als umweltpolitischer Sprecher der SPD-
Fraktion in der Bremischen Bürgerschaft  und von 2006-2011 als Staatsrat für 
Arbeit, Jugend und Soziales. Seit 2014 ist er Mitglied des Europäischen Parla-
ments und arbeitet dort aktuell u. a. im Wirtschaft s- und Handelsausschuss.

Dr. Ute Finckh-Krämer ist ehemalige Bundestagsabgeordnete der SPD (2013 
bis 2017) und Co-Vorsitzende des SprecherInnenrates der Plattform Zivile 
Konfl iktbearbeitung und lebt in Berlin.
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und geowirtschaftlichen Ordnung und unter 
vollständiger Wahrung des eigenen wirtschaft-
lichen Wohlstandes. Und sicherheitspolitisch 
gilt eine vollständige Anlehnung an die USA 
für viele als unverzichtbar. Schließlich herrscht 
Krieg in Europa, den „wir“ angeblich nur mit 
Hilfe der USA bestehen können.

Diese ersten politischen Reaktionen verken-
nen häufig die Tiefe der aktuellen Umbrüche. 
Nach dem Ende der Systemkonkurrenz hat sich 
in den 1990er Jahren und in den ersten Jahren 
der Jahrtausendwende ein globales Akkumula-
tions- und Regulierungsregime einer neolibe-
ralen Globalisierung etabliert. Unter der Regie 
großer internationaler - meist westlicher - Kon-
zerne und flankiert von der Politik vor allem 
der G7-Staaten hat sich eine weltwirtschaftliche 
und weltpolitische Ordnung herausgebildet, die 
eine klare wirtschaftliche und politische Hierar-
chie unter der Hegemonie der USA beinhaltet. 
Zwar profitierten viele Staaten von dieser neuen 
Ordnung, besonders aber die entwickelten In-
dustrieländer, während die Staaten des globalen 
Südens auch spezifische Nachteile hinnehmen 
mussten. Die globale Ungleichheit hat zwischen 
den Staaten wie auch in den verschiedenen Ge-
sellschaften zugenommen. Spätestens mit der 
globalen Finanzkrise 2008/09 wurden die wirt-
schaftlichen Grenzen dieser Ordnung deutlich. 
Und das politische und wirtschaftliche Erstar-
ken Chinas, aber auch vieler anderer Staaten 
in der Folgezeit haben zur politischen Erosion 
dieser Ordnung beigetragen. Wir befinden 
uns im Übergang zu einer neuen multipolaren 
Weltordnung, die sich in wichtigen Aspekten 
vom alten Multilateralismus unterscheiden 
wird. Zudem wird sich erst über Jahre eine neue 
machtpolitische Stabilität herausbilden.

Neben diesen geopolitischen Schlaglichtern 
wird ein anderes Problem immer offensicht-
licher. Der Klimawandel schreitet voran. Die 
Vielzahl der zunehmenden Extremwetterereig-
nisse allein in den letzten fünf Jahren in allen 
Teilen der Welt zeigt: Der Klimawandel ist kein 
Hirngespinst von ökologisch orientierten Wis-
senschaftler*innen und auch kein Phänomen 
zukünftiger Jahre. Er ist heute schon bittere Re-
alität und gefährdet die Lebensgrundlagen von 
zig Millionen Menschen substantiell. Und nie-

mand sollte dem Wunschdenken erliegen, dass 
sich diese Entwicklung in den nächsten Jahren 
nicht verschärfen wird. Wer den Klimawandel 
leugnet oder ignoriert - wie etwa die rechtskon-
servative Regierung in Italien -, agiert wie ein 
dreijähriges Kind, dass glaubt, nur weil es sich 
die Augen zuhält, kann keiner es mehr sehen. 
Ein effizienter Klimaschutz erfordert in einer 
historisch sehr kurzen Zeit von etwa 20 bis 30 
Jahren eine grundlegende Transformation der 
bisherigen Produktions-, Konsum- und Le-
bensweise, nicht nur in Europa, sondern global.

Auch im Binnenverhältnis der EU war die 
neoliberale Globalisierung politisch und wirt-
schaftlich prägend, was auch hier zu einer 
Vertiefung der Ungleichheit  innerhalb der 
europäischen Gesellschaften beigetragen hat. 
Zudem heißt neoliberale Globalisierung vor-
nehmlich negative Integration. Ökonomische 
Grenzen werden eingerissen und Deregulie-
rung tritt an die Stelle gemeinsamer politischer 
Gestaltung. Das hatte erhebliche Folgen für die 
Politikfähigkeit der EU und ihrer Mitglied-
staaten. Der aktuelle Zustand der EU steht in 
krassem Gegensatz zu den objektiv gestiegenen 
Anforderungen an eine intensivere europäische 
Kooperation. In vielen Politikfeldern herrscht 
Stillstand. Meist gelingt es nur, Minimalkon-
sense zu definieren. In einigen Bereichen noch 
nicht einmal das. Beispielhaft seien genannt: 
Seit Jahren gelingt es nicht, eine gemeinsame 
EU Migrationspolitik zu entwickeln. Einig ist 
man sich, dass die finanzpolitische Austeritäts-
politik des letzten Jahrzehnts nicht fortgesetzt 
werden kann. Aber die Auffassungen zwischen 
den Mitgliedstaaten, wie denn neue europäi-
sche Fiskalregeln aussehen sollten und wie die 
Finanzierung der digitalen und klimaneutralen 
Transformationen im Rahmen dieser Regeln 
erfolgen kann, gehen weit auseinander. Und 
auch in der Sicherheitspolitik herrscht keines-
wegs Einigkeit. Zwar wollen alle Mitgliedstaa-
ten die Ukraine angesichts des russischen An-
griffskrieges unterstützen. Aber was das genau 
erfordert, ist durchaus umstritten. Und selbst 
das Vorzeigeprojekt von Kommissionspräsi-
dentin von der Leyen - der europäische Green 
Deal - kommt immer mehr ins Stocken. Inzwi-
schen versuchen die konservativen Kräfte im 
Europaparlament, alle noch anstehenden Ver-
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ordnungen und Richtlinien des Green Deals zu 
stoppen.

Mit gewissem Recht kann konstatiert wer-
den: Die EU befindet sich in einer Identitäts-
krise. Es gelingt nur äußerst unzureichend, 
gemeinschaftliche Antworten auf die neuen 
Herausforderungen zu entwickeln. Die Folge 
ist Stagnation und drohender Rückschritt in 
der europäischen Integration. Der erstarken-
de Rechtsextremismus aber auch der in vielen 
Staaten zu verzeichnende Vertrauensverlust 
größerer Bevölkerungskreise in die Demokra-
tie sind in vielerlei Hinsicht eine Reaktion auf 
die Unfähigkeit des etablierten Politikbetriebes, 
tragfähige europäische Lösungen zu finden.

Die wachsende Popularität rechtspopulisti-
scher bzw. rechtsextremistischer Parteien in Eu-
ropa wird nun zunehmend zu einem eigenstän-
digen Faktor der europäischen Krise. In vier 
Mitgliedstaaten sind Rechtsextreme entweder 
direkt an Regierungen (Italien, Polen, Ungarn 
und Finnland) beteiligt oder sie werden wie in 
Schweden zur Sicherung der Mehrheiten kon-
servativer Regierungen gebraucht ohne sie in 
einer formalen Koalition einzubinden. In Spa-
nien ist nach dem weitgehenden Patt zwischen 
links und rechts bei der letzten Wahl offen, ob 
es der konservativen Partei gelingt, ein Bündnis 
mit der rechtsextremen Vox zu schmieden. Und 
auch in Frankreich ist ein Rechtsruck nach dem 
Ende der Regierungszeit von Macron ein nicht 
unrealistisches Szenario. Damit steigt der Ein-
fluss nationalistischer Ideologie und Politik in 
Europa erheblich. Im Europäischen Parlament 
zeigen inzwischen auch die Konservativen In-
teresse an einer Annäherung an rechtsextreme 
Parteien. Manfred Weber als Chef der Europäi-
schen Volkspartei, in der auch die deutschen 
Unionsparteien Mitglied sind, treibt etwa eine 
engere Kooperation mit den Rechtspopulisten 
in Italien aktiv voran.

In der Regel wird von den Rechten nicht die 
Auflösung der EU gefordert. Stattdessen setzt 
man auf eine Stärkung nationaler Politik in der 
EU. Weiter geht die deutsche AfD. Sie erklärt die 
EU in ihrem Europawahlprogramm für nicht 
reformierbar und fordert eine Neugründung. 
Was allerdings dann der favorisierte „Bund 

europäischer Nationen“ sein soll, bleibt offen. 
Aber die rechtspopulistischen Parolen der AfD 
gewinnen auch in Deutschland angesichts ihres 
Umfragehochs an politischem Einfluss.

Dass eine einfache Renationalisierung kei-
ne Perspektive bietet, ficht die Rechtsextremen 
nicht an. Erfahrungen Großbritanniens mit 
dem Brexit werden schlicht ignoriert. Auch 
dort wurde von den Rechten propagiert, dass 
nach einem Austritt aus der EU das Land end-
lich wieder mehr nationale Freiheiten habe 
und dadurch seinen geopolitischen Einfluss 
in der Welt wie auch seinen wirtschaftlichen 
Wohlstand steigern könne. Erreicht wurde das 
Gegenteil, weil weltwirtschaftliche Zwänge und 
neue machtpolitische Verhältnisse in der Welt 
auch von einer ehemaligen Großmacht wie 
Großbritannien nicht Halt machen.

Für linke Kräfte wird es nicht ausreichen, die 
Perspektivlosigkeit, Geschichtslosigkeit und 
Rückwärtsgewandtheit nationalistischer Politik 
offenzulegen und zu kritisieren. Denn auch ein 
einfaches „weiter so“ mit der EU, wie sich dies 
einige gemäßigtere politischen Kräfte vorstel-
len, kann es angesichts der Tiefe der ablaufen-
den Umbrüche nicht geben. Es reicht also nicht, 
immer wieder zu betonen, dass die EU erhalten 
bleiben muss und europäische Lösungen besser 
sind als nationale Lösungen. Die Linke muss 
vielmehr aufzeigen, welche Maßnahmen auf 
der Ebene der EU ergriffen werden müssen, um 
eine adäquate Antwort auf die skizzierten Her-
ausforderungen zu geben. Es geht um Konzepte 
für eine sozial gerechte digitale und klimaneu-
trale Transformation. Sozial gerecht heißt, dass 
alle 27 Mitgliedstaaten ihre Entwicklungspers-
pektiven gewahrt sehen müssen und die soziale 
Spaltung innerhalb der Mitgliedstaaten zumin-
dest nicht vertieft werden darf.

Doch damit nicht genug. Notwendig ist zu-
gleich, eine neue Rolle unter den veränderten 
geopolitischen Verhältnissen zu definieren und 
einzunehmen. Die Komplexität dieser Aufga-
be sollte nicht unterschätzt werden. Es beginnt 
damit, dass alle wesentlichen politischen und 
ökonomischen Akteure zunächst realisieren 
müssen, dass sich die geopolitischen Macht-
verhältnisse grundlegend gewandelt haben. 
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Die Äußerung des Außenbeauftragten der EU, 
Joseph Borrell, wonach die EU ein Garten sei, 
und darum herum nur Dschungel, lassen Zwei-
fel aufkommen, ob diese Einsicht sich selbst in 
hochrangigen Kreisen schon durchgesetzt hat. 
Die politische und wirtschaftliche Macht der 
EU ist international deutlich geschrumpft. Aber 
in der Handelspolitik oder bei Initiativen zur 
Sicherstellung ausreichender Rohstoffimporte 
gewinnt man nicht den Eindruck, dass die EU 
den eigenen geopolitischen Einflussverlust hin-
reichend verarbeitet hat.

Die Debatte unter Expert*innen über eine 
Neuaufstellung der EU ist in den letzten Jah-
ren durchaus in Gang gekommen. In den Jah-
ren 2021 bis 2022 hat beispielsweise eine so-
genannte Zukunftskonferenz bestehend aus 
Politiker*innen und Vertreter*innen der Zivil-
gesellschaft aus allen Mitgliedstaaten über er-
forderliche politische und institutionelle Refor-
men der EU beraten. Dabei sind viele wichtige 
Vorschläge entwickelt worden, die in den weite-
ren Debatten und Auseinandersetzungen noch 
eine Rolle spielen werden. Wer die Forderungen 
der Konferenz ernst nimmt, würde nicht um-
hinkommen, auch ernsthaft über eine grund-
legende institutionelle Reform der EU nachzu-
denken. Das allerdings hat der Europäische Rat 
als Vertretung der 27 Regierungen als Reaktion 
auf die Zukunftskonferenz schon abgelehnt. 
Darin spiegelt sich der Unwillen oder auch die 
Unfähigkeit der meisten nationalen Regierun-
gen wider, umfangreichere Reformschritte auch 
nur ernsthaft zu diskutieren. Damit ist klar, dass 
die Herausforderung zumindest in den nächs-
ten Jahren, in dem bestehenden, wenn auch un-
zureichenden Rahmen der Lissaboner Verträge 
bewältigt werden müssen.

Vor dem skizzierten komplexen Hinter-
grund finden im Juni 2024 die Wahlen zum Eu-
ropäischen Parlament statt. Die Jahre der neuen 
Legislaturperiode von 2024 - 2029 werden da-
bei Schlüsseljahre für die Entwicklung der EU 
sein. Nur wenn es der EU gelingt, tragfähige 
Antworten und Politikkonzepte als ihren Bei-
trag zur digitalen und klimaneutralen Transfor-
mation zu entwickeln und diese mit einer Neu-
definition der Rolle der EU in der veränderten 
Welt zu verbinden, wird es möglich sein, den 

aufsteigenden Nationalismus und Rechtsextre-
mismus zurückzudrängen. Gelingt dies nicht, 
droht ein schleichender Bedeutungsverlust der 
europäischen Politik.

Der Beitrag von Rolf Mützenich befasst sich 
mit der „neuen”, multipolaren Weltordnung die 
im Gegensatz zur bipolaren Ordnung zu Zeiten 
des Kalten Krieges nun aus mehreren Macht-
zentren besteht, den damit verbundenen geo-
politischen Spannungen und den sich daraus 
ergebenden Anforderungen an die Europäische 
Sicherheits- und Friedenspolitik.

Nikolaus Kowall unterzieht unterschied-
liche Wirkungsebenen hinter der von ihm als 
lange gültige „Zauberformel der europäischen 
Außenpolitik“ bezeichneten Devise “Wandel 
durch Handel” einer kritischen Betrachtung. 
Hat diese tatsächlich das Potential, zu mehr 
Wohlstand, Frieden und Demokratie in der 
Welt zu führen?

Bernd Lange skizziert das Potential der Han-
delspolitik in einer sich rasch wandelnden Welt 
mit zunehmenden Ungleichheiten und Rivali-
täten und begibt sich auf die Suche nach euro-
päischen Antworten auf eine fragmentierte und 
fragmentierende Globalisierung.

Die aktuelle Reform der EU-Fiskalregeln ist 
das Thema des Beitrags von Dominika Biegon 
und Cédric Koch. Bietet diese grundlegende 
Neujustierung der wirtschaftspolitischen Ko-
ordinierung in Europa endlich die bislang un-
genutzte Chance zur Demokratisierung der 
Wirtschaftspolitik?

Um die aktuelle Verschärfung der ohnehin 
schon durch brutale Methoden der Abschot-
tung gekennzeichnete EU-Asylpolitik und die 
Notwendigkeit, Menschenrechte und nicht 
Grenzen zu verteidigen, geht es im Beitrag von 
Marei Pelzer und Maximilian Pichl.

Nina Scheer entwirft Leitlinien zu einem 
europäischen Binnenmarkt für Erneuerbare 
Energien und die mit dieser Vereinheitlichung 
nicht zuletzt angesichts der Unterschiedlich-
keit des europäischen Energiemixes verbun-
denen Herausforderungen.	 ■
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Was heißt Europäische Sicherheits- und Friedenspolitik?1

des 21. Jahrhunderts im Einzelnen aussehen 
wird. Doch spätestens seit dem Abzug aus 
Afghanistan und dem Krieg in der Ukraine 
steht fest: Die liberale Ordnung, die der Wes-
ten und insbesondere die USA nach dem 
Ende des Zweiten Weltkriegs und dem Fall 
der Berliner Mauer errichtet haben, neigt sich 
ihrem Ende zu. Die Welt ist endgültig multi-
polar geworden.

2. Der neue Wettbewerb der Großmächte 
im multipolaren Zeitalter

Als Katalysatoren dieser epochalen Ver-
änderungen wirken insbesondere der Krieg 
in der Ukraine und der Aufstieg Chinas zu 
einer Weltmacht ersten Ranges. Manche 
Zeitgenossen wähnen den Westen bereits in 
einem neuen „Kalten Krieg 2.0“. Allerdings 
ist die heutige weltpolitische Lage – trotz 
einiger Ähnlichkeiten – eine völlig andere. 
Gewiss: Die strategische Rivalität zwischen 
China und den USA wird die Welt grundle-
gend prägen und verändern – vielleicht sogar 
tiefgreifender als die Konfrontation zwischen 
den USA und der Sowjetunion in der zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts. Doch die multi-
polare Welt des 21. Jahrhunderts unterschei-
det sich zugleich in wesentlichen Aspekten 
von der Welt des Ost-West-Konflikts. Der 
Kalte Krieg war geprägt von Bipolarität und 
einem Ideologiekonflikt zwischen zwei gro-
ßen euro-atlantischen Ideen: dem Kapitalis-
mus im Westen und dem Kommunismus im 
Osten.

Heute gibt es indes keinen vergleichbaren 
ideologischen oder intellektuellen Wettbewerb 
zwischen China, Russland und dem Westen. 
Der Grundkonflikt zwischen Autokratien und 
Demokratien ist zwar vorhanden aber nicht 
systemprägend. Denn das im Westen gegen-
wärtig dominante Narrativ einer neuen Sys-
temkonfrontation zwischen Autokratien und 
Demokratien trifft nur bedingt zu. Es ist rich-
tig, dass Demokratien bereits seit geraumer 
Zeit weltweit unter Druck stehen. Laut dem 

von Rolf1Mützenich

1. Einleitung – Eine Welt im Umbruch

„Die alte Welt liegt im Sterben, die neue 
ist noch nicht geboren: Es ist die Zeit der 
Monster“ – mit diesen Worten beschrieb der 
italienische Kommunist und Philosoph An-
tonio Gramsci die weltpolitischen Umbrüche 
zwischen dem Ende des Ersten Weltkriegs 
im Jahr 1918 und dem Beginn des Zweiten 
Weltkriegs im Jahr 1939. Auch heute erle-
ben wir wieder Zeiten großer Umbrüche und 
globaler multipler Großkrisen: Der Aufstieg 
neuer und alter Mächte, der Krieg in Euro-
pa, die Klimakrise, die Folgen der Pandemie, 
die Entwicklung neuer Technologien und 
der Wandel von Wirtschaft und Arbeit. Wir 
sind mitten in einer Zeitenwende der Welt-
politik. Die internationale Ordnung sortiert 
sich neu. Nach fünf Jahrhunderten westli-
cher Dominanz beanspruchen aufstrebende 
Mächte in Asien, Afrika und Lateinamerika 
die internationale Ordnung mitzuprägen und 
mitzugestalten. Das globale Mächtegleich-
gewicht verschiebt sich deutlich in Richtung 
indopazifischer Raum und jener Länder, die 
wir einst abschätzig als „Dritte Welt“ bezeich-
neten. Noch ist ungewiss, wie die Gestalt der 
neuen, sich herausbildenden Weltordnung 

1	 Dieser Artikel ist erstmals in einer leicht veränderten Fassung am 14. Juni 
2023 im Blog der Republik erschienen. Siehe: Mützenich, Rolf (2023): „Die 
Zeit der Monster: Vom unipolaren Moment zurück zum globalen Mächte-
konzert“, Blog der Republik, online aufrufbar unter: https://www.blog-der-
republik.de/die-zeit-der-monster-vom-unipolaren-moment-zurueck-zum-
globalen-maechtekonzert-ein-gastbeitrag-von-rolf-muetzenich/ [letzter 
Abruf: 29.8.2023].

spw 3 | 2023 13Schwerpunkt

 Dr. Rolf Mützenich ist seit 
2019 Vorsitzender der SPD-Bun-
destagsfraktion. Er gehört seit 
2002 dem Deutschen Bundestag 
an.

Foto: © „Photothek“



„Democracy Report 2023“2 des V-Dem Ins-
tituts der schwedischen Universität Göteborg 
gab es im Jahr 2022 zum ersten Mal seit mehr 
als zwei Jahrzehnten mehr geschlossene Auto-
kratien als liberale Demokratien. Autokratien 
umfassen inzwischen rund 72 Prozent der 
Weltbevölkerung (5,7 Milliarden Menschen) 
und erwirtschaften 46 Prozent des globalen 
Bruttoinlandsprodukts (BIP). Die in den drei 
Jahrzehnten seit dem Fall des Eisernen Vor-
hangs weltweit erzielten demokratischen Fort-
schritte wurden in den vergangenen Jahren fast 
völlig rückabgewickelt. Am dramatischsten ist 
dabei der Abbau demokratischer Ordnungen 
im asiatisch-pazifischen Raum, der auf den 
Stand von 1978 zurückgefallen ist. Selbst in-
nerhalb der Europäischen Union (EU) und in 
den USA konnten wir in den letzten Jahren das 
Abgleiten ehemals stabiler Demokratien und 
das Erstarken illiberaler Kräfte beobachten.

Doch so besorgniserregend diese Entwick-
lung auch sein mag, sie stellt keinen neuen 
Wettbewerb der Ideologien dar. China, Russ-
land, Nordkorea und Iran sind allesamt auto-
kratische Diktaturen, doch haben sie ideolo-
gisch und ideell letzten Endes wenig gemein. 
Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine ist 
ebenfalls nicht das Ergebnis einer neuen Sys-
temkonfrontation zwischen Autokratien und 
Demokratien, sondern vielmehr eines unge-
klärten Verhältnisses zwischen russischer Na-
tion und russischem Imperium und einer seit 
Jahrhunderten fortwährenden imperialen Lo-
gik der russischen Elite. Auch Pekings Außen-
politik wird weniger von Ideologie bestimmt 
als von purer Interessenpolitik und der Suche 
nach ökonomischen, technologischen und 
machtpolitischen Vorteilen. Kommunistisch 
ist an der Kommunistischen Partei Chinas 
(KPCH) eigentlich nur noch ihr Aufbau. Auch 
aufstrebende demokratisch-geführte Länder, 
wie beispielsweise Indien und Brasilien, leh-
nen eine Einteilung der Welt in Demokratien 
und Autokratien ab. So ist Indien – immerhin 

2	 Evie Papada, David Altman, Fabio Angiolillo, Lisa Gastaldi, Tamara Köh-
ler, Martin Lundstedt, Natalia Natsika, Marina Nord, Yuko Sato, Felix Wie-
brecht, and Staffan I. Lindberg. 2023. Defiance in the Face of Autocratization. 
Democracy Report 2023. University of Gothenburg: Varieties of Democracy 
Institute (V-Dem Institute), online aufrufbar unter: https://www.v-dem.net/
publications/democracy-reports/ [letzter Abruf:29.8.2023].

die größte Demokratie der Welt – zugleich 
Mitglied der Quad-Gruppe (USA, Austra-
lien, Indien, Japan) sowie der BRICS-Staaten, 
der von Peking dominierten Asiatischen In-
frastrukturinvestmentbank (AIIB) und der 
Shanghaier Organisation für Zusammenarbeit 
(SOZ). Ideologische Konflikte und Werte spie-
len offenbar in der Welt des 21. Jahrhunderts 
nur noch eine nachrangige Rolle und werden 
zunehmend durch Macht- und Interessenpoli-
tik ersetzt.

Im Gegensatz zur bipolaren Welt des Kal-
ten Krieges spricht deshalb vieles dafür, dass 
die neue Welt des 21. Jahrhunderts eine multi-
polare Welt mit verschiedenen globalen Zent-
ren sein wird, die auf unterschiedliche Art und 
Weise Macht und Einfluss ausüben. Zu diesen 
Zentren gehören sicherlich die „großen Fünf “: 
die USA, China, die EU, Indien und – zumin-
dest in militärischer und rohstoffpolitischer 
Sicht – ein wenig stabiles und zunehmend an 
Bedeutung verlierendes Russland („Tankstel-
le mit Atomwaffen“). Daneben wird es noch 
weitere einflussreiche regionale Pole geben, 
wie z.B. Brasilien, Mexiko, Indonesien und die 
ASEAN-Staaten, Iran, Saudi-Arabien, Nigeria 
und Südafrika. Diese neuen, aufstrebenden 
Länder des Globalen Südens werden sich zu 
Recht mit einer neuen uni- oder bipolaren 
Ordnung nicht abfinden oder irgendeinem 
Land unterordnen. In Europa und in den USA 
wird oft vergessen, dass der Kalte Krieg nur im 
Westen und innerhalb der Sowjetunion „kalt“ 
blieb und vor allem in den Ländern des Glo-
balen Südens ausgetragen wurde. Zwischen 
1945 und 1989 fanden in der damaligen „Drit-
ten Welt“ mehr als 150 größere bewaffnete 
Konflikte statt – oftmals von den USA und 
der UdSSR angefachte sogenannte „Stellver-
treterkriege“. Mehr als 20 Millionen Menschen 
kamen Schätzungen zufolge bei diesen, zum 
Teil langwierigen militärischen Auseinander-
setzungen in der „Dritten Welt“ ums Leben.

Auch der „unipolare Moment“ (Charles 
Krauthammer) nach dem Zerfall der Sowjet-
union wurde in den Ländern des Globalen 
Südens keineswegs als eine Ära des Friedens 
und der Stabilität wahrgenommen. Dazu tru-
gen nicht nur die gescheiterten westlichen 
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Interventionen im Nahen Osten und Afrika 
bei, sondern auch, dass der Westen hinter den 
selbst geweckten Erwartungen oftmals zurück-
blieb und durch die Missachtung internatio-
naler Normen und der einseitigen Kündigung 
von Abrüstungsverträgen wichtiges Vertrauen 
verspielte. Dies erklärt in Teilen, warum selbst 
ein Jahr nach Kriegsbeginn viele Staaten die-
ser Welt Russlands Angriffskrieg nach wie vor 
nicht eindeutig verurteilt haben. Nicht wenige 
Staaten des Globalen Südens sehen die Ver-
antwortung für den Krieg in der Ukraine nicht 
nur bei Russland, sondern auch im Westen. 
Auch wenn nichts Putins Überfall rechtfertigt, 
sollten wir uns offener für die Frage zeigen, ob 
der Westen nach dem Ende des Kalten Krieges 
alles Mögliche unternommen hat, um Russ-
lands imperialer Besessenheit keinen zusätz-
lichen Nährboden zu geben.

Bei der dritten Abstimmung in der UN-
Generalversammlung am 23. Februar 2023 
stimmten zwar wie bereits vor einem Jahr 
erneut 141 Staaten für eine Resolution zum 
Ende des Krieges und den Rückzug Russ-
lands aus der Ukraine. Doch haben sich nach 
wie vor bislang nur 35 Staaten den westlichen 
Sanktionen gegen Moskau angeschlossen. Dies 
bedeutet nicht, dass diese Staaten Russlands 
Angriffskrieg gutheißen oder dass die Anzie-
hungskraft aus Moskau und Peking im Globa-
len Süden größer ist als die des Westens. Aber 
wir müssen anerkennen, dass es in anderen 
Weltregionen offenkundig andere Interessen 
und Sichtweisen auf den Krieg in der Ukraine 
gibt als in Washington oder Brüssel.

Der Westen sollte deshalb nicht versuchen, 
die Länder des Globalen Südens zu einer Ent-
scheidung zwischen Russland, China und 
dem Westen zu zwingen. Eine solche Strate-
gie würde die Fähigkeiten des Westens über-
steigen und wäre letzten Endes zum Scheitern 
verurteilt. Viel zu lange hat der Westen den 
Interessen und Bedürfnissen des Globalen Sü-
dens nicht ausreichend Beachtung geschenkt. 
Internationale Institutionen wie die Vereinten 
Nationen, der Internationale Währungsfonds 
(IWF) und die Weltbank spiegeln nach wie 
vor die machtpolitischen Realitäten nach dem 
Ende des Zweiten Weltkriegs und nicht die 

von heute wider. Der Globale Süden fordert 
deshalb bereits seit langem eine institutionelle 
Neuordnung, die die Interessen der Länder des 
Globalen Südens stärker einbezieht und reprä-
sentiert. Längst versuchen die BRICS-Staaten 
sich in diesem Zusammenhang als Gegen-
modell zum Westen zu positionieren. Bereits 
im Jahr 2015 gründeten die BRICS die „New 
Development Bank“ (NDB) als Alternative zur 
Weltbank und dem IWF. Zu der NDB gehören 
mittlerweile neben den fünf BRICS-Staaten 
auch Ägypten, Bangladesch, Uruguay und die 
Vereinigten Arabischen Emirate. Bei dem 15. 
Treffen der BRICS-Staaten vom 22. bis zum 
25. August 2023 in Johannesburg in Südafrika 
beschlossen die BRICS zudem die Aufnahme 
von sechs neuen Mitgliedsstaaten. Demnach 
treten zum 1. Januar 2024 Ägypten, Argenti-
nien, Äthiopien, die Vereinigten Arabischen 
Emirate sowie die zwei Erzrivalen Saudi-Ara-
bien und Iran dem Verbund von Schwellen-
ländern bei. Darüber hinaus sollen über 20 
weitere Staaten ihr Interesse an einer BRICS-
Mitgliedschaft bekundet haben. Dies zeigt 
deutlich: Immer mehr Staaten des Globalen 
Südens – selbst (einstige) strategische Partner 
des Westens wie Saudi-Arabien – suchen zu-
nehmend die Nähe zu den BRICS oder wollen 
sich zumindest mehrere Optionen offenhalten. 
Wie groß der Einfluss der BRICS-Staaten letz-
ten Endes sein wird bleibt dennoch abzuwar-
ten. Anders als die G7 setzen sich die BRICS 
aus sehr unterschiedlichen politischen Syste-
men und Volkswirtschaften zusammen und 
konkurrieren darüber hinaus noch unterein-
ander um Macht und Einfluss. Hinzu kommt, 
dass sich einige BRICS-Mitgliedstaaten wie 
Indien und Brasilien weiterhin keinem Lager 
eindeutig zuordnen wollen. Unterschätzen 
sollte der Westen die gegenwärtigen Entwick-
lungen im Rahmen der BRICS und der SOZ 
dennoch nicht, denn die BRICS-Staaten eint 
ein gemeinsames Ziel: Die Transformation der 
Weltordnung hin zu einer weniger westlichen 
und zunehmend multipolaren Welt.

Wenn der Westen den Globalen Süden nicht 
an Russland und China verlieren möchte, ist es 
daher unerlässlich, dass wir die internationa-
len Institutionen reformieren und eine gerech-
tere Ordnung gemeinsam mit den Ländern des 
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Globalen Südens errichten. Dabei müssen wir 
auch nicht bei Null anfangen. Bereits vor mehr 
als 40 Jahren entwickelte der erste sozialdemo-
kratische Bundeskanzler Willy Brandt mit dem 
Nord-Süd-Bericht eine wegweisende Strategie, 
um den Nord-Süd-Ausgleich voranzubringen. 
Ganz in dieser Tradition agiert auch heute 
Bundeskanzler Olaf Scholz, wenn er gerechte 
Partnerschaften und neue Formen der Zusam-
menarbeit mit den Ländern des Globalen Sü-
dens fordert. Dazu gehört die Einladung von 
Indien, Südafrika und den Vorsitzländern der 
Afrikanischen Union und der Gemeinschaft 
der Lateinamerikanischen und Karibischen 
Staaten zum G7-Gipfel in Elmau im vergange-
nen Jahr, ebenso wie die Initiative zur globalen 
Mindeststeuer, der Klimaclub und der Aufbau 
von neuen, beidseitig vorteilhaften Partner-
schaften im Bereich der Energieversorgung 
(„Just Energy Transition Partnerships“) und in 
der Entwicklungszusammenarbeit.

Der Globale Süden hat wie der Westen ein 
fundamentales Interesse am Erhalt einer mul-
tilateralen und regelbasierten Ordnung, in der 
die Stärke des Rechts gilt und nicht das Recht 
des Stärkeren. Eine multipolare Ordnung 
schafft nicht automatisch eine gerechtere und 
sicherere Welt. Im europäischen Großmächte-
konzert des 19. Jahrhunderts waren kleinere 
und mittelgroße Staaten oftmals nur Spielfi-
guren auf dem geopolitischen Schachbrett der 
fünf Großmächte. Ohne einen globalen Rah-
men von internationalen Normen, Regeln und 
Gesetzen sowie Institutionen, um diese auf-
rechtzuerhalten, werden sich die kleinen und 
mittleren Mächte auch im 21. Jahrhundert der 
Logik des Großmächtewettbewerbs nicht ent-
ziehen können.

3. Europäische Sicherheits- und Friedens-
politik im neuen Konzert der Mächte

Auch für Europa stellt sich die Frage, ob 
es im globalen Mächtekonzert der Zukunft 
ein eigenständiger Machtpol oder ein Spiel-
ball geopolitischer Großmachtrivalität sein 
wird. Vor allem der russische Überfall auf die 
Ukraine hat die Frage der Sicherheit und Ver-
teidigungsfähigkeit Europas so deutlich ins 
Licht gerückt wie noch nie zuvor seit 1945. 

Der Krieg in der Ukraine bedeutet das endgül-
tige Ende der europäischen Nachkriegs- und 
Friedensordnung und leitet eine neue, weite-
re Phase des Misstrauens und der Aufrüstung 
in den internationalen Beziehungen ein, die 
das politische Gesicht der Welt für viele Jahre, 
wenn nicht gar Jahrzehnte, verändern wird.

Wie und wann der Krieg enden wird ist 
selbst eineinhalb Jahre nach Kriegsbeginn 
weiterhin ungewiss. Vieles deutet gegenwär-
tig auf einen langen Zermürbungskrieg hin. 
Doch bereits heute lässt sich konstatieren, dass 
Putin mit seiner imperialen Rekonstruktion 
gescheitert ist. Trotz enormer menschlicher 
und materieller Verluste ist es Putin weder 
gelungen, die Ukraine zu erobern noch den 
Westen zu spalten. Im Gegenteil: Der Krieg 
hat die ukrainische Gesellschaft zusammen-
geschweißt und zu einer Renaissance der mi-
litärischen Sicherheitspolitik geführt. Sowohl 
die Europäische Union als auch das nordatlan-
tische Bündnis sind heute weitgehend geeint 
und geschlossen wie seit langem nicht mehr. 
Insbesondere die NATO, noch vor wenigen 
Jahren von US-Präsident Trump als „obsolet“ 
und vom französischen Präsidenten Macron 
als „hirntot“ bezeichnet, ist wieder das wich-
tigste sicherheitspolitische Bündnis in Euro-
pa. Bei dem jüngsten NATO-Gipfel in Vilnius 
am 11. und 12. Juli wurden wichtige Weichen 
für die Verteidigungspolitik der Allianz und 
zur langfristigen Unterstützung der Ukraine 
gestellt. Darüber hinaus hat die Türkei nach 
langem Widerstand dem Beitritt Schwedens 
zur NATO zugestimmt. Der Beitritt Finnlands 
und nun Schwedens nach vielen Jahrzehnten 
bzw. Jahrhunderten der Bündnisfreiheit ist ein 
historischer Schritt, der noch vor kurzem un-
denkbar schien.

Die Wiederbelebung des atlantischen 
Bündnisses ist einerseits sicherlich auf die 
völlig veränderte Sicherheitslage in Europa 
und auf die Veränderungen in der internatio-
nalen Ordnung zurückzuführen. Mindestens 
ebenso wichtig war allerdings die Rückkehr 
der amerikanischen Führungsrolle unter der 
derzeit amtierenden Biden-Administration, 
mit der auch die Bundesregierung sehr eng 
zusammenarbeitet. Die Welt würde heute ge-
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wiss anders aussehen, wenn Donald Trump 
am Morgen des 24. Februars 2022 noch im 
Oval Office des Weißen Hauses gesessen hätte. 
Der russische Überfall auf die Ukraine hat den 
Westen nach einer tiefen Krise während der 
Trump-Jahre wieder zusammengeführt, aber 
er hat uns zugleich unsere Abhängigkeit von 
den USA nochmals auf besonders grausame 
Weise vor Augen geführt. Darüber hinaus soll-
ten wir uns nichts vormachen: Präsident Biden 
könnte der letzte US-Präsident sein, der sein 
Hauptaugenmerk auf Europa richtet. Die USA 
werden sich künftig vorrangig noch mehr zu 
Asien und dem Indopazifik hinwenden – mit 
weitreichenden Folgen für die europäische Si-
cherheit.

Europa steht vor einer Weggabelung. Wir 
können im Wettbewerb der Großmächte nur 
bestehen, wenn es uns gelingt, ein geopoliti-
sches und strategisch souveränes Europa zu 
gründen. Der Krieg in der Ukraine und die 
geopolitischen Verwerfungen der letzten Jah-
re haben deutlich gezeigt, dass wir die euro-
päischen Institutionen stärken und die Ba-
lance zwischen Intergouvernementalismus 
und Supranationalismus innerhalb der Euro-
päischen Union neu definieren müssen. Wir 
müssen zwischen den einzelnen Bereichen 
und Ebenen der EU-Außenpolitik mehr Syn-
ergiemöglichkeiten und Gemeinsamkeiten 
schaffen, vom Militärischen bis hin zum dip-
lomatischen Dienst und wirtschaftlicher Inte-
gration. Dazu gehört auch die Aufhebung des 
Einstimmigkeitsprinzips bei außen- und si-
cherheitspolitischen Fragen. Europa muss ler-
nen, mit einer Stimme zu sprechen und seine 
geopolitischen Interessen gegenüber anderen 
Großmächten effektiver zu vertreten. Die USA 
bleiben dabei ohne Zweifel unser wichtigster 
Verbündeter. Gleichzeitig sollte sich aber die 
EU nicht in einen neuen Hegemonialkonflikt 
zwischen den USA und der Volksrepublik 
China hineinziehen lassen. Statt auf Entkop-
pelung und Konfrontation zu setzen, sollte die 
EU alles dafür tun, die regelbasierte Ordnung 
zu retten und das Denken in Nullsummen-
spielen zu überwinden. Deshalb war es rich-
tig, dass sich Bundeskanzler Olaf Scholz beim 
letzten G7-Gipfel in Hiroshima erfolgreich 
für „de-risking“ und konstruktive und stabi-

le Beziehungen mit China einsetzte. Dies be-
deutet allerdings keinesfalls, dass Europa eine 
Position der Äquidistanz zwischen Peking und 
Washington einnehmen sollte. Die transatlan-
tische Zusammenarbeit bleibt gerade in Zeiten 
des Umbruchs eine wichtige Säule der inter-
nationalen und regelbasierten Ordnung. Doch 
zur Wahrheit gehört auch, dass unsere Interes-
sen in einer multipolaren Weltordnung nicht 
immer mit jenen in Washington identisch 
sein werden. Unser Ziel sollte es daher sein, 
die transatlantische Partnerschaft zu stärken 
und zugleich unsere europäische Souveränität 
auszubauen und mehr strategische Verantwor-
tung zu übernehmen.

All dies zeigt deutlich: Auf die entstehende 
multipolare Weltordnung wird es keine ein-
fachen Antworten geben. Wir dürfen die Welt 
jedoch nicht in ein neues Schwarz-Weiß-Den-
ken aufspalten. Seit der Corona-Krise und 
dem Krieg in der Ukraine können wir eine zu-
nehmende Fragmentierung der Welt und eine 
Veränderung der Globalisierungsmuster beob-
achten. Vor allem die sich zuspitzende macht-
politische Rivalität zwischen den USA und 
China macht eine wirksame Zusammenarbeit 
bei zentralen globalen Menschheitsaufgaben, 
wie der Bekämpfung des Hungers, dem Klima-
wandel und Pandemien immer schwieriger. 
Gleichzeitig steht die globale vertragsbasierte 
Rüstungskontrolle vor ihrem Ende. Ein neuer 
Rüstungswettlauf sowohl bei konventionellen 
wie auch nuklearen Waffen und Waffen mit 
künstlicher Intelligenz ist längst im Gange. Be-
reits heute verfügen Russland, China und auch 
der Westen über zahllose Waffensysteme, die 
die Welt, in der wir leben, zerstören können. 
Dennoch ist laut dem Jahresbericht des Stock-
holmer Friedensforschungsinstituts SIPRI die 
Zahl gefechtsbereiter nuklearer Sprengköpfe 
im Vergleich zum Vorjahr nochmals gestie-
gen3. Vor allem die Volksrepublik China baut 
ihr nukleares Arsenal weiterhin massiv aus. 
Dem SIPRI-Bericht zufolge könnte China bis 
Ende dieses Jahrzehnts über genauso viele bal-
listische Interkontinentalraketen verfügen wie 
die USA und Russland. Diese Entwicklungen 

3	 SIPRI Yearbook 2023: Armaments, Disarmament and International Security, 
SIPRI. Oxford: Oxford University Press, 2023.
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zeigen, dass wir die Rüstungskontrolle grund-
legend neu ausrichten müssen. Wir brauchen 
neue Rüstungskontrollforen und Regelwerke, 
die sowohl neue wichtige Akteure wie China 
als auch neue technologische Entwicklungen, 
insbesondere in den Bereichen Künstliche In-
telligenz, Autonomie, Cyber und Weltraum, 
stärker mit einbinden.

Die Zeitschrift „Bulletin of the Atomic 
Scientists“ hat angesichts der gegenwärtigen 
tiefgreifenden geopolitischen Verwerfungen 
und geopolitischen Verschiebungen vor kur-
zem den Zeiger der Weltuntergangsuhr auf 90 
Sekunden vor Mitternacht vorgestellt – so nah 
an einer globalen Katastrophe wie noch nie 
seit ihrer Einführung im Jahr 19474. Deshalb 
ist umso wichtiger, dass wir immer wieder 
versuchen, gemeinsame Interessen zu finden 
und auch schwierige Partner in multilaterale 
Ansätze einbinden. Gerade in Zeiten globaler 
Großkrisen, machtpolitischer Verwerfungen 
und geopolitischer Spannungen brauchen wir 
eine internationale Ordnung, die auf gemein-
samen Regeln und Gesetzen, auf Kooperation 
und Multilateralismus gründet. Ansonsten 
werden sich noch mehr Monster unserer Welt 
bemächtigen.	 ■

4	 The Bulletin of the Atomic Scientists: A time of unprecedented danger: It is 
90 seconds to midnight, 2023 Doomsday Clock Statement, 24. Januar 2023, 
online aufrufbar unter: https://thebulletin.org/doomsday-clock/current-ti-
me/ [letzter Abruf: 29.8.2023].
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Europa nach dem Krieg: Liberale Weltwirtschafts- 
ordnung, oder europäische Souveränität?
von Nikolaus Kowall1

„Wandel durch Handel“ lautete über Jahr-
zehnte die Zauberformel der europäischen 
Außenpolitik. Die Integration aller Partner 
in globale Handelsbeziehungen, so die Idee, 
vermindere das Risiko gewaltsamer Konflik-
te, weil im Kriegsfall alle nur verlieren kön-
nen. Überdies gab es historisch noch keine 
Demokratie ohne Marktwirtschaft, insofern 
unterstütze die Ausdehnung der liberalen 
Weltwirtschaftsordnung den Prozess der De-
mokratisierung.

Mustergültig für diesen Zugang stand der 
ehemalige deutsche Bundeskanzler Gerhard 
Schröder, der sich 2008 explizit auf die Devise 
„Wandel durch Handel“ berief und den WTO-
Beitritts Chinas im Jahr 2001 aktiv unterstütz-
te.2 Die enge wirtschaftliche Bindung an das 
Russland des „lupenreinen Demokraten“ Pu-
tin (© Schröder), brachte dem SPD-Mann die 
Kritik ein, menschenrechtliche Aspekte ausge-
blendet zu haben. Alexander Rahr verteidigte 
Schröder seinerzeit.3 Der Vertreter der Deut-
schen Gesellschaft für Auswärtige Politik und 
Lobbyist für Gazprom urteilte, NGO‘s „neigen 
zur Übertreibung“ mit ihrer Kritik: „Schrö-
der tut gut daran, die Dinge ins rechte Licht 
zu rücken und nicht zu einseitig zu beurteilen. 
Kritik nur um der Kritik willen ist wenig pro-
duktiv“. Und noch im Januar 2022 hieß es bei 
der CDU-nahen Konrad-Adenauer-Stiftung 
zum indopazifischen Freihandelsabkommen 
RCEP: „Daneben scheint es geglückt zu sein, 
das Abkommen ausschließlich auf einer wirt-
schaftlichen Ebene zu halten. Fragen zu Men-
schenrechten oder Umweltfragen kommen 
kaum vor.“4

1	 Dr. Nikolaus Kowall ist Inhaber einer Stiftungsprofessur für internationale 
Makroökonomie an der Hochschule für Wirtschaft, Management und Fi-
nance in Wien.

2	 Schröder, Gerhard: „Warum wir Peking brauchen“, www.zeit.de, 17. Juli 
2008.

3	 Phalnikar, Sonia: „Kritik an Schröders Prinzip des ‚Wandel durch Handel‘“, 
4.5.2005; online unter: https://www.dw.com/de/kritik-an-schr%C3%B6ders-
prinzip-des-wandel-durch-handel/a-1572911 [letzter Abruf: 1.9.2023].

4	 Cernicky, Jan: „Das weltgrößte Freihandelsabkommen RCEP tritt 2022 in 

Dass die außenpolitischen Prioritäten 
Deutschlands und anderer europäischer Län-
der über all die Jahre zufälligerweise mit west-
lichen Geschäftsinteressen Hand in Hand gin-
gen, machte immer schon stutzig. Eine echte 
Zeitenwende brachte aber erst Putins offene 
Aggression. Beschwichtigungen, Bagatelli-
sierungen und Beschönigungen, wie jene des 
Gazprom-Lobbyisten Rahr, scheinen vorerst 
passé. Selbst ein Hauptgeschäftsführer des 
Bundesverbands der Deutschen Industrie 
(BDI) argumentiert seit Putins Überfall auf 
die Ukraine nicht mehr kommerziell, sondern 
politisch: „Am 4. Februar haben Russland und 
Peking dem Westen den Fehdehandschuh 
hingeworfen“, so Wolfgang Niedermark drei 
Wochen nach Kriegsausbruch in Bezug auf 
den Auftritt von Putin und Xi Jinping am Vor-
abend der Olympischen Winterspiele.5 Die 
neuen Töne hören sich eher nach Kaltem Krieg 
an, denn nach „Wandel durch Handel“. Dabei 
war die Ausbreitung von Wohlstand, Demo-
kratie und Frieden das zentrale Versprechen 
der jüngsten Globalisierung, die nach dem 
Zerfall von Ostblock und Sowjetunion ab 1990 
volle Fahrt aufnahm. Konnten diese Verspre-
chen im Rahmen der globalen ökonomischen 
Integration der letzten Jahrzehnte gehalten 
werden?

Wohlstand 

Ein Blick auf die neuen EU-Mitgliedsländer 
sowie nach Süd- und Ostasien zeigt: es gibt tat-
sächlich ganze Weltregionen, wo zig Millionen 
Menschen im Rahmen der jüngeren Globali-
sierung der Armut entkamen. Konvergenz zwi-
schen den Pro-Kopf-Einkommen der Länder 

Kraft“, 4.1.2022; online unter: https://www.kas.de/de/analysen-und-argu-
mente/detail/-/content/das-weltgroesste-freihandelsabkommen-rcep-tritt-
in-kraft [letzter Abruf: 1.9.2023].

5	 Lumme, Christoph: „Unterstützer, Dulder, Profiteur? – Was Chinas Pakt mit 
Putin für Europa bedeutet“, 28.3.2022; online unter: https://www.handels-
blatt.com/politik/ukraine-krieg-und-china-unterstuetzer-dulder-profiteur-
was-chinas-pakt-mit-putin-fuer-europa-bedeutet/28201612.html [letzter 
Abruf: 1.9.2023].
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der Erde lässt sich zwischen 1990 und 2019 gut 
nachweisen. Mexiko, Russland, Japan, Südafrika 
oder Italien sind hingegen Beispiele dafür, dass 
viele Staaten seit 1990 wirtschaftlich zurückge-
fallen sind.6 Aber nicht nur zwischen den Natio-
nen gibt es Verlierer, auch innerhalb vieler Staa-
ten ist die Ungleichheit angestiegen.7 Der globale 
Handel produziert einerseits Gewinner, ande-
rerseits aber ganze Verlierer-Branchen inklusive 
Arbeitslosigkeit und Verschlechterung der Ein-
kommensverteilung.8 Dem konnten und wollten 
die Regierungen unter den Bedingungen des 
globalen Unterbietungswettbewerbs nichts ent-
gegensetzen. Das politische Gewicht hatte sich 
von den nationalen Demokratien in Richtung 
der global agierenden Konzerne verschoben.9

Sowohl die sozialen Probleme als auch die 
Begrenzung demokratischer Handlungsmög-
lichkeiten durch „Sachzwänge der Globalisie-
rung“, bereiteten den Boden für Nationalismus 
und Rechtspopulismus. Dies hatte gegen Ende 
ihrer Kanzlerschaft sogar Globalisierungsbefür-
worterin Angela Merkel erkannt: „Wir dürfen 
nicht naiv sein, die antidemokratischen Kräfte 
(…) warten nur darauf soziale Ängste zu schü-
ren und Unsicherheiten zu verbreiten. Sich für 
eine nachhaltige Entwicklung in allen Regionen 
einzusetzen, ist auch ein politisches Instrument 
gegen Populisten und Radikale.“10. Die liberale 
Demokratie zersetzte sich durch eine politisch 
unregulierte Globalisierung von innen – Stich-
worte Trump, Brexit, Orban. Der globale Han-
del hat echte Erfolge hervorgebracht, der damit 
verbundene Wandel aber auch viele Probleme.

Dass die globale Wohlstandsvermehrung 
die ökologischen Probleme potenzieren wür-
de, hatten die Apologeten der liberalen Welt-
wirtschaftsordnung überhaupt nicht auf dem 

6	 Kowall, Nikolaus (2022): „Internationale Konvergenz der Pro-Kopf-Ein-
kommen während der jüngeren Globalisierung 1990–2019” in: Momentum 
Quarterly Vol. 11, No. 1 (2022), p. 1-76.

7	 Piketty et al. (2018): „World inequality report”, https://wir2018.wid.world/.

8	 Rodrik, Dani (2018): „Populism and the economics of globalization”; online 
unter: https://drodrik.scholar.harvard.edu/files/dani-rodrik/files/populism_
and_the_economics_of_globalization.pdf [letzter Abruf: 1.9.2023].

9	 Kowall, Nikolaus & Lercher Max (2021): „Wie Europa die Globalisierung 
zähmen kann“ auf www.makronom.de, 11.10.2018.

10	Bundesregierung: „Regierungserklärung von Bundeskanzlerin Dr. Angela 
Merkel“,, 19. Juni 2020; online unter: https://www.bundesregierung.de/breg-
de/service/bulletin/regierungserklaerung-von-bundeskanzlerin-dr-angela-
merkel-1762870 [letzter Abruf: 1.9.2023].

Schirm. Exemplarisch herausgegriffen sei der 
Import von Fast-Fashion mittels schwerölbe-
triebener Containerschiffe. Die Ressourcenver-
nichtung im Zuge viel zu billiger Produktion 
von Einweg-Kleidung in Ländern des Südens, 
die obendrein auf Ausbeutung menschlicher 
Arbeitskraft in Sweatshops beruht, ist an sich 
schon skandalös. Dass immer größere Fracht-
schiffe gleichzeitig für einen erheblichen Teil 
der globalen Stickoxid-Emissionen verantwort-
lich sind und durch Lärmverschmutzung ganze 
Arten von Meereslebewesen stark beeinträch-
tigen, kommt noch obendrauf. „Wandel durch 
Handel“ hat die ökologischen Kosten einer glo-
balen Wirtschaftsverflechtung nie einkalkuliert.

Demokratie 

Die demokratische Missionierung nicht-
westlicher Staaten war kein Erfolg. Es stimmt 
zwar, dass es noch nie eine Demokratie ohne 
Marktwirtschaft gab, aber umgekehrt kann die 
Marktwirtschaft sehr gut ohne Demokratie. 
Der Kapitalismus funktioniert sogar mit einer 
„kommunistischen“ Ein-Parteien-Regierung 
wie in China exzellent. Im Westen dachte man: 
erst exportiert man die Marktwirtschaft und 
dann wird sich eine Demokratisierung einstel-
len. Wir exportieren sozusagen unsere Werte 
mit unserem Kapital. Wir haben zwar Kapital 
und Technologie exportiert, aber nicht Rechts-
staat, Demokratie und Gewaltenteilung. In 
Russland, der Türkei und auf den Philippinen 
ist die Demokratie längst auf dem Rückzug, 
Brasilien und Indien sind mindestens Wackel-
kandidaten. In China konnte sie gar nicht erst 
entstehen oder wird, wie in Hong Kong, rück-
gebaut. „Nie gab es mehr Austausch und doch 
nie mehr Repression“, so ein Außenpolitikre-
dakteur in Bezug auf das enorme Handelsvolu-
men mit China.11

Die wirtschaftliche Verflechtung, so die 
Hoffnung, solle zu einem Transfer politischer 
Ideen führen. Doch dieser Transfer ist keine 
Einbahnstraße. Es geht auch in die andere Rich-
tung. Überspitzt könnte man heute sagen, wir 

11	Lau, Jörg: „Wandel durch Handel“, www.internationalepolitik.de, 1.9.2021; 
online unter: https://internationalepolitik.de/de/wandel-durch-handel-0 
[letzter Abruf: 1.9.2023].
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exportieren nicht nur keine Demokratie, wir 
importieren obendrein autoritäres Gedanken-
gut. Davon entsteht bei uns schon so genug, 
aber die ideologischen Importe aus den russi-
schen Trollfabriken gießen nochmal Öl ins Feu-
er. „Wandel durch Handel“ wurde für die libera-
le Demokratie sogar zum Boomerang.

Frieden

Eine enge wirtschaftliche Verflechtung 
wirkt nicht konflikthemmend. Der politisch 
laut ausgetragene Handelsstreit zwischen der 
Trump-Regierung und Peking entstand nicht 
trotz, sondern wegen des enormen Handels-
volumens zwischen den USA und China. Der 
aktuelle Krieg in der Ukraine, in dem die EU 
faktisch Partei ist, brach aus, obwohl die Union 
Russlands größer Handelspartner war.12  Auch 
unmittelbar vor dem Ersten Weltkrieg erreichte 
die globale Handelsverflechtung ein Rekord-
niveau. „Wandel durch Handel“ trifft in Bezug 
auf den Weltfrieden nicht zu. Deshalb hatte der 
Ökonom John Maynard Keynes recht, wenn 
er 1933 schrieb: „Ich sympathisiere daher eher 
mit denen, die die wirtschaftliche Verflechtung 
zwischen den Nationen minimieren würden 
(…) Ideen, Wissen, Kunst, Gastlichkeit, Reisen 
– das alles sind die Dinge, die ihrer Natur nach 
international sein sollten. Aber lassen wir Güter 
heimisch produzieren, wann immer es vernünf-
tig und bequem möglich ist.“13 

Integration der westlich-demokratischen 
Hemisphäre

Putins Aggressionskrieg führt seit langem 
wieder zu großer transatlantischen Einigkeit. 
Der „Westen“ erlebt eine unerwartete Renais-
sance – Finnland ist der NATO bereits beige-
treten, Schweden steht kurz davor. Die meisten 
Europäer:innen werden froh sein, wenn die 
USA ihr hohes Engagement beibehalten so lan-
ge der Krieg noch wütet. Im schlimmsten Fall 
kann es noch Jahre dauern. Das soll nicht daran 
hindern, sich schon jetzt Gedanken über das 

12	Eurostat: „Russia-EU – international trade in goods statistics”, www.eurostat.
eu, Februar 2022.

13	Keynes, John Maynard (1933): „National Self-Sufficiency”, https://www.
mtholyoke.edu.

„Danach“ zu machen. Sicherheitspolitisch ist 
von einer Vertiefung der transatlantischen Ko-
operation, über einen stärkeren europäischen 
NATO-Arm bis hin zu einer militärischen 
Emanzipation Europas – womöglich sogar un-
ter wohlwollender Begleitung der USA, die ihre 
Interessen eigentlich im Pazifik sehen – alles 
denkbar. Diese Diskussion kann nicht gänzlich, 
aber doch weitgehend losgelöst von künftigen 
Regimes wirtschaftlicher Weltmarktintegration 
der EU betrachtet werden. Gewisse politische 
Kräfte nutzen jedoch die Gunst der Stunde, um 
die sicherheitspolitische Renaissance des Atlan-
tiks auch als Schritt in Richtung einer stärkeren 
ökonomischen Integration der Region zu nutzen.

„Deutschland setzt sich auf EU-Ebene dafür 
ein, dass die Europäische Union in einen in-
tensiven Austausch mit der US-Regierung zur 
Förderung von Handel und Investitionen mit 
hohen Umwelt- und Sozialstandards eintritt, 
um mit dem transatlantischen Wirtschafts-
raum globale Standards setzen zu können,“ 
hieß es im November überraschend von der 
Ampel-Koalition – obwohl die Grünen sich 
stets gegen das EU-USA Freihandelsabkom-
men TTIP ausgesprochen hatten.14 Gleichzeitig 
wurde der Weg für die Ratifikation des Han-
delsabkommens CETA mit Kanada freigege-
ben. Die FDP konnte die Gunst der Stunde nut-
zen. Christian Lindner hatte schon unmittelbar 
nach Kriegsausbruch angekündigt, dass es Zeit 
sei, die transatlantischen Beziehungen durch 
ein Freihandelsabkommen zu vertiefen.15 „Die 
westliche Hemisphäre muss zu einem großen 
Freihandelsraum umgebaut werden“, assistierte 
das Handelsblatt.16  Kanzler Scholz hatte dann 
im Oktober Bereitschaft signalisiert, das „heiße 
Eisen“ nochmals anfassen zu wollen. Unmittel-
barer Anlass sei das großangelegte industrie-
politische Programm des „Inflation Reduction 
Acts“ der US-Regierung, das zu einem Überbie-
tungswettbewerb bei Subventionen führe, was 

14	https://www.spiegel.de/politik/deutschland/freihandel-ampel-will-ceta-ab-
kommen-ratifizieren-a-7df5730c-7658-49bb-83d2-16c353e69f2e [letzter 
Abruf: 1.9.2023].

15	Sauga, Michael: „Und plötzlich wollen alle wieder Freihandelsabkommen“, 
https://www.spiegel.de/wirtschaft/eu-und-die-abhaengigkeit-von-russland-
und-ploetzlich-wollen-alle-wieder-freihandelsabkommen-a-d6a09349-
f77b-4bb1-9a5a-adb5681b542b, 25.3.2022 [letzter Abruf: 1.9.2023].

16	Martin Greive: „Lindner-Vorstoß: Her mit dem Chlorhuhn!“, www.handels-
blatt.com, 19.3.2022.
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renden Agrarkonzernen zugutekommen.22 Ge-
gen soziale und ökologische Bedenken hat die 
Wirtschaft derzeit das geopolitische Argument 
auf ihrer Seite. Ein Unternehmenssprecher von 
Bayer argumentiert so: „Brasilianer und Euro-
päer sollten jetzt den Vorteil erkennen, dass 
eine enge Zusammenarbeit beim Handel beide 
Seiten weniger abhängig macht von den Launen 
eines großen Marktes wie China.“23

Mit dem gleichen Argument wird nun In-
dien umgarnt. Im Juli warb Bundeswirtschafts-
minister Habeck in Neu Delhi für ein Freihan-
delsabkommen zwischen Indien und der EU.24 
Im Juni wurde Indiens Premier Narendra Modi 
bei einem Staatsbesuch in Washington der rote 
Teppich ausgerollt. Der Hindu-Nationalist, der 
vor 20 Jahren noch mit einem Einreiseverbot 
in die USA belegt wurde, wird nun offen um-
worben.25 Und damit ist der Plan B zur Rettung 
der Globalisierung vorgezeichnet. Die „Wandel 
durch Handel“-Globalisierung gilt als geschei-
tert. Darum soll nun die Abhängigkeit von 
autoritären Staaten gemindert werden – wenn-
gleich in Bezug auf China Zweifel angesagt sind, 
ob dieses politische Lippenbekenntnis in Anbe-
tracht der wirtschaftlichen Verflechtungen und 
der damit verbundenen Lobbyinteressen nicht 
Schimäre bleiben wird. Gleichzeitig sollen die 
wirtschaftlichen Beziehungen mit den halbwegs 
funktionierenden Demokratien – also mit La-
teinamerika und Indien – intensiviert werden.

Alle sicherheitspolitischen Allianzbildungen 
des Westens mögen in Anbetracht der globalen 
Popularität des Autoritarismus Sinn machen. 
Das in diesem Windschatten jedoch die öko-
nomische Integration vertieft wird, ist keines-
falls zwingende Folge. Es ist genau diese liberale 
Weltwirtschaftsordnung mit ihrer permanenten 
Verfügbarkeit günstiger Ressourcen, die indus-
triepolitische Weichenstellungen verschleppt 
– egal ob diese ökologisch oder geostrategisch 

22	https://www.zdf.de/nachrichten/politik/oezdemir-freihandelsabkommen-
eu-greenpeace-100.html [letzter Abruf: 1.9.2023].

23	https://www.tagesschau.de/ausland/amerika/eu-mercosur-abkommen-103.
html [letzter Abruf: 1.9.2023].

24	https://www.deutschlandfunk.de/habeck-wirbt-fuer-freihandelsabkom-
men-der-eu-mit-indien-100.html [letzter Abruf: 1.9.2023].

25	https://www.tagesschau.de/ausland/amerika/modi-staatsbesuch-usa-100.
html [letzter Abruf: 1.9.2023].

ein Freihandelsabkommen verhindert hätte. 
Darum werde man sich die Idee „noch einmal 
sehr genau“ anschauen, verlautbarte Scholz im 
November unter Applaus der FDP.17 Ebenfalls 
mit dem Verweis auf die Milliarden-Förderun-
gen der US-Regierung warb die deutsche Auto-
industrie zuletzt im Februar für eine Wieder-
auflage von TTIP.18 

Es geht aber nicht nur um den Nordatlan-
tik. Die antizipierte geopolitische Blockbildung 
mit den Antipoden Washington-Brüssel ver-
sus Peking-Moskau führt dazu, dass man auch 
in Lateinamerika neue Partner sucht. Der BDI 
wollte kurz nach Kriegsausbruch in Bezug auf 
den Freihandel mit Südamerika ein Signal für 
„Marktöffnungen und Multilateralismus“ sen-
den.19 Neue Freihandelsabkommen stärken 
„unser Bündnis mit unseren Freunden“, so der 
Geschäftsführer der FDP-Bundestagfraktion, 
Johannes Vogel.20 Im Dezember vertiefte die EU 
ihr Freihandelsabkommen mit Chile, mit Mexi-
ko laufen die Verhandlungen aktuell noch. Am 
bedeutsamsten wäre jedoch ein Freihandelsab-
kommen mit den vier Mercosur-Staaten Brasi-
lien, Argentinien, Uruguay und Paraguay. Die-
ses steht, vorangetrieben von der spanischen 
EU-Ratspräsidentschaft, womöglich kurz vor 
dem Durchbruch.21 Im Rahmen einer Bundes-
tagsanhörung zeigte sich die Gewerkschaftsver-
treterin jedoch skeptisch, weil es versäumt wor-
den sei, eine verpflichtende Ratifizierung der 
ILO-Kernarbeitsnorm vorzusehen. Die Han-
delsexpertin von Greenpeace wies darauf hin, 
dass man den Regenwald nicht schütze, wenn 
man den Import von schädlichen Produkten 
wie Rindfleisch, Pestiziden, und Zuckerrohr 
auf Kosten lokaler Landwirtschaft erhöhe. Das 
Abkommen würde nur den großen exportie-

17	https://www.sueddeutsche.de/politik/olaf-scholz-sz-wirtschaftsgip-
fel-1.5700982 [letzter Abruf: 1.9.2023].

18	https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/ira-deutsche-autoin-
dustrie-fordert-neues-handelsabkommen-mit-usa/28991726.html [letzter 
Abruf: 1.9.2023].

19	Käufer, Tobias: „Finden EU und Mercosur doch noch zusammen?“, www.
dw.de, 14.3.2022.

20	https://www.spiegel.de/politik/deutschland/freihandel-ampel-will-ceta-ab-
kommen-ratifizieren-a-7df5730c-7658-49bb-83d2-16c353e69f2e [letzter 
Abruf: 1.9.2023].

21	https://www.zeit.de/politik/ausland/2023-07/mercosur-freihandelsab-
kommen-eu-kompromiss?utm_referrer=https%3A%2F%2Fwww.google.
com%2F [letzter Abruf: 1.9.2023].
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motiviert sind. An Putins Gashahn zu hängen 
ist Resultat einer atemberaubend fahrlässigen 
Energiepolitik. Auch die Öl-Abhängigkeit von 
Staaten, die Frauen- und Bürgerrechte mit Fü-
ßen treten, ist Ausfluss permanenten Politik-
versagens. Anstatt die heimische Energiewende 
voranzutreiben, wurde die fossile Abhängigkeit 
fortgeschrieben. Während der Pandemie zeigte 
sich, dass die EU bei Penicillin auf Indien und 
bei medizinischer Schutzbekleidung auf China 
angewiesen war. Das neue Welthandelsmotto 
„Resilienz statt Effizienz“, das mit der Pandemie 
und den Lieferkettenproblemen in aller Munde 
war, wird durch Krieg und Inflationskrise noch-
mals unterstrichen. Wer in der liberalen Welt-
wirtschaftsordnung die Lösung sucht, hat den 
Knall nicht gehört. Eine engere wirtschaftliche 
Anbindung an Brasilien, das Bolsonaro nur 
ganz knapp loswurde, oder an eine USA, deren 
nächster Präsident wieder Donald Trump hei-
ßen könnte, oder an ein Indien, dessen Premier 
einer Partei führte, die in Übergriffe auf Mus-
lime verwickelt gewesen ist, sind nicht mehr 
als das geringere Übel. Eine Wiederauflage der 
1990er-Jahre wäre ein fataler Fehler, der alle Er-
fahrungen der letzten 30 Jahre ignoriert.

Europäische Souveränität

„Allein Europa kann tatsächliche Souverä-
nität gewährleisten“. Dieser Satz entspringt der 
berühmten Rede des französischen Präsidenten 
Emanuel Macron an der Pariser Sorbonne im 
Jahr 2017.26 Das Schlagwort von der Europäi-
schen Souveränität, das auch Kommissionsprä-
sidentin Ursula von der Leyen und EU-Rats-
präsident Charles Michel im Munde führen, 
verweist auf den Wunsch, demokratische Kon-
trolle über Herausforderungen auszuüben, die 
einzelne Mitgliedsstaaten überfordern.27 Eine 
exakte Definition europäischer Souveränität 
steht noch aus, aber spätestens seit Putins Krieg 
sollte man in großen Dimensionen denken.

26	Französisches Außenministerium: „Staatspräsident Macron: Initiative für 
Europa“, www.diplomatie.gouv.fr, 26.9.2017; online unter: https://www.
diplomatie.gouv.fr/de/aussenpolitik-frankreichs/frankreich-und-europa/
staatsprasident-macron-initiative-fur-europa/ [letzter Abruf: 1.9.2023].

27	Fiott, Daniel: „Der Weg zu einem souveränen Europa“, www.internationa-
lepolitik.de, 3.1.2022; online unter: https://internationalepolitik.de/de/der-
weg-zu-einem-souveraenen-europa [letzter Abruf: 1.9.2023].

Was wir im 21. Jahrhundert wirklich brau-
chen, ist eine wirtschaftlich souveräne EU, die 
umwelt-, sozial- und steuerpolitisch hand-
lungsfähig ist. Voraussetzungen dafür sind 
(regionale) Ernährungssouveränität und 
europäische Energieautarkie. Der „Europäi-
sche Aufbauplan“, der während der Pandemie 
beschlossen wurde, muss ein dauerhafter Be-
standteil europäischer Budgetpolitik sein. Wir 
brauchen eine europäische Industriepolitik, um 
die Ökologisierung der Wirtschaft voranzutrei-
ben. Der Kampf gegen den Klimawandel muss 
natürlich global geführt werden. Doch anstatt 
sich auf andere auszureden, soll die EU selbst 
ein Beispiel für „Best Practice“ werden. Wir 
brauchen Lieferkettengesetze, die soziale und 
menschenrechtliche Standards in wirtschaft-
liche Beziehungen einschreiben – das wäre die 
Bändigung der Globalisierung nach außen. 
Nach innen brauchen wir EU-Standards in den 
Bereichen Löhnen, Umwelt und Steuern, um 
den ruinösen Unterbietungswettbewerb zwi-
schen den Mitgliedsstaaten zu unterbinden. 
So wäre Augenhöhe zwischen Demokratie und 
Kapital wieder hergestellt. Die EU muss dafür 
sorgen, dass im Verhältnis zwischen Politik und 
Konzernen der Hund mit dem Schwanz wedelt 
und nicht umgekehrt.

In einer solchen Spielanordnung hätten die 
wirtschaftlichen Aktivitäten von Russland, 
Saudi-Arabien, der Türkei, China aber auch 
den USA viel geringere Auswirkungen auf die 
EU und ihre Bürger. Und wem die sozioöko-
nomischen, ökologischen und demokratischen 
Gründe nicht ausreichen, schenkt vielleicht 
den aktuellen geopolitischen Argumenten Ge-
hör: Wie sich eine wirtschaftlich autonome EU 
außenpolitisch verhält, könnte sie nämlich nach 
rein politischen Parametern entscheiden. Sie 
wäre in ihrer Außenpolitik von wirtschaftlichen 
Erwägungen unabhängig. 	 ■
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Europäische Antworten auf eine fragmentierte 
Globalisierung
von Bernd Lange

1. Eine fragmentierte Globalisierung?

Der neoliberale Konsens, der Washingtoner 
Konsens einer unregulierten Freihandelsära, ist 
dahin. Ohne Zweifel greift die diesem Konsens 
zu Grunde liegende Strategie, nur Zölle abzu-
bauen, nichttarifäre Handelshemmnisse zu 
reduzieren und nur auf das effizienteste Ergeb-
nis und „low cost“ zu setzen, deutlich zu kurz. 
Zwar lassen sich durchaus einige positive Kon-
sequenzen des globalen Handelssystems sehen, 
aber viele Herausforderungen und Schwächen 
bleiben und erfordern eine Neujustierung, die 
den Menschen in den Vordergrund setzt.

Allerdings sollte dies nicht in die Richtung 
gehen, wie u.a. etwa jüngst der nationale US-
Sicherheitsberater, Jake Sullivan, sie formuliert 
hat. Er hat zwar eine richtige und schonungs-
lose Abrechnung mit dem, was häufig unter 
dem Begriff Neoliberalismus beschrieben 
wird, durchgeführt, stellt dann aber die inter-
nationale Handelsordnung grundsätzlich in 
Frage. Sullivan macht die alte Freihandelsord-
nung allein für die wachsende Ungleichheit, 
die Umweltzerstörung und die Bedrohung der 
Demokratie verantwortlich. Er und viele an-

dere schlagen nun vor, dass die USA und ihre 
Verbündeten nach einer neuen Alternative su-
chen sollten, die stärker die nationalen Interes-
sen betont, die heimischen Industrien schützt, 
Arbeitsplätze zu Hause fördert und schafft so-
wie die politische Autonomie aufrechterhält.

Neben der Diskussion um die Bewertung 
der globalen Handelspolitik und deren Kon-
sequenzen sind wir schon seit längerem, spä-
testens mit der Finanzkrise 2008/9, mit dem 
zu beobachtenden Phänomen der fragmen-
tierten Globalisierung konfrontiert, die sich 
stetig weiter zuspitzt. Die fragmentierte Glo-
balisierung ist gekennzeichnet durch Barrie-
ren, Spaltungen, Beschränkungen und weitere 
protektionistische Maßnahmen. Die globale 
Finanzkrise, die COVID-19-Pandemie und 
der Krieg in der Ukraine haben sicherlich 
eine Tendenz verstärkt, dass Länder sich fo-
kussieren, Handelsrestriktionen aufzubauen 
und globale Lieferketten zurückzufahren und 
benötigte Güter im eigenen Land oder in der 
Nähe produzieren zu lassen.

Diese Antworten auf die fragmentierte und 
zweifelsohne nicht richtig organisierte Globa-
lisierung scheinen mir aber nicht in eine zu-
kunftsfeste Richtung zu zeigen, denn sie be-
hindern nachhaltiges Wirtschaftswachstum, 
schränken Kooperationsmöglichkeiten ein 
und lassen Menschen alleine - in einer Zeit, wo 
globale Herausforderungen wie Klimawandel, 
Beseitigung der Armut und Pandemien koor-
dinierte internationale Reaktionen erfordern. 
Wenn es Problemstellungen in der Welt des 
Handels gibt, ist dies die Aufforderung, den 
Rahmen der Politik zu ändern.

Globalisierung ist nach wie vor die Realität 
unserer wirtschaftlichen Entwicklung. Zwar 
gibt es nicht mehr die sehr starken Wachs-
tumsraten, aber der globale Handel wächst in 
etwa mit derselben Rate wie die Weltproduk-
tion. Wir sehen keine Tendenz der Deglobali-
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sierung. Der weltweite Warenhandel erreichte 
im Jahr 2022 ein Rekordniveau. Dabei werden 
ca. 75 Prozent dieses Handels zu den WTO 
Meistbegünstigungskonditionen ab-gewickelt. 
Auch der Handel mit Vorprodukten ist stabil. 
Selbst der Handel zwischen USA und China 
erreicht unbekannte Höhen. Und Handel, 
wirtschaftliche Interdependenz kann in der 
Tat nachhaltiges Wachstum stimulieren, posi-
tiven Strukturwandel bringen und Staaten 
stärker aneinander binden - aber nur, wenn 
die Bedingungen richtig gesetzt werden. Dar-
an hat es in der Handelspolitik in den letzten 
Jahrzehnten deutlich gemangelt. Die Heraus-
forderungen, vor denen eine moderne, pro-
gressive Handelspolitik steht, sind vielfach.

2. Die Welt im Wandel

2. 1. Rivalitäten und Zersplitterung

Pandemie und die russische Aggression 

Im Zuge der Pandemie, in der sich Liefer-
engpässe und gebrochene Lieferketten zeigten, 
gab es sehr schnell viele restriktive Maßnah-
men, Exportbeschränkungen und stark sub-
ventionierte nationale Produktionen, was zu-
sätzlich zu Verknappungen führte. Die gerade 
einsetzende wirtschaftliche Erholung von der 
Pandemie wurde durch die Auswirkungen des 
Krieges Russlands gegen die Ukraine jedoch 
wieder massiv unterbrochen. Steigende Ener-
giepreise und unsichere und unterbrochene 
Wertschöpfungsketten bergen die Gefahr, dass 
die wirtschaftliche Entwicklung der EU länger-
fristig gestört wird, insbesondere angesichts der 
gestiegenen Energiepreise. Aber auch global 
wirkt sich der russische Angriffskrieg katastro-
phal aus. Besonders in vielen Ländern des glo-
balen Südens haben sich bestehende Heraus-
forderungen in den vergangenen Wochen und 
Monaten noch weiter verschärft und Millionen 
von Menschen im globalen Süden sind von Er-
nährungsunsicherheit und finanzieller Instabi-
lität bedroht.

Handelspolitik als Instrument der Politik

Handelspolitik trug stets geopolitische Züge, 
auch wenn in der jüngeren Vergangenheit eine 

zumindest stärker wahrnehmbare Verflechtung 
von Handels- und Außenpolitik zu beobach-
ten ist. Verschiedene Akteure auf der ganzen 
Welt nutzen die Handelspolitik verstärkt als 
politisches Instrument. Handelsverflechtungen 
werden als Waffe eingesetzt, um eine Änderung 
der Politik zu erzwingen. Der prominenteste 
und jüngste Fall ist die Blockade aller Ein- und 
Ausfuhren von und nach Litauen durch China 
aufgrund der Ent-scheidung Litauens, die Ver-
tretung Taipehs im eigenen Land aufzuwerten. 
All dies, um Litauen zu einem Kurswechsel zu 
bewegen. Aber nicht nur China benutzt Handel 
als Waffe. Andere Beispiele war die Drohung 
der USA, gegen eine mögliche Digitalsteuer 
mehrerer EU-Mitgliedstaaten mit handelspoli-
tischen Instrumenten vorzugehen.

Die Covid-Pandemie war sicherlich ein 
Weckruf in dem Sinne, dass uns bewusst wur-
de, wie anfällig bestimmte Lieferketten sind 
und dass wir bei einigen Produkten zu stark 
von bestimmten Partnern abhängig sind (man 
denke an Wirkstoffe für pharmazeutische 
Pro-dukte im Falle Chinas und Indiens oder 
Halbleiter im Falle Taiwans und Chinas). Als 
Reaktion leiteten viele Staaten eine massive 
Subventionierungswelle ein - zum Beispiel für 
die Halbleiterindustrie in der EU, als auch in 
den USA, um Produktion im großen Stil zu-
rück zu verlagern oder komplett neu aufzu-
bauen. Auch an weiteren Stellschrauben wird 
gedreht: In den USA ist mit der Anhebung der 
„Buy-American“-Regel für den Inlandsanteil 
bei Bundeseinkäufen von 55 bis 60 Prozent, 
auf 75 Prozent bis zum Jahr 2029, ein zusätz-
licher Schritt in Richtung Stärkung der ein-
heimischen Produktion gemacht worden. Ge-
nauso wie mit dem Inflationsreduktionsgesetz 
(IRA), womit Elektro-fahrzeuge, erneuerbare 
Energien u.v.m. gefördert werden, aber nur, 
wenn sie in den USA hergestellt werden und 
dies auch zu einem Verlagerungsdruck von 
Investitionen aus der EU und damit zu einem 
Deindustrialisierungsmoment führt. Zuneh-
mend spiegelt sich die Binnenorientierung 
auch im Konflikt zwischen der USA und Chi-
na in wirtschaftspolitischen Maßnahmen wie 
dem Exportverbot für hochentwickelte Halb-
leiter gegenüber China und Chinas Ausfuhr-
beschränkung für Gallium und Germanium.

spw 3 | 2023 25Schwerpunkt



Aufstieg neuer (alter) Kräfte

In diesem Zusammenhang sind auch Ent-
wicklungen im Ostasiatischen Raum besorg-
niserregend. China hat historisch schon immer 
eine zentrale Rolle in der Weltpolitik gespielt. 
Jedoch schien es in der letzten Phase des west-
lichen Imperialismus lange so, dass China diese 
historische Führungsrolle an andere Machtzen-
tren abgetreten habe. In den letzten Jahren, ins-
besondere nach dem WTO-Beitritt, hat China 
eine rasante wirtschaftliche Entwicklung voll-
zogen und ist ein starker Wettbewerber gewor-
den. China hat ca. 700 Millionen Menschen aus 
absoluter Armut befreit. Gleichzeitig hat China 
die Seidenstraße durch die „Belt and Road Ini-
tiative“ (BRI) wiederbelebt. Dies hat weltweit zu 
viel Aufregung geführt und sowohl in Europa 
als auch insbesondere auf dem asiatischen Kon-
tinent für Unsicherheiten gesorgt. Ein Kern-
problem sind in diesem Zusammenhang die 
unfairen Mittel, die zur Umsetzung der BRI 
angewandt werden. Im südchinesischen Meer 
werden international anerkannte Territorien 
streitig gemacht, neue künstliche Inseln als Mi-
litärstützpunkte gebaut und damit die Sicher-
heit eines sehr großen Teils globaler Handels-
ströme in Frage gestellt. Mit anderen Worten: 
China versucht, mit seinem aggressiven Vorge-
hen neue historische Fakten zu schaffen.

Innenpolitisch ist in den letzten Jahren eine 
Reideologiserung festzustellen, verbunden mit 
zunehmender und allseitiger Überwachung so-
wie ausbleibenden Reformen, die Chinas Ent-
wicklung verlangsamen. Schon unter Hu Jintao 
hat die Bereitschaft für Öff-nung und Reformen 
nachgelassen, die sich mit dem Nachfolger Xi 
Jinping 2013 deutlich weiter verschärft hat. 
Ökonomisch ist China ein bedeutender Faktor 
in der globalisierten Welt. Die Innovationskraft 
und Effizienz der chinesischen Industrie ist be-
eindruckend und der Wettbewerbsvorteil wird 
nicht mehr vordringlich durch niedrige Löhne 
generiert. Allerdings ist eindeutig, dass es un-
faire Praktiken u.a. bei staatseigenen Unterneh-
men, durch Subventionen und Dumping und 
bewusster Kontrolle von einzelnen Lieferketten 
und Raffinerien von Rohstoffen gibt. So sind 80 
Prozent der EU Antidumping / Antisub-ven-
tionsmaßnahmen gegen China gerichtet.

Wachsende Ungleichheiten und 
Rivalitäten

Studien der Weltbank zeigen, dass die glo-
bale Arbeitsteilung, die Verteilung von Gütern 
und die Effizienzgewinne zur Stimulierung von 
Wohlstandseffekten geführt haben. Dadurch 
konnten viele Menschen aus der absoluten Ar-
mut befreit werden. Im Zeitraum 1990 bis 2023

hat sich die Zahl der Armen um etwa drei 
Viertel, von 1.996 Millionen Menschen auf 647 
Millionen, reduziert, ohne China um ca. die 
Hälfte. Allerdings hat sich zugleich eine zu-
nehmende Ungleichheit, zwischen Ländern 
und vor allem in den Ländern, ergeben. Insbe-
sondere mit der Pandemie hat sich dieser Trend 
aufgrund der unterschiedlichen Möglichkeiten 
der Länder dramatisch verschärft. Wir wissen 
schon länger, dass Freihandel und die Predigten 
des Wirtschaftsliberalismus kein universelles 
Heilmittel hierfür sind. Freie Märkte und frei-
es Kapital agieren vielleicht effizient, aber ohne 
Leitplanken in unseren Handelsbeziehungen 
kann es zu keiner gerechten Verteilung kom-
men. Wir müssen Überlegungen anstellen, die 
auch unbequeme Fragen zu unserer EU-Han-
delspolitik beinhalten. Einseitige Handelsstruk-
turen, basierend auf der Lieferung von einzel-
nen Rohstoffen, verstärken diese Effekte. Auch 
dies ist ein lang bekanntes Problem, bekannt 
unter dem Ressourcenfluch und verstärkt durch 
verfrühte De-Industrialisierung. Wie stellen wir 
sicher, dass von den positiven Effekten des Han-
dels alle Gesellschaftsschichten profitieren?

Es gibt eine große Diskrepanz zwischen Glo-
balisierungsgewinner*innen und mehr Wohl-
stand für alle. Insofern ist die Einschätzung 
über Fehlentwicklungen in unserem gegen-
wärtigen Handelssystem verständlich. Neuer 
Protektionismus und politisch motivierte Maß-
nahmen führen zusätzlich zu begrenzteren 
Handels- und Investitionsmöglichkeiten, ins-
besondere für die weniger entwickelten Länder. 
Die wachsende Bedeutung Chinas gründet sich 
auch auf diesem Aspekt. Mit der Asiatischen 
Entwicklungsbank baut China Alternativen zu 
international etablierten Mechanismen, die uns 
vor Herausforderungen stellen. China als In-
vestor antwortet auf Infrastrukturprobleme auf 
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dem asiatischen und afrikanischen Kontinent. 
Oft geht dies mit der Schaffung von komplexen 
wirtschaftlichen Abhängigkeiten zusammen. 
Die Attraktivität von China für unsere Han-
delspartner muss zu einem Reflexionsprozess 
unserer vergangenen, gegenwärtigen und zu-
künftigen Beziehungen führen. Es muss klarer 
werden, wie wir nachhaltige Partnerschaften, 
Verbesserungen der sozialen Bedingungen und 
nachhaltige Investitionen fördern können.

Mit der zunehmenden Fragmentierung in 
der Globalisierung verstärkt sich das Risiko, 
dass es global zu einer psychologischen und 
durchaus dann zu einer realen Blockbildung, 
einer bipolaren Ordnung kommen kann. For-
scher der WTO haben analysiert, dass der dar-
aus resultierende Rückgang des internationalen 
Handels und der Produktivitätsverlust auf-
grund von Spezialisierung und Größenvortei-
len die Realeinkommen langfristig um durch-
schnittlich mindestens fünf Prozent gegenüber 
dem derzeitigen Trend senken würde. Die Ver-
luste wären weitaus größer als die, die durch die 
globale Finanzkrise 2008/9 verursacht wurden. 
In Ländern mit niedrigem Einkommen wür-
den die Realeinkommen um bis zu 12 Prozent 
sinken, was weiter die so nötige wirtschaftliche 
Entwicklung in Ländern des globalen Südens 
schmälern würde.

2.2. globale Herausforderungen

Klimawandel als Herausforderung

Die Begrenzung des durch die industrielle 
fossile Produktion erzeugten Klimawandels 
ist sicherlich die größte Herausforderung, vor 
denen die Menschen des 21. Jahrhunderts ste-
hen. Der Klimawandel bedroht weltweit unsere 
Existenzgrundlagen, aber sorgt auch für zuneh-
mende Risiken in den globalen Lieferketten, 
die durch Naturereignisse unterbrochen wer-
den können: Überschwemmungen in Pakistan, 
Waldbrände in Kalifornien, Dürren in Euro-
pa zeugen davon. Handel hat zweifelsfrei zu 
Wirtschaftswachstum beigetragen und erlaubt 
heute, dass Menschen auf dem europäischen 
Kontinent eine Entwicklung in Wohlstand er-
fahren können. Gleichzeitig hat dieses durch 
den Neoliberalismus getriebene Wachstum nur 

auf Wettbewerb und Kostenreduzierung ge-
setzt. Die Frage der Umwelt und der endlichen 
natürlichen Ressourcen waren zweitranging. 
Zwar gibt es seit geraumer Zeit Anstrengungen, 
Handel umweltfreundlicher zu gestalten, z. B. 
die Wachstumsziele und Umwelt seit Anfang 
des 20. Jahrhunderts durch Umweltabkommen 
in Einklang zu bringen, doch haben die Bemü-
hungen um grünen Handel erst in jüngerer Ver-
gangenheit mehr Dringlichkeit erhalten.

Digitaler Handel zwischen Freiheits- 
anspruch und nationalen Beschränkungen

Der digitale Handel ist heute ein Treiber der 
Globalisierung, der die wirtschaftlichen Tätig-
keiten grundsätzlich revolutioniert hat. Der 
Kauf, Verkauf und die Bereitstellung von Pro-
dukten und Dienstleistungen über e-Plattfor-
men, einschließlich mobilen Anwendun-gen 
bietet viele Vorteile, etwa einen verbesserten 
Marktzugang, Kosteneinsparungen, sowie den 
Komfort, global unkompliziert Kunden zu 
erreichen. Die Möglichkeiten für Unterneh-
mer*innen und vor allem kleine und mittlere 
Unternehmen sowie Einzelpersonen, am glo-
balen Handel teilzunehmen, waren noch nie 
so einfach. Gerade die jüngsten Entwicklungen 
der Künstlichen Intelligenz, besonders der ge-
nerativen KI zeigen die gewaltigen Verände-
rungen im ökonomischen Prozess. KI-Systeme 
könnten z.B. Dokumente, Verträge und Daten 
prüfen, um automatisch Handelsfinanzierungs-
instrumente zu erstellen und so gerade KMU 
Zugänge zu erleichtern. Im Bereich der Analy-
se von Handelsrisiken und der Einhaltung von 
Vorschriften könnte generative KI automatisch 
Transaktionen, Dokumente und Daten ana-
lysieren, um Anomalien, Betrugsrisiken und 
Compliance-Probleme zu erkennen. Der digi-
tale Handel steht jedoch auch vor Herausforde-
rungen im Zusammenhang mit Datenschutz, 
Cybersicherheit, geistigen Eigentumsrechten, 
regulatorischen Hindernissen und der digitalen 
Kluft. Es ist klar, dass der Anspruch der Silicon 
Valley Szene, einen Raum der unbeschränk-
ten Freiheit mit Selbstregulierung zu gestalten 
nicht greifen kann, inzwischen wächst alleror-
ten die Einsicht, dass es Regeln, möglichst glo-
bal, braucht, damit Dinge, die offline illegal sind 
ebenso online illegal sind und dass der Mensch 
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auch hier in den Vordergrund gestellt werden 
muss.

3. Wie kann man re(a)gieren? vier 
Grundsätze

Grundsatz 1: Demokratische Kontrolle der 
EU-Handelspolitik

Wir müssen in der Lage sein, gemeinsam als 
EU auf die globalen Entwicklungen zu antwor-
ten, wenn wir die Regeln des internationalen 
Systems mitbestimmen möchten. Dafür ist es 
essenziell, dass die EU geschlossen als Akteur 
im Bereich von Handel auftritt und die Glaub-
würdigkeit nicht durch Alleingänge von Mit-
gliedstaaten unterwandert wird. Unsere nach-
haltige Entwicklung und gute Arbeitsplätze 
basieren in einem hohen Maß auf Handel, auf 
Im- und Export. Handelspolitik berührt viele 
Bereiche, die öffentlich stark diskutiert wer-
den. Transparenz ist deshalb absolut geboten, 
genauso wie die intensive Diskussion mit der 
Zivilgesellschaft. Hier habe ich entscheiden-
de Verbesserungen durchgesetzt, z.B. stehen 
EU-Verhandlungsvorschläge nun auf der EU-
Website, Protokolle von Verhandlungen sind 
öffentlich, und es ist eine ständige zivilgesell-
schaftliche Beratungsgruppe eingesetzt worden.

Grundsatz 2: Nachhaltigkeit

Zusammen mit anderen Sozialdemokra-
ten*innen habe ich Instrumente in Handels-
verträgen erstritten, mit denen Arbeits- und 
Umweltbedingungen verbessert werden. Dazu 
gehören u.a. die Anerkennung und Umsetzung 
von Kernarbeitsnormen der Internationalen 
Arbeitsorganisation, die Einhaltung interna-
tionaler Umweltschutzstandards und die Um-
setzung des Pariser Klimaabkommens. Dabei 
müssen nicht nur die zentralen Prinzipien ver-
ankert, sondern tatsächlich um- und durchge-
setzt werden. Die Beharrlichkeit hat letztend-
lich zu neuen Nachhaltigskeitsanforderungen 
mit starken Durchsetzungsmöglichkeiten in 
Handelsverträgen geführt. Die EU-Kommis-
sion hat die neue Strategie ganz in meinem Sin-
ne am 22. Juni 2022 vorgelegt. Die Bekämpfung 
des Klimawandels geht ohne Handel nicht. Nur 
so kann eine Distribution von notwendigen 

Technologien erfolgen und durch den Skalen-
effekt können Kosten gesenkt werden. Dies gilt 
es zu nutzen und umzusetzen. Wir müssen also 
den Handel dekarbonisieren.

Das hat vorwiegend mit Energie und Trans-
port zu tun sowie mit dem Lebenszyklus der 
gehandelten Produkte. Insofern muss auch der 
kohlenstoffarme Übergang durch einen saube-
reren Handel unterstützt und beschleunigt 
werden. Der Aufbau einer nachhaltigen wirt-
schaftlichen Entwicklung muss im Zentrum 
der Handelspolitik gerade gegenüber Ländern 
des globalen Südens stehen. Added value ist 
der Kern zur Förderung einer eigenständigen 
Entwicklung. Dies gilt umso mehr für nach-
haltige Energieproduktion und den natürlichen 
Produktionsvorteilen. Wir müssen in Europa 
Lösungen finden, die Produktionsmethoden 
nachhaltiger zu gestalten, die Transformation 
angehen ohne die Wettbewerbsfähigkeit und 
Offenheit aus den Augen zu verlieren. Gerade 
in diesem Be-reich ist das Risiko für protektio-
nistische Maßnahmen, die sich hinter „grünen“ 
Argumenten verstecken, enorm.

Grundsatz 3: nachhaltige Partnerschaften 
statt Decoupeling

Es ist kaum realistisch, in Europa eine groß 
angelegte Produktion von Gütern aufzubau-
en, die bisher importiert wurden. Wir müssten 
massiv investieren, mit der offensichtlichen 
Konsequenz, dass große Mittel nicht anders 
eingesetzt werden könnten, was insbesondere 
in der derzeitigen Situation eine höchst frag-
würdige Entscheidung wäre. Darüber hinaus 
ist es wahrscheinlich, dass dies zu erheblichen 
Kostensteigerungen und Effizienzverlusten für 
Produzent*innen und Verbraucher*innen füh-
ren würde. Bürger*innen und Verbraucher*in-
nen würden also in zweifacher Hinsicht belastet. 
Schließlich besteht die große Gefahr, dass sich 
sowohl die EU, als auch unsere Handelspartner 
auf einen Subventionswettlauf einlassen, ohne 
sich ausreichend abzustimmen und mögliche 
Synergien zu nutzen und dabei die Zielsetzung 
einer klimaneutralen Transformation aus den 
Augen geraten würde. Deinvestment hätte zu-
dem für viele Länder schwerwiegende Konse-
quenzen. Auch ist nicht von der Hand zu weisen, 
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dass durch decoupling und reshoring Liefer-
ketten nicht automatisch widerstandsfähiger 
werden würden. Angesichts des Klimawandels 
werden wir in den kommenden Jahren wahr-
scheinlich häufiger mit Brüchen und Schocks 
in Produktion und Transport zu rechnen haben. 
Zunehmend wird die Forderung des decoupling 
auch in den Zusammenhang der nationalen 
Sicherheit gestellt und Maßnahmen damit be-
gründet. Zwar erlaubt die WTO unter bestimm-
ten Bedingungen diese Herangehensweise, aber 
öffnet eben nicht Willkür Tür und Tor.

Ein Decoupling von einzelnen Märkten wäre 
der falsche Weg. Aber ein „Reshoring“ oder gar 
„Friendshoring“ ist nicht der Königsweg. Die 
Zukunft sollte vielmehr nach dem Leitgedanken 
der resilienten Diversifizierung durch nachhal-
tige Partnerschaften gestaltet werden. In einigen 
wenigen Bereichen gibt es einseitige Abhängig-
keiten der EU. Dies betrifft unter 10 Prozent 
des Warenhandels, z.B. Pharmavorprodukte, 
Magnesium, weite-re strategisch wichtige Roh-
stoffe und seltene Erden. Der Großteil des Aus-
tausches ist strategisch nicht relevant und mit 
beidseitigen Interdepedenzen versehen. Geopo-
litisch und hinsichtlich der Nachhaltigkeit und 
der sozialen Entwicklung, brauchen wir verläss-
liche Partner und nicht nur „like minded“, was 
zudem kaum zu definieren ist und zudem keine 
Garantie gibt, da es viele Beispiele von unfairem 
Verhalten von Freunden gibt.

Dieser Weg bietet vielfältige Chancen, um 
Ländern, die bisher unter der globalen Arbeits-
teilung gelitten haben, nun in Wertschöpfungs-
ketten zu integrieren. Anstatt Energie darauf zu 
verwenden, unabhängiger vom Rest der Welt 
zu werden, sollten wir die Verflechtung unse-
rer Handelsbeziehungen und die zunehmende 
Komplexität der Wertschöpfungsketten trans-
parenter, nachhaltiger und widerstandsfähiger 
gestalten. Der Weltinvestitionsbericht 2023 der 
UNCTAD zeigt, dass das jährliche Investitions-
defizit der Entwicklungsländer, die auf die Ver-
wirklichung der Ziele für nachhaltige Entwick-
lung (SDGs) bis 2030 hinarbeiten, immer größer 
wird. Die Lücke beträgt jetzt etwa 4 Billionen 
US-Dollar pro Jahr. In dem Bericht wird klar-
gestellt, dass die Entwicklungsländer jährlich 
Investitionen in erneuerbare Energien in Höhe 

von etwa 1,7 Billionen US-Dollar benöti-gen, 
aber im Jahr 2022 nur 544 Milliarden US-Dollar 
an ausländischen Direktinvestitionen in saubere 
Energien erfolgten. Investitionen in erneuerbare 
Energien haben sich seit 2015 fast verdreifacht, 
aber der Großteil erfolgte in den Industrielän-
dern. Als potenzielle Neuausrichtungsstrategie 
für Investitionen in unseren Partnerländern gilt 
die „Global Gateway Initiative“, die auf Bünde-
lung der unterschiedlichen europäischen und 
mitgliedstaatlichen Mittel, gemeinsame Projek-
te, Investitionsförderung, Diversifizierung und 
Einkommensmöglichkeiten setzt.

Grundsatz 4: Regeln für die digitale Zeit

In der gemeinsamen Europäischen Erklä-
rung vom Europäischem Parlament, der EU- 
Kommission und dem EU-Rat zu den digitalen 
Rechten und Grundsätzen für die digitale De-
kade (2023/C 23/01) wird klar auch die globale 
Dimension betont: „Die EU sollte die Erklärung 
in ihren Beziehungen zu anderen internatio-
nalen Organisationen und zu Drittländern zur 
Geltung bringen, auch indem diese Rechte und 
Grundsätze in ihren Handelsbeziehungen zum 
Ausdruck gebracht werden, damit diese Grund-
sätze die internationalen Partner zu einem digi-
talen Wandel führen, bei dem weltweit die Men-
schen und die universellen Menschenrechte in 
den Mittelpunkt gestellt werden.“ Damit ist klar, 
dass die Prinzipien aus der analogen Welt auch in 
der digitalen Welt zu vereinbaren und durchzu-
setzen sind. Da ist natürlich zunächst der Schutz 
der personenbezogenen Daten entsprechend der 
Datenschutzgrundverordnung. Die EU-Regeln 
des Datenmanage-ments, wie Data Governance, 
Data Act, DSA, DMA, KI Act setzen hier globale 
Standards, die im globalen Kontext auch zu glo-
balen Vereinbarungen führen sollten.

4. Handlungsebenen

4.1 Unilaterale Ebene: Erweiterung unseres 
eigenen EU-Instrumentariums

Die EU hat sich zu Recht auf ein regelbasier-
tes, globales Handelssystem gestützt und sich 
dafür eingesetzt, dass dies auf einer Reihe ge-
meinsam vereinbarter Grundsätze beruht. Es 
hat die EU anfällig für diejenigen gemacht, die 
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sich nicht an die Regeln halten oder absichtlich 
Schlupflöcher und Unklarheiten in den handels-
politischen Schutzinstrumenten der EU ausnut-
zen. Die Durchsetzungsfähigkeit hat die EU, an-
gesichts der momentanen Schwäche des WTO 
Streitschlichtungssystems, in der zweiten Instanz 
(„Appellate body“) durch eine neue „Enforce-
ment regulation“ gestärkt, um so Rechte, insbe-
sondere nach einer erstinstanzlichen WTO-Ent-
scheidung, zur Einhaltung zu bringen. In diesem 
Zusammenhang wurden im Jahr 2022 zwei 
wichtige, neue Rechtsvorschriften vereinbart. 
Das „internationale Beschaffungsinstrument“, 
nach zehnjährigen Verhandlungen, garantiert 
nun einen fairen und gegenseitigen Zugang zu 
den öffentli-chen Beschaffungsmärkten in der 
EU. Das „Instrument zu ausländischen Sub-
ventionen“ sorgt für gleiche Wettbewerbsbedin-
gungen auf dem Binnenmarkt, indem es gegen 
wettbewerbsverzerrende Subventionen durch 
ausländische Unternehmen vorgeht. Ein drit-
ter Rechtsakt, das „Anti-Coercion Instrument“, 
steht kurz vor der Fertigstellung.

Rat und EP haben sich, nach intensiven 
Verhandlungen, bereits dem Grundsatz nach 
geeinigt. Das Anti-Coercion Instrument 
wird die EU in die Lage versetzen, sich gegen 
Maßnahmen im Bereich Handel und Inves-
titionen zu wehren, mit denen Drittländer 
eine Änderung der souveränen politischen 
Entscheidungen in der EU erzwingen wollen. 
Was diese europäischen Instrumente unter-
scheidet von Instrumenten anderer Staaten 
ist, dass unsere Gesetzgebung fest im Rahmen 
der WTO-Regeln verankert ist und rein de-
fensiven Charakter hat. Dies steht in krassem 
Gegensatz z.B. zu Abschnitt 301 des US-Han-
delsgesetzes, der offensive Maßnahmen jen-
seits der WTO-Regeln zulässt. Im Rah-men 
des Paketes „fit for 55 für 2030“ will die EU 
mit dem „Carbon Border Adjustment Me-
chanism (CBAM)“ sicherstellen, dass Unter-
nehmen in der EU nicht durch unfairen 
Wettbewerb benachteiligt werden, indem sie 
höhere Klimaschutzkosten tragen als Konkur-
renten außerhalb der EU und Unternehmen 
aus Drittstaaten motiviert werden, auch Maß-
nahmen zur Reduzierung der CO2-Emissio-
nen zu ergreifen und ihre Klimaambitio-nen 
zu erhöhen.

Neben den eher defensiveren Instrumen-
ten arbeiten wir intensiv an drei Rechtsvor-
schriften, um die Lieferketten nachhaltiger 
und transparenter zu gestalten. Die europäi-
sche Richtlinie über die Sorgfaltspflicht von 
Unternehmen im Bereich der Nachhaltigkeit; 
ein Verbot der Einfuhr, Ausfuhr und Ver-
marktung von Produkten, die auf Zwangsar-
beit beruhen und ein Verbot der Einfuhr von 
Produkten, die zur Abholzung von Wäldern 
beitragen.

Zentral ist bei der Umsetzung dieser Maß-
nahmen, den Dialog und die Zusammenarbeit 
mit unseren Partnern zu suchen. Es sollen ja 
nachhaltige Partnerschaften entstehen und 
nicht der Eindruck eines „regulatorischen 
Imperialismus“ entstehen. Es geht um die 
Verbesserung der Situation vor Ort und hier 
sollte die EU Unterstützung leisten, damit die 
Marktzugangsanforderungen auch erfüllt wer-
den können. Insofern gilt es, Instrumente für 
die Zusammenarbeit mit den Partnern bei der 
Umsetzung zu entwickeln unter Berücksichti-
gung der Bedürfnisse der Partner (z. B. Über-
gangsfristen, gemeinsame Leitlinien). Die EU 
verliert in den Augen unserer Handelspartner 
in Lateinamerika und Afrika an Bedeutung. 
Mit Recht hat die Generaldirektorin der WTO 
Ngozi Okonjo-Iweala am 4.9.2023 in Berlin 
formuliert: „Der Westen hat viele Chancen 
verpasst. In Afrika ist es Realität, dass die 
Menschen Verbesserungen durch neue Infra-
struktur mit Hilfe aus China sehen würden. 
Von manchem Kollegen höre sie, wenn man 
mit China kooperiere, bekommen wir einen 
neuen Flughafen, aus Europa dagegen gebe es 
Belehrungen“.

Mit dem Allgemeinen Präferenzsystem 
(APS) der Europäischen Union haben 65 Ent-
wicklungsländer einseitig durch die EU erheb-
lich Zollbegünstigungen, für die LDCs fallen 
Zölle ganz weg, was zu einem starken Bei-
trag ihrer ökonomischen Perspektive führt. 
Das bestehende System läuft eigentlich Ende 
2023 aus. Der Ministerrat will nun eine neue 
Bedingung für die Zollvergünstigungen ein-
führen: Empfängerländer müssen abgelehnte 
Asylbewerber*innen ihrer Nationalität zu-
rücknehmen. Staaten, die nicht ausreichend 
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kooperieren, könnten Handelspräferenzen 
verlieren. Es ist aber falsch, dieses wichtige 
entwicklungs- und handelspolitische Instru-
ment als migrationspolitisches Werkzeug zu 
missbrauchen. Dies ist nicht zu akzeptieren 
angesichts der Bemühungen, partnerschaft-
lich Entwicklungsperspektiven zu entwickeln. 
Wenn mit einigen Ländern diesbezüglich Pro-
bleme bestehen, sind diese bilateral im Kon-
text der Migrationspolitik zu lösen aber nicht 
65 Länder in Haft zu nehmen und viel Porzel-
lan zu zerschlagen.

4.2 Bilaterale Ebene: Ausweitung 
nachhaltiger Handelsabkommen

In einer zunehmend unsicheren Welt muss 
die Europäische Union (EU) nachhaltige Part-
nerschaften mit zuverlässigen Partnern prio-
risieren. Bilaterale Handelsabkommen sind 
Instrumente der Zusammenarbeit, die über 
Handelsbeziehungen hinausgehen und in un-
sicheren Zeiten für Stabilität sorgen. Die EU hat 
kürzlich die Verhandlungen über ein ehrgeizi-
ges Abkommen mit Neuseeland abgeschlos-
sen, das als neuer „Goldstandard“ für künftige 
Abkommen gilt. Dieses Abkommen beinhaltet 
u.a. umfassend die neuen Nachhaltigkeitsprin-
zipien der EU-Handelspolitik und geht nun in 
die Ratifizierung. Mit Chile z.B. sind die Ver-
handlungen abgeschlossen, einem Land, das 
ein wichtiger Partner für Rohstoffe wie Lithium 
und „grünem“ Wasserstoff ist. Die EU erkennt 
die Bedeutung nachhaltiger Partnerschaften für 
die wirtschaftliche Entwicklung der Partner-
länder an. Bei Abkommen wie dem mit Chile 
geht es vor allem darum, Investitionen an die 
Beschäftigung vor Ort zu koppeln und Maß-
nahmen wie die „doppelte Preisgestaltung“ um-
zusetzen, um die heimische Verarbeitung von 
Rohstoffen zu fördern. Durch die Entwick-lung 
von Verarbeitungsstufen in den Förderländern 
können Beschäftigungsmöglichkeiten und Ent-
wicklung gefördert und gleichzeitig eine vielfäl-
tige Lieferkette sichergestellt werden.

4.3 Multilaterale Ebene: Abkehr vom 
selektiven Multilateralismus

Mit vielen Ländern in Afrika, Asien und 
Lateinamerika teilen wir ein gemeinsames In-

teresse am Erhalt einer regelbasierten, multi-
lateralen Ordnung und globaler Kooperation. 
Neben den 164 Mitgliedern drängen noch ca. 
20 in die Institution. In der Tat gilt es jetzt, in 
der nun fast 28 Jahre alten Institution Reformen 
durchzuführen, um die WTO fit zu ma-chen 
für die Zukunft. Die Debatte über die Reform 
der Welthandelsorganisation ist erfreulicher-
weise wieder etwas in Bewegung gekommen. 
So sollten die negativen Spillover-Effekte stei-
gender Subventionen auf den Tisch, ebenso die 
Funktionsweisen von Staatsbetrieben. Endlich 
wird man auch eine Klärung der nationalen 
Sicherheitsausnahme und deren zunehmen-
den Inanspruchnahme zur Begründung von 
protektionistischen Maßnahmen herbeiführen 
müssen. Und es ist eine dringende Notwendig-
keit, die Maßnahmen zur Begrenzung des Kli-
mawandels gemeinsam anzupacken und einen 
vernünftigen Umgang mit schon vorhandenen 
divergierenden Ansätzen bei Handelsmaßnah-
men von verschiedenen Ländern zu erarbeiten.

Klar ist, dass es nicht nur um die Fortsetzung 
von multilateralen Verhandlungen mit dem 
Einstimmigkeitsprinzip gehen kann. Wir brau-
chen flexible Formate. Dazu gehören die Aus-
handlung plurilateraler Abkommen, die zwar 
allen Mitgliedern offenstehen, aber eine vertief-
te handelspolitische Zusammenarbeit zwischen 
denjenigen ermöglichen, die dazu bereit sind. 
Hier hat es mit dem Abkommen zum Büro-
kratieabbau im Dienstleistungshandel durch 
65 Mitglieder einen Schritt in diese Richtung 
gegeben. Gerade kürzlich haben über 110 Mit-
glieder ein sehr wichtiges Abkommen zur Er-
leichterung von Investitionen gerade in weniger 
entwickelten Ländern abgeschlossen, das nun 
von dem Plenum der 164 gebilligt werden muss.

Die von Japan, Australien und Singa-
pur geleiteten Verhandlungen zum digitalen 
Handel im Rahmen der WTO gehen in die 
richtige Richtung und sollten möglichst bald 
abgeschlossen werden. Für einige Bereiche sind 
schon Ergebnisse erarbeitet worden, nun geht 
es um Data flow, den Schutz personenbezoge-
ner Daten, um den source code und die Algo-
rithmen sowie um die Frage, ob Zölle auf digi-
tale Transmissionen gesetzt werden sollen. Die 
WTO ist gefordert, einen Ansatz zur Gestaltung 
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der durch die KI aufgeworfenen neuen politi-
schen Fragen zu entwickeln. Ebenfalls muss die 
Reform des Streitbeilegungsmechanismus an-
gegangen werden. Besonders gefragt sind hier 
die USA, die das Berufungsgremium durch die 
Blockierung der Ernennung neuer Mitglieder 
lähmen. Wichtig ist auch, die Entwicklungs-
perspektive nicht aus dem Auge zu verlieren. 
Entwicklungsländer müssen weiter unterstützt 
werden und eine besondere Rolle im System 
haben, die Bekämpfung der Armut muss wei-
tergehen und die Stabilisierung der Rohstoff-
preise vorangetrieben werden. Gerade für die 
EU ist es wichtig, nicht den Eindruck entste-
hen zu lassen, hier würden die Interessen der 
weniger entwickelten Länder, gerade in Afri-
ka, nicht berücksichtigt. insofern brauchen wir 
größere Anstrengungen zur besseren Integra-
tion derjenigen, die derzeit von den Vorteilen 
des Handels ausgegrenzt sind. Daher ist der 
verstärkte Aufbau von Handelskapazitäten, 
um die weniger entwickel-ten Länder bei der 
Umsetzung neuer Verpflichtungen zu unter-
stützen, ebenso zentral.

Die Erwartungen an die kommende Minis-
terkonferenz im Februar 2024, die 13. WTO-
Ministerkonferenz (MC13) in Abu Dhabi, 
sind groß. Es gilt, einige wichtige Reform-
schritte anzugehen. Damit wird das multila-
terale System stabilisiert und ein Modernisie-
rungsprozess der WTO materialisiert. Neben 
einigen ganz konkreten Ergebnissen vielleicht 
im Bereich der Stufe 2 bei dem Subventions-
verbot zum Stopp des Überfischens und dem 
Annehmen der plurilateralen Vereinbarungen 
sollte der Reformprozess weiter zu führen sein, 
möglichst mit klaren Schritten und Mechanis-
men. Und das WTO-Streitbeilegungssystem, 
ein Schlüsselthema für die meisten WTO-Mit-
glieder, muss nun endlich wieder in Ordnung 
gebracht werden.

5. Implementierung

Der Werkzeugkasten für eine andere, pro-
gressive Handelspolitik der EU ist gut gefüllt. 
Nun kommt es auf die richtige Umsetzung an. 
Handel muss zu einer gerechteren und nach-
haltigeren Wirtschaft beitragen, in deren Mit-
telpunkt die Menschen, der Planet und ein 

nachhaltiger Wohlstand stehen. Handel muss 
sich in wirtschaftlichen Chancen für Alle, in 
der Stärkung der Arbeitnehmer*innenrechte 
und in der Verringerung von Armut und Un-
gleichheit niederschlagen. Eine Handelspoli-
tik der nachhaltigen Partnerschaft, basierend 
auf der Basis der Identifizierung gemeinsamer 
Interessen und Möglichkeiten und Nutzung 
der jeweils angemessenen Instrumente, ist von 
zentraler Bedeutung für unsere wirtschaftliche 
Entwicklung, aber auch für die Stabilisierung 
globaler Beziehungen.

Handelspolitik ist die eine Seite der Medail-
le der Transformation in eine klimaneutralere 
Wirtschaft. Die andere Seite ist, unsere eige-
nen Anstrengungen in der EU, die Transfor-
mation sozial gerecht zu gestalten. Indem wir 
die Verknüpfung der EU, des Binnenmarktes 
mit Partnern außerhalb der EU schaffen, le-
gen wir die Fahrbahn für Möglichkeiten auch 
hier bei uns. Güteraustausch, Dienstleitungen, 
Rohstoffproduktion im größeren Rahmen, 
bringen Skaleneffekte für notwendige Elemen-
te der Transformation, senken Kosten hierfür 
und stärken die Verbreitung. Doch wir können 
dies nur nutzen, wenn wir unsere Industrie-
politik erneuern. Wenn in der fragmentierten 
Globalisierung wettbewerbsverzerrend und 
nicht fair agiert wird, müssen wir die Trans-
formation zielgerichtet fördern. Der von der 
EU Kommission vorlegte Industrieplan geht, 
ebenso wie die neuen Beihilferegeln und die 
Gesetzgebungsentwürfe zur Rohstoffpolitik, 
zu Netto-Null-Emissionen-Produkte und Pro-
duktion sowie die Reform des Strommarkt-
designs, in die richtige Richtung. Denn es ist 
klar, dass wir uns nicht auf einen Wettlauf der 
Subventio-nen unter protektionistischen und 
unfairen Praktiken einlassen. Wir sollten die 
Heraus-forderungen nicht versuchen rein de-
fensiv zu begehen, mit Decoupling, Reshoring, 
gar Friendshoring, mit Investitionskontrolle 
nach innen und außen und einer protektio-
nisti-schen Industriepolitik, nein, offensiv 
sollten wir unsere Infrastruktur erneuern, ge-
zielt Technologien fördern, unsere Außenbe-
ziehungen diversifizieren und bilaterale faire 
Handelsabkommen mit verlässlichen Partnern 
schließen, nachhaltige Partnerschaften grün-
den und globale Regeln vereinbaren.	 ■
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Reform der EU-Fiskalregeln: Mehr Demokratie wagen!
von Dominika Biegon und Cédric Koch

Die EU-Institutionen verhandeln aktuell 
über eine grundlegende Reform der wirt-
schaftspolitischen Koordinierung. Was wie 
ein obskures Thema für Insider klingt, hat es 
aber in sich: Es geht darum, die finanziellen 
Grenzen für die Politik der Mitgliedstaaten 
neu zu justieren. Wie die Reformvorschläge 
noch geändert werden könnten, um die de-
mokratische Entscheidungshoheit darüber 
nicht weiter auszuhöhlen, zeigt eine neue 
juristische Studie im Auftrag der Friedrich-
Ebert-Stiftung.

Wenn in Frankreich wie unter der Ma-
cron- Regierung das Renteneintrittsalter 
erhöht wird oder in Deutschland soziale 
Maßnahmen wie die Kindergrundsicherung 
begrenzt werden, spielen im Hintergrund 
europäische Regeln für die Wirtschaftspoli-
tik eine wichtige, aber oft übersehene Rolle. 
Es sind nicht nur parteipolitische Ideen und 
politische Mehrheiten, die ausschlaggebend 
sind für öffentliche Sparmaßnahmen dieser 

Art. Der Sparkurs, den einige Regierungen 
in der EU aktuell einschlagen, steht im Kon-
text europäischer Fiskalregeln. Und teilweise 
werden solche Maßnahmen sogar explizit mit 
Verweis auf das notwendige Einhalten euro-
päischer Fiskalregeln vorgebracht und durch-
gesetzt.1  

Dies legitimiert nicht nur unsoziale Poli-
tik, sondern befeuert nicht zuletzt auch au-
toritäre Rechtspopulisten wie Marine Le Pen 
oder die AfD, die sich dadurch gegenüber 
der vermeintlichen Alternativlosigkeit einer 
technokratischen EU als „soziale“ Stimmen 
profilieren können. Gerade aus progressiver 
Sicht braucht es daher größeres kritisches 
Augenmerk auf die aktuelle Reform der 
wirtschaftspolitischen Steuerung in der EU: 
Ohne wichtige Änderungen innerhalb des 
bis zum Jahresende laufenden Reformpro-
zesses droht die demokratische Hoheit über 
politische Entscheidungen und der Spiel-
raum für progressive Politik weiter ausge-
höhlt zu werden.

Die Reform der EU-Fiskalregeln 
und die Grenzen demokratischer 
Politikgestaltung

Die Fiskalpolitik wird oft als technischer 
Politikbereich angesehen, steht aber im Mit-
telpunkt demokratischer Politikgestaltung. 
Es gibt keinen Bereich der Politik, der nicht 
von fiskalpolitischen Entscheidungen berührt 
wird. Wenn die Europäische Kommission 
zukünftig darüber entscheidet, in welchem 
Umfang und in welchem Tempo die Mitglied-
staaten ihre Staatsschulden abbauen müssen, 
wird das Auswirkungen haben auf die sozialen 
Sicherungssysteme der Mitgliedstaaten sowie 
auf die Lohnverhandlungen im öffentlichen 

1	 Siehe etwa https://www.lemonde.fr/economie/article/2023/06/19/le-gou-
vernement-veut-faire-10-milliards-d-euros-d-economies_6178281_3234.
html; https://www.allianz-trade.com/en_global/news-insights/econo-
mic-insights/french-economy-after-elections.html; https://www.bundes-
finanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Presse/Namensar-
tikel/2022/2022-09-21-lindner-zur-schuldenbremse.html [letzte Abrufe: 
1.9.2023].
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Dienst. Es wird darüber hinaus den Spiel-
raum der Mitgliedstaaten für Investitionen 
in den grünen Wandel und die Modernisie-
rung der öffentlichen Infrastruktur festlegen. 
Da die öffentlichen Schuldenstände der Mit-
gliedstaaten in den letzten Jahren aufgrund 
der COVID-19 Krise sowie der Energiekrise 
deutlich gestiegen sind und sich die Refinan-
zierungsbedingungen aufgrund der geldpoliti-
schen Straffung verschlechtert haben, sind die 
zukünftigen fiskalpolitischen Entscheidungen 
der EU besonders brisant. Wird die Europäi-
sche Kommission einen rasanten und rigiden 
Schuldenabbau von den Mitgliedstaaten ver-
langen, ist weniger Geld da für die nationalen 
sozialen Sicherungssysteme, für öffentliche 
Investitionen und für die Gehälter der Be-
schäftigten im öffentlichen Dienst. Deshalb ist 
es wichtig, dass das aktuelle Gesetzespaket zur 
Reform der wirtschaftspolitischen Steuerung2 
die richtigen Weichen stellt.

Aus progressiver Perspektive gibt es eine 
Reihe von Aspekten, die in dem Gesetzespa-
ket der EU-Kommission verbesserungswürdig 
sind. Insbesondere im Hinblick auf die Inves-
titionspolitik ist das Gesetzespaket wenig am-
bitioniert. Es enthält zwar einige Neuerungen, 
die den finanziellen Spielraum der Mitglied-
staaten für öffentliche Investitionen vergrö-
ßern könnten. Dazu gehört etwa die Tatsache, 
dass in Zukunft statt starrer und einheitlicher 
numerischer Regeln die Schuldentragfähig-
keitsanalyse der EU-Kommission im Zentrum 
stehen wird. Diese ist so ausgerichtet, dass 
sich wachstumsfreundliche öffentliche Inves-
titionen positiv auf die Schuldentragfähigkeit 
der Mitgliedstaaten auswirken. Auch soll Mit-
gliedstaaten ein längerer Schuldenanpassungs-
pfad gewährt werden, wenn sie sich verpflich-
ten Investitions- und Reformpläne vorzulegen, 
die von der EU-Kommission als den EU-Prio-
ritäten entsprechend eingestuft werden.

2	 Das Gesetzespaket besteht aus drei legislativen Entwürfen: Proposal for a Re-
gulation on the effective coordination of economic policies and multilateral 
budgetary surveillance and repealing Council Regulation EC No 1466/97, 
COM (2023) 240 final (hier kurz als Regulierung im Präventiven Arm); 
Proposal for a Council Regulation amending Regulation (EC) No 1467/97 
on speeding up and clarifying the implementation of the excessive deficit 
procedure, COM (2023) 241 final (hier kurz als Regulierung im Korrektiven 
Arm); Proposal for a Council Directive amending Directive 2011/85/EU on 
requirements for budgetary frameworks of the Member States, COM (2023) 
242 final (hier kurz als Direktive zu Nationalen Budgetrahmen).

Insgesamt stellt der Gesetzesvorschlag der 
EU-Kommission aber eine verpasste Chance 
dar, den sozialen und ökologischen Umbau 
unserer Wirtschaft durch eine progressive In-
vestitionspolitik voranzutreiben.3 So wurden 
etwa keine grundsätzlichen Ausnahmen in der 
Berechnung der erlaubten Ausgaben etwa für 
dekarbonisierende Investitionen aufgenom-
men. Und auch eine gemeinsame europäische 
Finanzierung wichtiger Investitionen wurde 
bewusst von der Reform der Schuldenregeln 
abgekoppelt, statt diese zur Bedingung für 
stärker begrenzte nationale Ausgaben zu machen.

Ein weiterer zentraler Punkt betrifft die 
politische Steuerung: Die europäische wirt-
schaftspolitische Koordinierung, in deren 
Zentrum das Europäische Semester steht, ist 
ein weitestgehend intransparenter, technokra-
tischer Prozess. Bislang nehmen sowohl das 
Europäische Parlament als auch die nationalen 
Parlamente eine reine Beobachterrolle ein. Auf 
der Ebene der Zivilgesellschaft sieht es nicht 
besser aus. Es finden zwar regelmäßig Konsul-
tationen mit den Sozialpartnern und anderen 
Akteuren der organisierten Zivilgesellschaft 
statt, diese sind aber wenig effektiv. Es ist un-
klar in welchem Umfang und ob überhaupt 
das Feedback der organisierten Zivilgesell-
schaft Einfluss hat auf die Politikempfehlun-
gen der EU-Institutionen.

Es ist stattdessen vor allem die EU-Kommis-
sion, die in der wirtschaftspolitischen Koordi-
nierung eine federführende Rolle spielt und 
Empfehlungen an die Mitgliedstaaten formu-
liert. Die Entscheidung über die Empfehlungen 
im Rat ist eine reine Formsache und verläuft 
im Gegensatz zu nationaler Haushaltspolitik 
intransparent und ohne formellen Einfluss 
durch die jeweilige Opposition. Bürger*innen 
können daher weder klar Verantwortung für 
finanzpolitische Entscheidungen in der EU zu-
ordnen, noch demokratische Alternativen auf-
gezeigt bekommen, denen sie bei Ablehnung 
der aktuellen Politik ihre Stimme geben könn-
ten. Das heißt: die europäische wirtschaftspoli-
tische Koordinierung wird in einer politischen 

3	 Darvas, Zsolt (2023): Fiscal rule legislative proposal: what has changed, what 
has not, what is unclear? Bruegel analysis.
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Arena verhandelt, die sich weitestgehend de-
mokratischer Kontrolle entzieht.

Die neoliberalen Wurzeln restriktiver 
Fiskalregeln und ihre erlebten Folgen

Die Idee, wirtschaftliche Entscheidungen 
der demokratischen Kontrolle zu entziehen, 
folgt einem neoliberalen Politikprogramm4, 
das die Währungsunion seit ihren Ursprüngen 
geprägt hat. Die Unabhängigkeit der Zentral-
bank und ihr enges geldpolitisches Mandat 
sind dafür gute Beispiele. Die Regelgebunden-
heit europäischer Fiskalpolitik ist in derselben 
Tradition zu sehen: Die EU-Fiskalpolitik ba-
siert darauf, dass numerische Zielgrößen der 
Fiskalpolitik im Primär- und Sekundärrecht 
der EU festgelegt und damit im politischen 
Prozess nur schwer revidierbar sind. Damit 
soll ein restriktiver fiskalpolitischer Kurs der 
Mitgliedstaaten über die Legislaturperioden 
hinaus festgeschrieben werden. In den letz-
ten Jahren hat die EU-Kommission hier Mil-
de walten lassen. Das neoliberale Politikpro-
gramm könnte aber wieder aufgesetzt werden, 
wenn die Fiskalregeln nächstes Jahr wieder 
aktiviert werden. Die meisten Mitgliedstaa-
ten mussten ihre Staatsverschuldung deutlich 
ausweiten, um soziale und wirtschaftliche Re-
aktionen auf die Covid 19-Krise und die Ener-
giekrise zu finanzieren. Die Frage, wie ein 
sozialgerechter und wachstumsfreundlicher 
Schuldenabbau aussehen kann, ohne die Sta-
bilität der Währungsunion zu gefährden, stellt 
sich mit ganz neuer Schärfe.

Die sozialen Folgen des neoliberalen Poli-
tikprogramms haben wir in der Eurozone 
erlebt. Viele erinnern sich noch genau an die 
Sparpolitik, die durch die sogenannte Troika 
aus EU-Kommission, Europäischer Zentral-
bank und dem IWF verordnet wurde. Für die 
Gewerkschaften ist klar: Nie mehr darf eine 
technokratische Institution wie die Troika 
die Mitgliedstaaten unter Druck setzen, um 
Rentenkürzungen, Lohneinsparungen im öf-
fentlichen Dienst und eine Schwächung der 

4	 Mattei, Clara (2022): The capital order. How economists invented austerity 
and paved the way to fascism. Chicago und London: The University of Chi-
cago Press.

Tarifbindung umzusetzen. Doch nicht nur die 
sogenannten Programmländer, die Finanz-
hilfen aus dem Europäischen Stabilitätsme-
chanismus bekommen haben, waren einem 
enormen makroökonomischen Anpassungs-
druck ausgesetzt, der zu Lasten der Beschäf-
tigten ging. Das gilt auch für Kernländer der 
Währungsunion, wie neuere Studien belegen.5

Die bisher ungenutzte Chance zur  
Demokratisierung der europäischen  
Wirtschaftspolitik

Das aktuelle Gesetzgebungsprozess zur 
Reform der wirtschaftspolitischen Steue-
rung könnte hier jedoch eine Trendwende 
einleiten und demokratische Kontrolle und 
Rechenschaftspflicht im Mehrebenensystem 
der EU stärken. Eine neue Studie im Auftrag 
der Friedrich-Ebert-Stiftung entwickelt hier-
zu juristisch tragfähige Vorschläge innerhalb 
des aktuellen Reformprozesses.6 Autor Mark 
Dawson, Professor für EU-Recht an der Her-
tie School in Berlin, macht darin klar, dass die 
EU-Verträge einer umfassenden Demokra-
tisierung der europäischen wirtschaftspoli-
tischen Koordinierung nicht im Weg stehen. 
Mehr noch: Die Studie entwickelt konkrete 
Reformmaßnahmen, die auf eine Stärkung des 
Europäischen Parlaments, eine effektive Ein-
bindung der nationalen Parlamente und der 
organisierten Zivilgesellschaft abzielen. Dabei 
ist laut Dawson sowohl die parlamentarische 
und die zivilgesellschaftliche Dimension rele-
vant. Es geht a) um die Gewährung von Mit-
entscheidungsrechten von nationalen Parla-
menten und des Europäischen Parlaments 
in der EU-Wirtschaftspolitik und b) um eine 
umfassende und effektive Einbindung der or-
ganisierten Zivilgesellschaft an verschieden 
Stellen der wirtschaftspolitischen Steuerung.

Eine Stärkung des Demokratieprinzips ist 
mindestens aus drei Gründen wichtig. Sie ist 
einerseits zentral, um die Legitimität politi-

5	 Rathgeb, Philip/Tassinari, Arianna (2022): How the Eurozone disempowers 
trade unions: the political economy of competitive internal devaluation, So-
cio-Economic Review 20(1), 323-350.

6	 Dawson, Mark (2023): How to democratise Europe’s fiscal rules. Proposals 
for reforming the EU‘s economic governance package, Berlin: Friedrich-
Ebert-Stiftung, How to Democratise Europe’s Fiscal Rules. Proposals for 
Re-forming the EU’s Economic Governance Package (fes.de).
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scher Entscheidungen auf europäischer Ebene 
zu stärken. Bei den fiskalpolitischen Empfeh-
lungen der EU-Kommission handelt es sich 
mitnichten um technische Angelegenheiten, 
die ausschließlich in Expertenzirkeln verhan-
delt werden können. Die Entscheidung darü-
ber ob und in welcher Geschwindigkeit öffent-
liche Schuldenstände abgebaut werden, birgt 
Zielkonflikte: Ein zu schneller Schuldenabbau-
pfad kann je nach Konjunkturentwicklung das 
Wachstum dämpfen und negative soziale Kon-
sequenzen haben. Eine rigide Haushaltskon-
solidierung hat zudem Verteilungseffekte. Sie 
stellt bestimmte Bevölkerungsgruppen besser 
und benachteiligt andere. Die Entscheidung 
darüber, wie man diese Ziel- und Verteilungs-
konflikte löst, kann man nicht Expert*innen 
überlassen. Die Entscheidung muss in demo-
kratisch gewählten Parlamenten unter Ein-
beziehung der organisierten Zivilgesellschaft 
getroffen werden.

Mehr demokratische Legitimität könnte 
nicht zuletzt dadurch auch dazu beitragen, 
die bisher wenig effektive Umsetzung der Re-
geln durch Mitgliedstaaten zu verbessern. Der 
wissenschaftliche Dienst des Europäischen 
Parlaments veröffentlicht jedes Jahr einen 
Bericht über die Umsetzungsfortschritte der 
Mitgliedstaaten hinsichtlich der länderspezi-
fischen Empfehlungen. Ein Großteil der Emp-
fehlungen wird von den Mitgliedstaaten nicht 
oder nur teilweise umgesetzt.7 Das heißt: Im 
politischen Alltagsgeschäft ignorieren die Mit-
gliedstaaten weitestgehend die wirtschaftspo-
litischen Reformempfehlungen der EU-Kom-
mission. Nur in Krisensituationen, wenn die 
Zahlungsfähigkeit der Mitgliedstaaten gefähr-
det ist, war die Kommission erfolgreich darin, 
den Mitgliedstaaten ihre wirtschaftspolitische 
Reformagenda zu diktieren. Die Eurozonen-
krise stellt hierfür ein mahnendes Beispiel dar. 
Die politischen, sozialen und wirtschaftlichen 
Kosten dieses Politikprogramms waren enorm 
und führten zu einem Vertrauensverlust der 
EU-Institutionen in weiten Teilen der Bevöl-
kerung.

7	 European Parliament (2022): Country-Specific Recommendations for 2019, 
2020, 2021 and 2022 A tabular comparison and an overview of implementa-
tion,  Brussels: Economic Governance Support Unit.

Der EU-Kommission scheint daran gelegen, 
diesen repressiven, hierarchischen Politikstil 
zu überwinden und hat deshalb die Stärkung 
von „ownership“ zu einem der Hauptziele des 
anstehenden Gesetzgebungsprozesses erklärt. 
Das Ziel, die Mitgliedstaaten dazu zu bewegen, 
stärker politische Verantwortung für EU-Ent-
scheidungen zu übernehmen, ist richtig. Es 
wird nur dann zu einem wirklichen Wandel 
kommen, wenn EU-Politikempfehlungen auf 
nationale Zustimmung stoßen. Allerdings 
bleibt die EU-Kommission hier auf halbem 
Wege stehen. Politische Verantwortung wird 
aus-schließlich aus der Perspektive der natio-
nalen Regierungen betrachtet. Folglich enthält 
das Gesetzespaket Mechanismen und Institu-
tionen zur Vertiefung der bilateralen Bezie-
hungen zwischen den nationalen Regierungen 
und der EU-Kommission. EU-Reformemp-
fehlungen werden aber nur dann erfolgreich 
umgesetzt, wenn die nationalen Parlamente 
und die organisierte Zivilgesellschaft in die 
Entscheidungsprozesse mit einbezogen wer-
den. Mehr Demokratie kann also einen wich-
tigen Beitrag dazu leisten, die „ownership“ von 
EU-Politikempfehlungen in den Mitgliedstaa-
ten zu stärken und damit die Umsetzung von 
EU-Vorgaben zu verbessern. Dafür ist aber 
eine Stärkung von Beteiligungs- und Entschei-
dungsrechten jenseits der Regierungsebene, 
also insbesondere der nationalen Parlamente 
und der organisierten Zivilgesellschaft, un-
erlässlich.

Aus progressiver Perspektive ist drittens 
eine Demokratisierung der wirtschaftspoli-
tischen Steuerung notwendig, um eine stär-
kere soziale (und ökologische) Balance der 
EU-Politikentscheidungen herzustellen – ein 
explizites Ziel der aktuellen Reform, was mit 
den bisherigen Vorschlägen jedoch nicht 
ausreichend institutionalisiert würde. Der 
technokratische Politikstil, der derzeit in der 
europäischen wirtschaftspolitischen Koordi-
nierung vorherrschend ist, begünstigt unaus-
gewogene Politikergebnisse, die die sozialen 
und ökologischen Folgen fiskalpolitischer 
Entscheidungen nicht angemessen berück-
sichtigt. Nicht zuletzt da soziale und ökolo-
gische Nebeneffekte öffentlicher Ausgaben 
auch fiskalische Kosten für die Zukunft be-
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inhalten, ist die aktuell einseitige Betrachtung 
allein fiskalischer Risiken kontraproduktiv. 
Eine formelle Einbindung von sozialpartner-
schaftlichen und ökologischen Institutionen 
zusätzlich zu unabhängigen fiskalischen Ins-
titutionen in die Planung und Begleitung von 
Fiskalpolitik könnte dieses Ungleichgewicht 
laut Dawson abbauen.

Für eine ökonomisch notwendige, 
demokratische Neujustierung  
europäischer Wirtschaftspolitik

Die Geschichte zeigt: Die Praxis, ökonomi-
sche Entscheidungen vor den Eingriffen des 
demokratischen Souveräns zu bewahren ist 
nicht nur undemokratisch, sie ist auch nicht 
zielführend und zeitigt sozial unausgewogene 
Politikergebnisse. Bleibt es bei diesem tech-
nokratischen Politikstil, läuft die wirtschafts-
politische Koordinierung in der EU Gefahr, 
zukünftig nicht nur die Interessen der Be-
schäftigten unzureichend zu berücksichtigen, 
sondern auch die wirtschaftlichen und sozia-
len Herausforderungen, die sich durch den 
Klimawandel ergeben, zu unterschätzen. Eine 
Vielzahl von volkswirtschaftlichen Studien 
belegen mittlerweile die Investitionsbedarfe, 
die sich in den nächsten Jahren in der EU auf-
grund des sozialen und ökologischen Umbaus 
der Wirtschaft ergeben.8 Auch die EU-Kom-
mission hat dazu Folgenabschätzungen ange-
fertigt.9 Das Gesetzespaket der EU-Kommis-
sion ignoriert diese Tatsachen weitestgehend.

Es braucht daher eine kritische Öffentlich-
keit, institutionalisiert durch eine parlamenta-
rische Kontrollinstanz, die die EU-Kommissi-
on und die Mitgliedstaaten unter Druck setzt, 
hier die richtigen fiskalpolitischen Entschei-
dungen zu treffen. Das geht nur, wenn in dem 
anstehenden Gesetzgebungsprozess auch eine 
Reform des politischen Prozesses angestoßen 
wird und das Demokratieprinzip in der wirt-
schaftspolitischen Koordinierung deutlich ge-
stärkt wird.

8	 Z.B. Wildauer, Rafael/ Leitch, Stuart/ Kapeller (2020): How to boost the 
European Green Deal’s scale and ami-tion. Foundation for European Pro-
gressive Studies/ Arbeiterkammer Wien/ Renner Institut.

9	 European Commission (2020): Identifying Europe’s recovery needs, SWD 
(2020) 98 final.

Natürlich ist eine Demokratisierung keine 
Garantie für eine bessere soziale und ökologi-
sche Balance von wirtschaftspolitischen Ent-
scheidungen auf EU-Ebene. Aber die Stärkung 
der demokratischen Kontrolle kann zumindest 
dazu führen, dass technokratische Fehlent-
scheidungen in der Öffentlichkeit und in den 
Parlamenten stärker in Frage gestellt, kritisiert 
und ggf. revidiert werden. Und in jedem Fall 
gräbt sie gefährlichen rechtspopulistischen 
Anfeindungen europäischer Institutionen als 
undemokratische Zwangsjacken der Austeri-
tätspolitik das Wasser ab. Nicht zuletzt für die 
Stabilität des für die deutsche Volkswirtschaft 
essenziellen europäischen Binnenmarkts ist 
dies angesichts der wachsenden Bedrohung 
einer Machtübernahme etwa Marine Le Pens 
unabdinglich.

Letztlich gilt also sowohl aus sozialen, 
als auch aus politischen und ökonomischen 
Gründen die alte Losung Willy Brandts auch 
für die aktuelle Reform der europäischen Fis-
kalregeln: mehr Demokratie wagen!	 ■
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EU-Asylpolitik: Politische Mehrheiten für Menschen-
rechte gewinnen
von Marei Pelzer und Maximilian Pichl

30 Jahre nach der Grundgesetzänderung, 
die das Asylgrundrecht bis zur Unkennt-
lichkeit zurechtgestutzt hat, wird über das 
Asylrecht wieder einmal hochkonflikthaft 
gerungen. Im Zentrum der politischen Aus-
einandersetzung steht heute die Asyl- und 
Migrationspolitik der Europäischen Union 
(EU). Vergleichbar zur damaligen Lage wird 
auch heute gegen Geflüchtete von rechts mo-
bilisiert. Steigende Umfragewerte der AfD 
und entsprechende Zustimmungswerte zu 
Abschottungsphantasien in Teilen der Bevöl-
kerung werden zum Anlass genommen, dem 
Druck auf das geltende Schutzsystem nachzu-
geben. Im politischen Sommerloch 2023 plat-
zierten führende Politiker der Union wie Jens 
Spahn und Thorsten Frei, aber auch der ehe-
malige sozialdemokratische Außenminister 
Sigmar Gabriel, den Ruf nach einer Abschaf-
fung des individuellen Flüchtlingsschutzes. 
Das, was Gabriel und Co. als neue politische 

Strategie ausgeben, ist weder neu, noch hält es, 
was es verspricht. Damals wie heute stellt die 
Demontage von Grundrechtspositionen und 
des menschenrechtlichen Fundaments der 
Europäischen Union nicht die Verteidigung 
derselben dar. Wer dem Druck von rechts 
nachgibt, verschiebt die politischen Kräftever-
hältnisse insgesamt nach rechts und verteidigt 
gerade nicht Liberalität und Humanität.

Dabei gilt es in der aktuellen Auseinander-
setzung um die europäische Flüchtlingspolitik 
viel zu verteidigen. Aktuell laufen Verhand-
lungen über die Reform des Asylrechts auf 
europäischer Ebene. Bei dem Ratstreffen am 8. 
Juni 2023 hat eine qualifizierte Mehrheit der 
Mitgliedstaaten, darunter auch die von der 
Ampel geführte deutsche Bundesregierung, 
an den Grundfesten des europäischen Men-
schenrechtsschutzes gesägt: Das Recht auf in-
dividuelle Prüfung des Asylantrags sowie auf 
eine menschenwürdige Aufnahme in der EU 
stehen zur Disposition. Flankiert wird diese 
Reformdebatte von einer sich immer weiter 
verschärfenden Praxis, Asylsuchende durch 
illegale Pushbacks an den EU- Außengrenzen 
zurückzuweisen. Zur Flüchtlingsabwehr gehö-
ren auch die sog. „Deals”, die die Mitgliedstaa-
ten und die EU-Kommission mit Drittstaaten 
abgeschlossen hat, die die Migrationskontrolle 
weit außerhalb der EU auslagert. Nachfolgend 
sollen diese Entwicklungen nachgezeichnet 
und ausgelotet werden, was progressive Kräfte 
in der EU - innerhalb und außerhalb von Par-
teien - tun müssen, um dem etwas entgegen-
zusetzen.

Brutale Abschottung: Pushbacks an  
den Außengrenzen

Seit Jahren sind Gewalt und Entrechtung an 
den europäischen Außengrenzen Alltag. Syste-
matisch werden durch die Grenzbehörden der 
EU-Mitgliedstaaten Pushbacks durchgeführt, 
das heißt völkerrechtswidrige und oft brutale 
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Zurückschiebungen von Asylsuchenden, ohne 
dass sie Zugang zu einem individuellen Ver-
fahren bekommen. Solche Praktiken finden an 
den Land- wie an den Seeaußengrenzen statt. 
Durch Journalist*innen und zivilgesellschaft-
liche Netzwerke wie das Border Monitoring 
Network oder den Danish Refugee Council 
sind diese Pushbacks hinreichend dokumen-
tiert. Jedoch geraten diese Netzwerke zuneh-
mend unter Druck und werden kriminalisiert. 
Die NGO Mare Liberum hat deswegen ihre 
Aktivitäten eingestellt. 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat 
im Jahr 2020 in zwei Entscheidungen Inhaf-
tierungen an der Grenze und Pushbacks, wie 
sie beispielsweise durch Ungarn vorgenom-
men werden, als europarechtswidrig beurteilt. 
Trotzdem setzt sich die Gewalt an den Gren-
zen fort. Die EU-Kommission unter Ursula 
von der Leyen hat die Aufgabe, bei den Mit-
gliedstaaten darauf hinzuwirken, dass gelten-
des EU-Recht eingehalten wird. Oft bleibt die 
EU-Kommission jedoch untätig oder bestärkt 
sogar rigorose Grenzabschottungen, wie zu-
letzt gegenüber der polnischen Regierung, 
die die Grenze zu Belarus militärisch abgerie-
gelt hat. In der EU kann sich eine Kultur der 
Verantwortungslosigkeit breitmachen. Nicht 
zuletzt der Schiffbruch von Pylos hat dies ge-
zeigt. Am 14./15. Juni 2023 kenterte vor der 
griechischen Küste ein überladenes Boot mit 
über 700 Menschen an Bord, schätzungsweise 
über 600 von ihnen kamen ums Leben, darun-
ter viele Kinder. Die griechische Küstenwache 
setzte keine effektive Seenotrettung in Gang, 
obwohl sie nach dem Seevölkerrecht dazu ver-
pflichtet gewesen wäre. Die Überlebenden des 
Schiffsbruchs tragen vor, dass die griechische 
Küstenwache sogar versucht habe, das Boot 
abzuschleppen - erst dadurch sei es überhaupt 
gekentert. Solche Aktionen hat es in der Ver-
gangenheit durch die Küstenwache öfter ge-
geben, um die Insass*innen aus griechischen 
Gewässern zu drängen. Nur einen Monat vor 
dem Schiffsbruch hatte die New York Times 
dokumentiert, dass die griechischen Behörden 
Menschen hilflos auf See ausgesetzt hatten. Im 
Falle des tödlichen Schiffsbruchs hat sich die 
EU-Kommission bislang für unzuständig er-
klärt und auf die Aufklärung in Griechenland 

verwiesen. Aber die griechischen Behörden 
haben in der Vergangenheit derartige Vorfälle 
nicht hinreichend untersucht oder mitunter 
sogar vertuscht. Erst im Jahr 2022 hatte der 
Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 
(EGMR) den griechischen Staat wegen un-
zureichender Ermittlungen im Falle des töd-
lichen Pushbacks bei Farmakonisi verurteilt. 
Ein Teil der Überlebenden hat nun Strafanzei-
ge beim Seegericht in Piräus eingelegt.

Fluchtverhinderung durch Deals  
mit Autokraten

Trotz dieser Vorfälle und ihrer öffentlichen 
Skandalisierung zeigen die EU-Mitgliedstaa-
ten keine Bereitschaft, derartige Pushbacks 
einzustellen. Und zukünftig könnte sich diese 
Praxis im zentralen Mittelmeer sogar wieder 
verstärken. Die EU hat in den vergangenen 
Monaten intensiv mit Tunesien verhandelt, um 
ein neues Abkommen auszuhandeln. Tunesien 
soll 900 Millionen Euro erhalten, um Investiti-
onen in die marode Wirtschaft tätigen zu kön-
nen. Im Gegenzug verpflichtet sich der Staat, 
Überfahrten nach Europa zu unterbinden 
und auch eigene geflohene Staatsangehörige 
zurückzunehmen. Gewaltsame Zurückschie-
bungen durch die tunesischen Grenzbehör-
den, aber auch seitens italienischer Einheiten 
wären die Folge. Der Deal fällt in eine Zeit, in 
der es eine massive Erosion der Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit in Tunesien gibt, das 
2011 zu den ersten Schauplätzen des Arabi-
schen Frühlings gehörte. Der Präsident Kais 
Saied regiert das Land autokratisch, entmach-
tet die Justiz, schränkt die Pressefreiheit und 
die Rechte der Opposition ein. Gegenüber 
Flüchtlingen verbreitete er sogar in seinen 
Reden Verschwörungsideologien und Rassis-
mus. Dokumentiert ist zudem, dass tunesische 
Grenzeinheiten Schutzsuchende ohne Versor-
gung in der Wüste ausgesetzt haben.

Während Bundeskanzler Olaf Scholz und 
Bundesinnenministerin Nancy Faeser das Ab-
kommen mit Tunesien begrüßt haben, gab es 
laut einer Recherche der ZEIT von mehreren 
Mitgliedstaaten erhebliche Kritik am Zustan-
dekommen, auch vom Auswärtigen Amt in 
Deutschland. Denn das Abkommen enthält 
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keine rechtsstaatlichen und menschenrecht-
lichen Vereinbarungen und wurde von der 
EU-Kommission finalisiert, ohne den Rat ein-
zubinden. Im September 2023 verweigerte die 
tunesische Regierung zudem einer Delegation 
des Ausschusses für auswärtige Angelegenhei-
ten des Europaparlamentes die Einreise, nach-
dem der Leiter der Delegation Kritik an dem 
Abkommen geübt hatte. 

Das Abkommen mit Tunesien offenbart 
erneut die großen Probleme, die Deals mit 
autokratischen Drittstaaten mit sich bringen. 
Sie führen, wie schon früher im Falle des Li-
byen-Abkommens (2008) und des EU-Tür-
kei-Deals (2016) zu menschenrechtswidrigen 
Konsequenzen für Flüchtlinge und einem ver-
stärkten Autoritarismus in den Drittstaaten. 
Autokratische Herrscher können sich durch 
derartige Abkommen gegenüber außenpoli-
tischer Kritik der EU immunisieren, weil sie 
mit den versprochenen Grenzkontrollen einen 
wirkungsvollen Verhandlungshebel erhalten. 
Drittstaatsabkommen führen unterm Strich zu 
mehr Problemen als Lösungen. Eine progres-
sive Strategie müsste stattdessen darauf zielen, 
die demokratischen Kräfte in den Drittstaaten 
nachhaltig zu unterstützen und Erosionen von 
Rechtsstaatlichkeit klar zu benennen.

Reform des EU-Asylrechts: Aushöhlung  
menschenrechtlicher Garantien

Während Deals mit Drittstaaten auf recht-
lich tönernen Füßen stehen und Pushbacks 
ganz offen das geltende EU-Recht verletzen, 
soll zudem das Gemeinsame Europäische 
Asylsystem (GEAS) reformiert werden. Die-
ser Prozess ist bereits seit mehreren Jahren 
im Gang, aktuell geht es um die Vorschläge 
der EU-Kommission, die im September 2020 
vorgelegt wurden. Zwischen der Kommission, 
dem Europäischen Parlament und dem Rat 
wird über die Vorschläge intensiv verhandelt. 
Beide Institutionen sind Teil der EU-Gesetz-
gebung und müssen sich einigen, damit Ver-
ordnungen oder Richtlinien in Kraft treten 
können. Während das Europäische Parlament 
sich bis Frühjahr 2023 zu den meisten Entwür-
fen bereits positioniert hatte, gingen im Rat die 
Positionen meilenweit auseinander. Am 8. Juni 

2023 wurde dann doch eine Verhandlungspo-
sition nach langem Ringen beschlossen. 

Am Anfang der Reformbemühungen stand 
der Ruf nach einer Ersetzung des sog. Dub-
lin-Systems, demzufolge Asylsuchende ihren 
Antrag vorrangig in den Staaten der Erstein-
reise stellen müssen, durch einen Solidaritäts-
mechanismus. Von einem echten Verteilungs-
schlüssel hat sich die EU längst verabschiedet. 
Stattdessen wird eine „flexible Solidarität“ vor-
geschlagen, bei der die EU-Staaten zwischen 
der Aufnahme von Asylsuchenden oder aber 
der Beteiligung an Abschiebungen frei wählen 
können. Die gleichzeitige restriktive Reform 
des Dublin-Systems führt dazu, dass Asylsu-
chende in einen Zustand der völligen Recht-
losigkeit versetzt werden: Die Möglichkeit, 
vor Gericht gegen eine Abschiebung in einen 
anderen EU-Staat zu klagen, soll auf absolute 
Extremfälle reduziert werden. Sogar unbeglei-
tete Minderjährige sollen wieder abgeschoben 
werden, obwohl der Europäische Gerichtshof 
dies für unvereinbar mit dem Kindeswohl er-
achtet.1

“Moria” als Blaupause? 

Die EU plant u.a. die Einführung von ver-
pflichtenden Grenzverfahren an den EU-Au-
ßengrenzen für alle Asylsuchende, die ohne 
Ausweisdokumente einreisen oder die aus 
einem Herkunftsstaat mit einer europaweiten 
Anerkennungsquote von 20 Prozent kommen. 
Familien mit kleinen Kindern unter 12 Jahren 
sollen ausgenommen werden. Vorgesehen ist, 
dass die Verfahren direkt an den Außengren-
zen durchgeführt werden. In den Verfahren 
wird jedoch nicht zuerst geprüft, ob die Asyl-
suchenden legitime Fluchtgründe haben, son-
dern ob ihre Anträge überhaupt zulässig sind. 
Solche Schnell- und Zulässigkeitsverfahren 
finden schon seit dem EU-Türkei-Deal in den 
griechischen Hotspots statt, wobei Anwält*in-
nen und NGOs zahlreiche Qualitätsmängel 
und Fehlentscheidungen dokumentiert haben. 
Verpflichtende Grenzverfahren führen zudem 
in der Konsequenz zu einer systematischen 

1	 EuGH, Urteil vom 6.6.2013, Az. C 648/11, MA, BT, DA ./. Secretary of State 
for the Home Department.
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Internierung von Schutzsuchenden an den 
Außengrenzen. Was dies in der Praxis bedeu-
tet, zeigen wiederum die Erfahrungen auf den 
griechischen Inseln: Massenlager unter men-
schenunwürdigen und rechtsstaatlichen Be-
dingungen. Eine unabhängige Verfahrensbe-
ratung und anwaltliche Vertretung sind unter 
solchen Bedingungen de facto ausgeschlossen. 

Die Grenzverfahren können darüber hin-
aus auf einen sehr großen Personenkreis aus-
geweitet werden und dann auch Asylsuchende 
aus Herkunftsstaaten betreffen, die in der EU 
hohe Schutzquoten haben. Denn es soll den 
Mitgliedstaaten freigestellt werden, die Grenz-
verfahren auch bei sog. sicheren Herkunfts-
staaten und sicheren Drittstaaten durchzu-
führen. Vor diesem Hintergrund sind die 
aktuellen Forderungen nach einer Einstufung 
der Maghreb-Staaten als angeblich „sicher” 
sowie Deals wie mit Tunesien einzuordnen. 
Syrische und afghanische Schutzsuchende, 
die über die Türkei oder Tunesien in die EU 
fliehen, wären dann auch von den Grenzver-
fahren betroffen. Die gleichzeitige Ausweitung 
der Drittstaatenregelung würde Kernbereiche 
des internationalen Flüchtlingsrechts in Frage 
stellen: Als „sicher“ deklarierte Drittstaaten 
sollen künftig nicht mehr Schutzstandards 
nach der Genfer Flüchtlingskonvention ge-
währleisten. EU-Mitgliedstaaten wie Däne-
mark oder Österreich setzen sich bei den Ver-
handlungen für die sog. „Ruanda-Lösung” ein, 
das heißt die Möglichkeit, Schutzsuchende in 
einen Staat abzuschieben, zu dem sie keine 
Verbindung haben. Obwohl die britische Re-
gierung mit ihrer „Ruanda-Lösung” bisher 
vor Gericht und in der Praxis gescheitert ist, 
gibt es entsprechende Forderungen auch in 
Deutschland aus den Reihen von CDU/CSU. 
Zurecht wendet sich die Bundesregierung ge-
gen die Herabsenkung der Standards, wenn-
gleich sie viele andere restriktive Aspekte der 
Reform unterstützt.

Europawahlen 2024: Menschenrechte  
verteidigen 

Die EU-Kommission ist unter Zugzwang 
und muss aus ihrer Perspektive rasch versu-
chen, den Asyl- und Migrationspakt bis zu den 

Europawahlen 2024 zu verabschieden. Gelingt 
ihr dies nicht, wäre das Gesetzgebungsver-
fahren gescheitert, die nach den Wahlen neu-
gewählte Kommission müsste einen erneuten 
Anlauf mit ungewissem Ausgang nehmen. 
Hieraus erklärt sich der Handlungsdruck, der 
in den letzten Monaten aufgebaut wurde. Da-
bei ist die Kommission bereit, rechtsstaatliche 
Prinzipien zu opfern und Konzessionen an die 
Rechten in Europa zu tätigen. Deshalb wäre es 
besser, aktuell keine Reform durchzuführen 
und es bei dem, durchaus auch defizitären, Ist-
Zustand des Europarechts zu belassen. Immer-
hin erwiesen sich die jetzigen Regeln mitunter 
dafür offen, dass Asylsuchende über Gerichts-
verfahren ihre Rechtspositionen stärken konn-
ten. Diese erfolgreichen Rechtskämpfe könn-
ten selbst unter den Bedingungen eines nach 
rechts gedrifteten Europaparlaments für eine 
gewisse Zeit ein Bollwerk gegen eine autoritäre 
Migrationspolitik darstellen. Und im Hinblick 
auf die Europawahlen ist derzeit nicht davon 
auszugehen, dass die Kommission durch ihren 
Ansatz die Rechten schwächt - im Gegenteil. 

Aktuelle Umfragewerte deuten darauf hin, 
dass die rechten Fraktionen Identität & De-
mokratie (ID) und die Europäischen Kon-
servativen und Reformer (EKR) mit deutlich 
mehr Stimmen im Europaparlament rechnen 
können. In der Vergangenheit grassierten hef-
tige Streits um die Ausrichtung der rechten 
Fraktionen, was ihre Schlagkraft im Parlament 
lähmte. Aber immer deutlicher kristallisiert 
sich heraus, dass die neue Rechte ein eigenes 
Europaprojekt verfolgt. Viele rechte Parteien 
fordern entsprechend nicht mehr den Austritt 
aus der EU, wie zuletzt beim Brexit, sondern 
sehen ihre Politik im Aufwind und erwarten 
mehr Gestaltungsmöglichkeiten auf euro-
päischer Ebene. In den EU-Institutionen der 
Mitgliedstaaten ist dies der Rechten schon ge-
lungen. „Italien hat in der Migrationspolitik 
gewonnen. Es zielt nun auf Europa ab“, heißt 
es in einem Kommentar der Medienplattform 
Politico, der im Anschluss an das Ratstreffen 
vom 8. Juni 2023 geschrieben wurde. Die Post-
faschistin Giorgia Meloni hat die Verhandlun-
gen zum neuen GEAS und den Deal mit Tu-
nesien in entscheidender Weise geprägt. Die 
Rechte bleibt bei diesem Politikfeld aber nicht 

spw 3 | 2023 41Schwerpunkt



stehen, sondern will ihre Vorstellungen auch 
in der Klimapolitik und Wirtschaftspolitik 
durchsetzen. Da die Rechte in der Migrations-
politik Erfolge verzeichnen konnte, hat sich 
insgesamt auf europäischer Ebene ihre strate-
gische Handlungsfähigkeit verstärkt.

Die aktuelle Situation zeigt deutlich, dass 
progressive Akteur*innen mit einer “Law 
and Order”-Politik nicht weit kommen wer-
den. Die Rechte gewinnt vielmehr an Boden, 
wenn der Diskurs dadurch dominiert wird, 
dass Migration als Gefahr verstanden wird. 
Ein Eintreten für Menschenrechte, Demo-
kratie und Rechtsstaatlichkeit im Umgang mit 
Asylsuchenden könnte der Debatte hingegen 
eine neue Richtung verschaffen und die zahl-
reichen Menschen und zivilgesellschaftlichen 
Organisationen mobilisieren, die immer noch 
für Flüchtlinge eintreten. Gerade Deutschland 
hat wegen der NS-Geschichte eine besondere 
Verantwortung für die Verteidigung des indi-
viduellen Asyl- und Flüchtlingsrechts. 	 ■
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Leitlinien zu einem europäischen Binnenmarkt für 
Erneuerbare Energien
von Nina Scheer

Der europäische Rechtsrahmen sieht vor, 
dass der Energiemix Angelegenheit der jewei-
ligen Mitgliedstaaten ist. In Anbetracht der 
Tatsache, dass die Energiemixe auch inner-
halb Europas höchst unterschiedlich ausfal-
len - man denke im Stromsektor nur an einen 
Atomstromanteil in Frankreich von über 70 
Prozent und die atomausstiegsbedingten Ab-
schaltungen der drei letzten Atomkraftwerke 
im Frühjahr 2023 in Deutschland -, schiene 
ein vereinheitlichender Rechtsrahmen auch 
kaum praktikabel. Insofern kann hier durch-
aus eine Gegensätzlichkeit zwischen euro-
päischem Vertrag und den Richtlinien bzw. 
Verordnungen gesehen werden. Auch in den 
Zielsetzungen schlagen die Unterschiede in 
den Strommixen durch: Während auf Atom-
energie setzende Staaten jene als klimafreund-
lich titulieren, weisen den Atomausstieg 
verfolgende Staaten auf die unbedingte Not-
wendigkeit eines vollständigen Umstiegs auf 
Erneuerbare Energien hin. Die Erzählung vom 
deutschen Alleingang im Atomausstieg er-
weist sich dabei übrigens als wenig belastbar: 
In Bezug auf alle Staaten ist sie schlicht falsch, 
da die allermeisten Staaten weltweit und auch 
die meisten der europäischen Staaten keine 
Atomkraftwerke betreiben; mehr als die Hälfte 
aller europäischen Atomkraftwerke (56) ste-
hen in Frankreich, der einzigen Nuklearmacht 
in der EU. Deutschland ermöglicht sich mit 
diesem Schritt, kombiniert mit dem geplanten 
Kohleausstieg, den Weg einer auf Dezentrali-

tät fokussierten Energieversorgung, die sich 
im Vergleich zu zentralisierteren Systemen als 
krisenfester erweist. 

Auf Basis Erneuerbarer Energien fordert 
das Energiesystem der Zukunft dabei eine Fo-
kussierung auf die fluktuierenden Eigenschaf-
ten der beiden Säulen Wind und Sonne ein. 
Und eben hier liegt ein europäischer Anknüp-
fungspunkt: Wenn sich Europa im Energiebin-
nenmarkt wissenschaftsbasiert und krisenfest 
aufstellen möchte, muss es konsequent auf die 
günstigste und zugleich importunabhängi-
ge Energie setzen: auf Erneuerbare Energien. 
Diese fordern dann einen passenden Strom-
markt ein, der konsequent auf Verfügbarkeit 
Erneuerbarer Energien setzt - durch intelli-
gentes Netzmanagement und Speicher. Der 
vergangene Sommer hat gezeigt, dass Atom-
energie neben den weiteren bekannten Risiko-
faktoren, wie fehlenden Endlagern und Unfall-
risiken, auch beim Klimawandel in Engpässe 
gerät - Atomkraftwerke sind nicht dürreresis-
tent und auf permanente Kühlung angewiesen. 

Einen europäischen Einfluss auf die Aus-
gestaltung der Energiewende verspüren wir 
auch über die Vorgaben des EuGH und die ihr 
zugrunde liegende Strombinnenmarkt-Richt-
linie zur Erhebung von Netzentgelten. Künf-
tig können diese nicht mehr gesetzlich erfol-
gen; die Bundesnetzagentur BNetzA wird in 
Deutschland hier Aufgaben übernehmen. Die 
Frage der Netzentgelte hat dabei das Potential 
von Lenkungswirkung zur Ausgestaltung des 
Energiemarktes. Fehlstellungen, die bis heute 
in Deutschland just dort hohe Netzentgelte 
bewirken, wo verstärkt Netze ausgebaut wur-
den, müssen beseitigt werden. Zudem kön-
nen Netzentgelte - bei entsprechender Ausge-
staltung - einen guten Anreiz bilden, um die 
Energiemärkte beschleunigt auf Erneuerbare 
Energien, intelligente Netze und Speicher um-
zustellen. Energieversorgung muss dabei zu-
gleich immerzu dem Anspruch von Daseins-
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vorsorge gerecht werden; es darf zu keinen 
ökonomischen Benachteiligungen kommen, 
wenn auf Verbraucherseite im Rahmen des 
Zumutbaren keine Flexibilitätsanforderungen 
erfüllt werden können. 

Die regional sehr unterschiedliche Verfüg-
barkeit von Energie verstärkt die Diskussion 
über geteilte Strompreiszonen. Was auf den 
ersten Blick ein schlichter Anreiz für den ver-
stärkten Ausbau Erneuerbarer Energien und 
deren regionale sektorübergreifende dezent-
rale Nutzung ist, kann auf den zweiten Blick 
auch zu Spaltungen in der Leistungsfähigkeit 
von Regionen führen. Wenn etwa Lohn- und 
Rentenangleichung in Ost und West als Fort-
schritt gesehen wird, kann es kaum zugleich 
ein Fortschritt sein, wenn auseinanderfallende 
Preiszonen zu entsprechenden Unterschie-
den in den ökonomischen Belastungsgrenzen 
führen, auch wenn hier allein die Großhan-
delspreise angesprochen sind. Ein europäisch 
gesetztes System unterschiedlicher Strom-
preiszonen müsste somit beiden Aspekten ge-
recht werden: Es müsste zum einen den Anreiz 
zum lokalen Ausbau und der Nutzung Erneu-
erbarer Energien setzen und damit auch den 
Transport von Energie vermeiden. Zum an-
deren müsste aber auch zusätzlich ein Anreiz 
oder „Ausgleich“ gesetzt werden, damit keine 
Regionen überfordert oder abgehängt werden. 
Beide Aspekte zusammengefasst dürfen zu-
dem nicht zur Verteuerung des Gesamtsys-
tems führen. Unter Berücksichtigung entspre-
chender Effekte können lokale Preiszonen der 
örtlichen Wertschöpfung Schübe verleihen. 

Eine weitere europäische Herausforderung 
besteht in der Instrumentenwahl. Am Beispiel 
des Windenergieausbaus auf Basis stets unter-
zeichneter und infolgedessen zuletzt radikal 
reduzierter Ausschreibungen lässt sich erken-
nen, dass Instrumente mit mengensteuern-
der Wirkung weder Marktfähigkeit gefördert 
noch den Ausbau gesichert haben. Hier ist ein 
Umdenken erforderlich. Die Umstellung auf 
Ausschreibungen, weg vom einstigen Einspei-
severgütungssystem des EEG, hat sich nicht 
bewährt - ganz im Gegenteil. Die einzige Hoff-
nung liegt mit dem bisherigen Beihilferahmen 
in der Nutzung von Ausnahmen von der Vor-

gabe der EU-Kommission zur Umstellung auf 
Ausschreibungen. 

Insofern muss die Vorgabe zur Umstel-
lung auf Ausschreibungen erneut im Grund-
satz hinterfragt werden: Es kann nicht sein, 
dass das zentrale Wachstumsfeld im Trans-
formationsprozess, zumal im internationalen 
Wettbewerb stehend, nämlich der Ausbau 
von insbesondere Windenergie, durch bei-
hilferechtliche Vorgaben ausgebremst wird. 
Hier sind die Mitgliedstaaten gefragt, eine 
Kehrtwende einzuläuten. Instrumente, die 
dem Ausbau Erneuerbarer Energien, zumal 
mit europäischer Wertschöpfung dienen, kön-
nen und dürfen im wirtschaftspolitischen wie 
auch klimapolitischen Interesse Europas nicht 
länger als wettbewerbswidrig gelten! Wir 
brauchen Beihilferegelungen, die heimische 
Wertschöpfung sichern und drohende Brüche 
abzuwenden wissen. Es kann nicht länger auf-
rechterhalten werden, dass Beihilfeprüfungen 
zu monatelangen Verzögerungen führen und 
nationale Kraftanstrengungen beim Umstieg 
auf Erneuerbare Energien ausgebremst wer-
den. Das Heruntersetzen von Ausschreibungs-
mengen zugunsten von Markt-Liquidität kann 
dabei keine Lösung sein, da hierüber die Aus-
baumengen nun immer weiter verringert als 
vergrößert werden.	 ■
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Milliardensubventionen für Chipfabriken?
von Arne Heise1

In der ersten Hälfte des Jahres 2023 häuften 
sich die Meldungen, dass weltweit aktive Halb-
leiterhersteller wie Intel oder Infineon mit In-
vestitionen in Milliardenhöhe die Chippro-
duktion in – vornehmlich - Ostdeutschland 
massiv vorantreiben und damit Deutschlands 
Position als größter europäischer Halbleiter-

1 Dr. Arne Heise ist Professor für Volkswirtschaft slehre an der Universität Hamburg.

exporteur (s. Abb. 1) stärken wollen. Dies 
entspricht dem Ziel der EU, den Anteil Euro-
pas an der Weltchipproduktion bis zum Jahr 
2030 auf etwa 20 Prozent zu verdoppeln – 
denn noch wird der ganz überwiegende An-
teil von Halbleitern in Südostasien hergestellt 
(s. Abb. 2). 
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Abbildung 1: Exporthandelswert für integrierte Schaltkreise 2022 (in Mrd. US$)

Quelle: UN Comtrade

Abbildung 2: Globale Produktionskapazität

Quelle: Varas, A. u.a. (2020); Government Incentives and US Competition in Semi-Conductor
Manufacturing, Boston „Chips sind das Öl des 21. Jahrhunderts“
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Chips werden gelegentlich als das „Öl des 
21. Jahrhunderts“ bezeichnet, weil sie in der 
Herstellung fast jeden Produkts Anwendung 
finden und deshalb unverzichtbar sind. Eine 
Stärkung des Halbleiterstandortes Deutsch-
land und insbesondere Ostdeutschlands mit 
dem dort immer noch bestehenden indus-
triellen Unterbesatz könnte also als großer 
industriepolitischer Glücksfall begriffen 
werden, wären da nicht die enorm hohen 
Subventionsaufwendungen, die die öffent-
liche Hand zu tragen hat: Allein vom von 
Intel in Aussicht gestellten Investitionsvolu-
men von ca. 30 Milliarden Euro müssen die 
öffentlichen Kassen mit ca. 9,9 Milliarden 
Euro fast ein Drittel übernehmen und von 
den 5 Milliarden Euro, die Infineon in eine 
neues Halbleiterwerk in Dresden investieren 
will, kommen etwa 1 Milliarde Euro aus öf-
fentlichen Subventionen. Bei der in Aussicht 
gestellten Anzahl an direkt geschaffenen 
Jobs – etwa 3.000 – 4.000 bei Intel in Mag-
deburg und 1.000 bei Infineon in Dresden 
läuft dies auf eine Subvention von 1 Million 
- 3  Millionen Euro pro Arbeitsplatz hinaus 
und entspricht damit einem Mehrfachen der 
in der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur“ fest-
geschriebenen Maximalsubventionen von 
500.000 Euro bis 750.000 Euro pro erhalte-
nen oder geschaffenen Arbeitsplatz.

Subventionen als industriepolitisches 
Instrument sind vertretbar, wenn Standort-
nachteile – hohe Lohn- oder Energiekos-
ten, fehlende Agglomerationsvorteile oder 
schlechte Infrastruktur – ausgeglichen, be-
stehende Risiken bei Produkteinführungen 
zumindest teilweise übernommen werden 
sollen oder geopolitisch motivierte Überle-
gungen – z. B. die zunehmende Abhängig-
keit von Produzenten aus politisch instabi-
len oder ideologisch unsicheren Regionen 
– eine Rolle spielen. Im Fall der Chipindus-
trie dürften letztere politischen Motive die 
rein ökonomischen Begründungen über-
wiegen – zumal Standortnachteile durch 
Subventionen kaum dauerhaft ausgeglichen 
werden können.

Subventionen zur Beeinflussung  
von unternehmerischen Standortent-
scheidungen sind problematisch

Problematisch werden Subventionen, 
wenn sie wesentlich dem Wunsch entsprin-
gen, die Standortentscheidung der Unter-
nehmen zu beeinflussen. In diesem Fall sind 
dauerhafte Fehlallokationen oder, wenn die 
Standortentscheidungen nach Ablauf von 
Subventionsvereinbarungen bzw. der weit-
gehenden Abschreibung der Investitionen 
rückgängig gemacht werden, enorme Ver-
schwendungen öffentlicher Mittel zu be-
fürchten – wie in der Vergangenheit z. B. bei 
der Mobiltelefonproduktion (Nokia in Bo-
chum) oder der Solarindustrie zu beobachten 
war. Angesichts der benannten politischen 
Motive und der zentralen ökonomischen 
Bedeutung der Halbleiterindustrie dürften 
die zur Diskussion stehenden Subventionen 
im besonderen Maße auf unternehmerische 
Standortentscheidungen gerichtet und da-
mit grundsätzlich als problematisch einzu-
schätzen sein – dies vor allem auch deshalb, 
weil sie fast zwangsläufig einen Subventions-
wettlauf zwischen den Regierungen in der 
EU, den USA und Ostasien auslösen müssen 
– nicht zufällig hat die EU einen „European 
Chips Act“ als Reaktion auf den US „Chips 
Act“ erlassen.

Vor diesem Hintergrund sind die Reaktio-
nen der wirtschaftspolitischen Forschungsin-
stitute mit klarer „Mainstream“-Ausrichtung 
– dem Institut für Wirtschaftsforschung Halle 
(IWH), dem Zentrum für Europäische Wirt-
schaftsforschung (ZEW) in Mannheim, dem 
Ifo-Institut in München und dem Institut für 
Weltwirtschaft (IfW) in Kiel – zu verstehen, 
die derartige industriepolitische Maßnahmen 
grundsätzlich kritisch sehen2 und alternativ 
zur Endproduktion die Förderung der indus-

2	 Reint Gropp und Alexander Reifschneider; Sind Subventionen für Halbleiter 
zu rechtfertigen?, in: Perspektiven der Wirtschaftspolitik, Jg. 24, H.2, 2023, 
S. 166 – 170; Stefan Kooths; „Klüger wäre, die Subventionen, die anderswo 
gezahlt werden, auszubeuten“ – Interview mit Stefan Kooths, in: Die Wirt-
schaftswoche v. 19. Juni 2023; Patricia Huber; ifo-Ökonom Fuest: „Wohl-
stand schafft man nicht, indem man Konzerne mit Subventionen päppelt“; 
in: Frankfurter Rundschau v. 21.08.2023, Tagesschau; Top-Ökonomen 
kritisieren Intel-Subvention scharf; in: Tagesschau v. 19.06.2023 (einsehbar 
unter: https://www.tagesschau.de/wirtschaft/unternehmen/intel-foederung-
subvention-kritik-oekonomen-100.html [letzter Abruf: 31.8.2023).
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trienahen Halbleiterforschung und -entwick-
lung vorschlagen.

Subventionen und Realpolitik

Was grundsätzlich und vor allem aus öko-
nomischen Erwägungen heraus richtig ist, 
kann in der wirtschaftspolitischen Realität 
trotzdem zu kurz oder naiv gedacht sein: 
Wenn Deutschland und die EU vor dem Hin-
tergrund massiver Subventionskulissen in 
den USA und Südostasien und insbesondere 
vor dem Hintergrund des dräuenden Taiwan-
Konflikts aus geopolitischen (und eben nicht 
rein ökonomischen) Erwägungen heraus auf 
eigene Endproduktion von Halbleitern set-
zen wollen und ein weltweites Subventions-
verbot selbst im Rahmen der Bestimmungen 
der World Trade Organisation (WTO) kaum 
wirksam durchzusetzen ist, wird man kaum 
darum herumkommen, ebenfalls Unterneh-
men mit Subventionen zu locken.

Dies darf allerdings nicht dazu führen, dass 
die Macht hochprofitabler Konzerne so groß 
wird, eine Subventionierung erwarten zu 
können, die kaum noch ökonomische Risiken 

widerspiegelt, sondern nurmehr den Grad 
der geopolitischen Besorgnis des potentiellen 
Subventionsgebers. Oder anders ausgedrückt: 
Ein Subventionsanteil von einem Fünftel bis 
zu einem Drittel der gesamten Investitions-
kosten und der Subventionierung eines einzi-
gen Arbeitsplatzes in Höhe von teilweise weit 
über 1 Million Euro sprengt jede ökonomi-
sche Vernunft und sollte deshalb unterblei-
ben. Der Wunsch nach größerer strategischer 
Unabhängigkeit von Halbleiterprodukten 
aus Südostasien sollte als Marktpotential für 
europäische Chipproduktionsstätten ausrei-
chen, um auch mit deutlich geringerem Sub-
ventionsgrad attraktiv zu sein – wenn aber 
der Subventionswettbewerb tatsächlich den 
Konzernen Extra-Profite in Aussicht stellt, 
sollte Deutschland sich verweigern und die 
Chip-Unabhängigkeit von Südostasien lieber 
durch langfristige Lieferbeziehungen z. B. mit 
den US-Subventionswettbewerbern (oder Is-
rael) sichern und die Subventionsmilliarden 
lieber dorthin stecken, wo die bereits vorhan-
dene Chipproduktion langfristig abgesichert 
wird: in Forschung und Entwicklung rund 
um die Halbleiterproduktion.	 ■
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Zentrum Gesundheit & Soziales – Scheingewerkschaft 
am rechten Rand
von Björn Allmendinger1

Arbeitnehmervertretung mit 
rechter Vergangenheit

Die rechte Arbeitnehmervertretung „Zent-
rum Automobil“ (ZA) wurde 2009 als Verein 
gegründet und trat bereits im darauffolgenden 
Jahr bei den Betriebsratswahlen im Mercedes-
Benz Stammwerk Stuttgart-Untertürkheim 
mit einer eigenen Liste an. Schon zu Beginn 
ihrer betrieblichen Aktivitäten bestanden enge 
Verbindungslinien zu rechtsextremen Kreisen 
und Netzwerken. So waren viele ZA-Akteu-
re in der rechten Szene keine Unbekannten 
und konnten auf zahlreiche, über Jahre hin-
weg bestehende Kontakte zurückgreifen: Oli-
ver Hilburger, der den Vernetzungsprozess 
von Zentrum Automobil von Anbeginn an 
federführend vorantrieb, war u. a. Gitarrist 
der Rechtsrock-Band „Noie Werte“, Thomas 
Scharfy betrieb in den 1990er Jahren diverse, 
bundesweit bekannte Mailboxen der extre-
men Rechten, Hans Jaus war Bundesschatz-
meister der 1994 aufgrund ihrer Wesensver-
wandtschaft mit der Hitler-Jugend verbotenen 
„Wiking Jugend“ und Tobias Gerstner, um ein 
letztes Beispiel zu nennen, engagierte sich jah-
relang in der rechtsextremen „Kameradschaft 
Rastatt“ (vgl. hierzu ausführlicher Allmen-
dinger/Haarfeldt 2020). Basierend auf diesen 
umfangreichen Kontakten und Erfahrungen 
baute ZA in den letzten Jahren sein rechtes 
Netzwerk sukzessive weiter aus. Vertreter von 
ZA nahmen an Pegida-Demonstrationen teil, 
traten als Redner auf Konferenzen des rech-
ten „COMPACT“-Magazins in Erscheinung, 
sprachen auf Kundgebungen der AfD oder be-
teiligten sich auch an Kampagnen des rechten 
Projekts „Ein Prozent“.

Das Verhältnis zwischen ZA und anderen 
rechten Organisationszusammenhängen war 

1	 Björn Allmendinger ist stellvertretender Geschäftsführer von Arbeit und 
Leben Niedersachsen und Lehrbeauftragter am Institut für Berufspädagogik 
und Erwachsenenbildung der Leibniz Universität Hannover.

dabei aber nicht immer störungsfrei. Dies 
zeigt vor allem ein Blick auf die Positionierung 
der AfD und die im Herbst 2021 vor allem auf 
Drängen des Landesverbandes Baden-Würt-
temberg vollzogene Aufnahme von ZA auf die 
Unvereinbarkeitsliste der Partei. Zu groß war 
scheinbar die Sorge, dem Verfassungsschutz 
durch die fehlende Abgrenzung zur rechten 
Arbeitnehmervertretung um Oliver Hilbur-
ger und Co. weitere Rechtfertigungsgründe zu 
liefern, um als Beobachtungsobjekt vom Bun-
desamt geführt zu werden – was letztlich im 
März 2022 nach dem Urteil des Verwaltungs-
gerichts Köln aber dennoch geschah. In Folge 
des Unvereinbarkeitsbeschlusses waren zahl-
reiche ZA-Mitglieder mit Parteiausschluss-
verfahren konfrontiert. Dies betraf auch ein-
zelne Unterstützer*innen von ZA in der AfD, 
wie beispielsweise den Stuttgarter Bundes-
tagsabgeordneten Dirk Spaniel, dem intern 
immer wieder parteischädigendes Verhalten 
vorgeworfen wurde, da er ungeachtet des Un-
vereinbarkeitsbeschlusses weiterhin an einer 
Zusammenarbeit mit der rechten Arbeitneh-
mervertretung festhielt. Auf dem Bundespar-
teitag der AfD im Juni 2022 in Riesa wurde ZA 
schließlich wieder von der Unvereinbarkeits-
liste gestrichen. Über 60 Prozent der Wahl-
berechtigten hatte einem entsprechenden 
Antrag, der unter anderem auch von Björn 
Höcke und Christina Baum (siehe Abbildung 
1) unterstützt wurde, zugestimmt. 

Netzwerk der Impfgegner*innen 
und Corona-Leugner*innen

Als im März 2020 erste Maßnahmen der 
Bundesregierung zur Bekämpfung der Coro-
na-Pandemie eingeleitet wurden, tauchte eine 
neue politische Kraft auf, die von Beginn an als 
diffus und äußerst heterogen beschrieben wur-
de. Unter dem Label „Querdenken“ entstanden 
bundesweit lokale Gruppen, die Demonstra-
tionen und Kundgebungen organisierten und 
zum Widerstand gegen die Corona-Schutz-
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Abbildung 1: Screenshot eines Tweets von Christina Baum (AfD, MdB); Online unter: 
https://twitter.com/DrChristinaBaum/status/1450882050760880137/photo/1 [letzter Zugriff: 28.08.2023]

maßnahmen aufriefen. Die Teilnehmenden-
zahlen der Veranstaltungen stiegen rasant 
und binnen weniger Wochen kam es bereits 
zu bundesweiten Großdemonstrationen von 
„Querdenken“-Anhänger*innen unter ande-
rem in Berlin und Stuttgart. Die Gründung der 
Partei „dieBasis“ im Juli 2020 sollte den Pro-
test von der Straße in die Parlamente tragen. 
Doch blieb die Partei, die mittlerweile aus über 
20.000 Mitgliedern besteht, bei den bisherigen 
Landtags- und Bundestagswahlen weit hinter 
ihren eigenen Erwartungen zurück. Zuletzt 
erreichte sie beispielsweise bei den Landtagss-
wahlen in Nordrhein-Westfalen im Mai 2022 
lediglich 0,8 Prozent aller Stimmen.

Die Führungsriege von ZA nahm bereits 
früh an den unterschiedlichen „Querdenken“-
Protesten teil und bewarb diese auch über ihre 
jeweiligen Social-Media-Kanäle. Ziel dieser 
Aktivitäten war und ist es, eine verstärkte Ver-
netzung zwischen den einzelnen ZA-Ablegern 
und der „Querdenken“-Szene herzustellen und 
sich auf betrieblicher Ebene als Sprachrohr der 
Kritik an den Corona-Schutzmaßnahmen zu 
positionieren. Im Vorfeld der Großdemonst-
ration am 29. August 2020 in Berlin, in dessen 
Kontext später auch die Treppen des Reichs-
tagsgebäudes von Rechtsextremen gestürmt 
wurden, solidarisierte sich ZA beispielsweise 
mit den „Querdenken“-Initiator*innen und 

warb für eine Teilnahme an den geplanten Ak-
tionen. So hieß in einer damaligen Mitteilung:

„Am 29. August 2020 demonstrieren die 
#Querdenker in Berlin für #Freiheit, #De-
mokratie und eine sofortige Beendigung der 
falschen #Corona-Politik, eine Wiederher-
stellung aller #Grundrechte sowie #Neuwah-
len. Dieses Anliegen unterstützen wir: Daher 
möchten wir alle Mitglieder, Kollegen und 
Unterstützer bitten, den [sic!] notwendigen 
und legitimen Protest in #Berlin zu unter-
stützen. Das politische Establishment und die 
#DGB-Gewerkschaften haben einen falschen 
Weg eingeschlagen und setzen sich schon seit 
Jahren nicht mehr für die Interessen der Be-
schäftigten in Deutschland ein. […] Wir be-
grüßen die Entwicklung rund um die Quer-
denker-Demonstrationen.“ (ZA 2020)

Schon vor der weltweiten Ausbreitung von 
COVID-19 hatte Oliver Hilburger Kontakte 
in das Impfgegner*innenspektrum aufgebaut 
und nahm in diesem Zusammenhang z. B. 
auch am 16. Juni 2018 an der Demonstration 
„Impfen muss freiwillig bleiben“ in Nürnberg 
teil (siehe Abbildung 2). Im Zuge der Corona-
Pandemie und den aufkommenden Debatten 
um eine mögliche Impfpflicht verstärkte ZA 
sein Engagement in diesem Bereich. Exemp-
larisch steht hierfür etwa die Teilnahme von 
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Oliver Hilburger an den „Querdenken“-Pro-
testen auf dem Stuttgarter Schlossplatz im Ap-
ril 2020, in dessen Kontext er ein Schild mit 
der Aufschrift „COVID 1984“ trug und damit 
auf den bekannten Roman von George Orwell 
anspielte. Bereits im Vorfeld der Betriebsrats-
wahlen 2018 verfolgte ZA die Strategie, abseits 
der Automobil- und Zuliefererindustrie auch 
in anderen Branchen vermehrt aktiv zu wer-
den und mit eigenen Listen bei den Wahlen 
anzutreten. Größere Erfolge konnte ZA sei-
nerzeit aber nicht erzielen: Lediglich bei Stihl 
in Waiblingen konnten zwei Sitze in einem 
„branchenfremden“ Betrieb errungen werden.2 

Auch nach den Wahlen von 2018 blieb die 
zukünftige branchenspezifische Ausrichtung 
von ZA noch relativ unbestimmt. Dies änderte 
sich erst durch die vermehrten Proteste gegen 

2	 Insgesamt konnte ZA bei den Betriebsratswahlen 2018 20 Sitze für sich ge-
winnen: drei Sitze im Mercedes-Benz Werk Raststatt, sechs Sitze im Mer-
cedes-Benz Werk Stuttgart-Untertürkheim, zwei Sitze im Mercedes-Benz 
Werk Stuttgart-Sindelfingen, drei Sitze im BMW-Werk Leipzig, zwei Sitze 
im Porsche-Werk Leipzig, jeweils einen Sitz im VW-Werk Zwickau und im 
Opel-Werk Rüsselsheim sowie zwei Sitze im Stihl-Werk Waiblingen.

die Corona-Schutzmaßnahmen der Bundes-
regierung und vor allem durch die Ankündi-
gungen einer einrichtungsbezogenen Coro-
na-Impfpflicht. Beides führte letztlich dazu, 
dass ZA besonders den Pflege- und Gesund-
heitsbereich ins Blickfeld nahm und seine 
strategischen Zielsetzungen entsprechend an-
passte. Dies lässt sich unter anderem anhand 
eines Telegram-Beitrags von ZA, der am 10. 
Januar 2022 im Vorfeld einer angekündigten 
Demonstration von Corona-Leugner*innen 
und Impfgegner*innen in Magdeburg ver-
öffentlicht wurde, aufzeigen: „Der DGB und 
VerDi [sic!] […] haben Krankenschwestern  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
und Pfleger verraten und verkauft – Das Zent-
rum lässt euch nicht alleine und steht an eurer 
Seite!“ (ZA 2022a). Unterstützung erhielten 
Hilburger und Co. vor den Betriebsratswahlen 
2022 ebenfalls von Vertreter*innen der AfD. 
So war etwa einem Tweet von Björn Höcke zu 
entnehmen: 

„Nicht nur Beschäftigte in der Automobil- und 
Automobilzuliefererindustrie, sondern auch An-

Oliver Hilburger (rechts) auf der Nürnberger Impfgegner*innendemo am 16. Juni 2018; 
Screenshot: SPIEGEL TV (2018; Min. 12:15)
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gestellte in Gesundheits- und Pflegeberufen – in-
formieren Sie sich bei dem ‚Zentrum‘, ob es nicht 
auch bei Ihnen schon Interessenten gibt. Bringen 
Sie sich ein! Treten Sie bei Betriebsratswahlen 
an! Brechen Sie das Monopol der ‚roten‘ Gewerk-
schaften!“ (zit. n. Riebe/Schröder 2022). 

Parallel zu dieser überwiegend im digitalen 
Raum betriebenen „Werbekampagne“ beteilig-
ten sich Vertreter*innen von ZA auch immer 
wieder an Impfgegner*innenprotesten. Her-
vorzuheben ist in diesem Kontext beispiels-
weise die in rechten Kreisen breit beworbene 
„Impfstreik“-Initiative, die von ZA im Ver-
bund mit dem Compact-Magazin, der Zeitung 
„Demokratischer Widerstand“, dem News-
Blog „Political Incorrect“, den so genannten 
„Anwälten und Ärzten für Aufklärung“ so-
wie der rechtsextremen Kleinstpartei „Freie 
Sachsen“3 initiiert wurde und sich in gewisser 
Weise an den „Warnstreiks“ der Gegner*innen 
der Corona-Schutzmaßnahmen in Österreich 
orientierte. Außerhalb des Anti-Corona-Spek-
trums konnte diese Kampagne jedoch keine 
gesellschaftliche Breitenwirkung entfalten und 
blieb eine politische Randerscheinung.

Wie sich zeigen sollte, waren diese Bemü-
hungen des ZA und ihrer Unterstützerkreise, 
auch außerhalb des Automobilsektors bei den 
Betriebsratswahlen 2022 an Einfluss zu ge-
winnen, nur von geringem Erfolg geprägt. Die 
rechte Arbeitnehmervertretung schaffte es le-
diglich im Mercedes-Benz Werk Stuttgart-Un-
tertürkheim, einen Betriebsratssitz hinzuzu-
gewinnen. In den anderen Betrieben, in denen 
ZA aktiv war bzw. ist, „verloren die rechten 
Listen meist an Zustimmung“ (ebd.). Im Pfle-
ge- und Gesundheitssektor konnte kein ein-
ziger Betriebsratssitz errungen werden.4 Von 
den bundesweit ca. 18.000 Betriebsratssitzen 

3	 Bereits im November 2021 nahm das ZA-Mitglied Hans Jaus an einem Ge-
spräch mit dem Vorsitzenden von „Freie Sachsen“ und einstigen Mitinitiator 
der rassistischen Proteste 2018 in Chemnitz, Martin Kohlmann, teil (vgl. 
Freie Sachsen 2021). Dieser Auftritt kann durchaus als ein erstes Anzeichen 
für den späteren „Schulterschluss“ im Rahmen der Impfstreik-Kampagne 
betrachtet werden.

4	 Indizien für diesen Misserfolg waren bereits in den Monaten davor zu er-
kennen: Zahlreiche Facebook-Seiten von einzelnen „Betriebsgruppen“ von 
ZA verschwanden nach einer kurzen Phase der Aktivität wieder (siehe z. B. 
die Facebook-Seite der ZA-Betriebsgruppe Leipzig); eine Wahlkampagne 
zusammen mit anderen rechten Netzwerken konnte nicht initiiert werden; 
Werbeaktionen in und vor den Betrieben blieben eine Seltenheit; vielfach 
scheiterte schon der Versuch überhaupt eigene Betriebsratslisten aufzustellen.

konnte ZA lediglich 19 für sich gewinnen, was 
einem Anteil von 0,11 Prozent entspricht. In 
den Werken von Porsche und VW in Leipzig 
hat ZA jeweils zwei Drittel ihrer Stimmen ver-
loren (vgl. Klaus Dörre, zit. n. Göpfert 2022). 
Im VW-Werk in Zwickau konnte die rechte 
Liste „Bündnis freier Betriebsräte“ zwei von 
insgesamt 37 Stimmen für sich gewinnen. 
Diese Steigerung um einen Sitz konnte aber 
nur deshalb gelingen, weil der ZA-Ableger 
„zuvor nur mit einem Einzelbewerber ange-
treten war[.]. Dessen 20-Prozent-Stimmenan-
teil hatte sich nicht in Betriebsratssitzen ausge-
drückt“ (ebd.). Zudem sollte hier nicht außer 
Acht gelassen werden, dass die IG Metall 35 
der 37 Sitze erhielt und damit deutlich stärks-
te Kraft im VW-Werk in Zwickau wurde. Im 
Einzelnen stellen sich die Ergebnisse von ZA 
bei den Betriebsratswahlen 2022 wie folgt dar: 
drei Sitze im Mercedes-Benz Werk Rastatt, sie-
ben Sitze im Mercedes-Benz Werk Stuttgart-
Untertürkheim, zwei Sitze im Mercedes-Benz 
Werk Stuttgart-Sindelfingen, jeweils einen Sitz 
im Porsche-Werk Leipzig, BMW-Werk Leip-
zig und Opel-Werk Rüsselsheim sowie jeweils 
zwei Sitze im Stihl Werk Waiblingen und im 
VW-Werk Zwickau.

Gründung von „Zentrum  
Gesundheit & Soziales

Trotz oder gerade auch wegen der eher be-
scheidenen Ergebnisse bei den Betriebsrats-
wahlen wurde 2022 der ZA-Ableger „Zentrum 
Gesundheit & Soziales“ gegründet, um spe-
ziell im Gesundheits- und Pflegebereich die 
Unmutsausbrüche bezogen auf die einrich-
tungsbezogene Impfpflicht und die Corona-
Schutzmaßnahmen für sich politisch nutzbar 
zu machen.5 In der Pressemitteilung zur Mit-
gliederversammlung von ZA am 16. Juli 2022 
hieß es hierzu: 

„Vor allem der Zuwachs an Mitgliedern aus zuvor 
nicht erschlossenen Branchen führt zur Notwen-

5	 Von Oliver Hilburger wurde der ZA-Ableger als „Schwestergewerkschaft“ 
bezeichnet; Petra Kolberg wählte hierfür den Begriff „Betriebsgruppe“ (vgl. 
Stecher 2022). Als Rechtsträger von „Zentrum Gesundheit & Soziales“ fun-
giert „Zentrum Automobil e. V.“. Dementsprechend handelt es sich bei dem 
über die Webseite von „Zentrum Gesundheit & Soziales“ zur Verfügung 
gestellten Aufnahmeantrag de facto um einen Antrag auf Vereinsmitglied-
schaft bei ZA.
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digkeit, diese auch in eigenständigen Strukturen 
zu organisieren. […] Ein erster und wichtiger 
Schritt in diese Richtung war die Wahl des neu-
en Vorstands der alternativen Gewerkschaft 
Zentrum Gesundheit & Soziales [Hervorhebung 
im Original]. […] Mit der freien, alternativen 
Gewerkschaft Zentrum Gesundheit & Soziales 
[Hervorhebung im Original] erhalten die Be-
schäftigten im Gesundheits- und Sozialwesen 
endlich eine neue kräftige Stimme.“ (ZA 2022b)

Die Vorsitzende von „Zentrum Gesundheit 
& Soziales“ wurde die ehemalige Kranken-
schwester und Betriebsrätin Petra Kolberg, 
welche heute als Wirtschafts- und Arbeitsjuris-
tin und Sozialökonomin mit ihrer Firma „Kol-
berg Seminare“ in unterschiedlichsten Berei-
chen Betriebsratsschulungen anbietet. Zuvor 
war Kolberg über viele Jahre hinweg für ver.di 
als freiberufliche Referentin tätig (vgl. Klemm 
2022). Wie ein Blick in das Bildungsprogramm 
von ver.di Nord offenbart, wurde sie auch 2022 
als Referentin für diverse Seminare eingeplant 
(vgl. ver.di Nord 2022: 117, 118, 119 und 143). 
Ihre Einsatzschwerpunkte sind bzw. waren 
Schulungen zur „Schicht- und Dienstplan-
gestaltung“ sowie zum Themenfeld „Überlas-
tungsanzeige“. Mittlerweile hat sich ver.di von 
Kolberg distanziert und setzt sie nicht weiter 
als Referentin in den eigenen Seminaren ein 
(vgl. hierzu bspw. ver.di Nord 2023). Als weite-
re Ansprechpartnerinnen fungieren bei „Zen-
trum Gesundheit & Soziales“ Stephanie Voigt 
und Anja Ortelt, die, wie auch Petra Kolberg, 
ebenfalls aus dem Gesundheits- und Pflegebe-
reich kommen. Inhaltlich fokussiert sich der 
Zentrums-Ableger nach eigenem Bekunden 
u. a. auf die „Beratung und Schulung von Be-
triebsräten“, die „Förderung [einer] ganzheit-
liche[n] Gesundheitsfür- und vorsorge“, die 
Verteidigung des „Recht[s] auf körperliche 
Unversehrtheit, Selbstbestimmung und indi-
viduelle Impfentscheidung“ sowie die „Imple-
mentierung ganzheitlicher medizinischer An-
sätze“ (vgl. ZGS 2022a). Vor dem Hintergrund 
dieser Schwerpunktsetzungen erscheint es 
auch kaum verwunderlich, dass eine der ersten 
Kampagnen, die von „Zentrum Gesundheit & 
Soziales“ unterstützt wurde, sich gegen die Co-
rona-Schutzmaßnahmen richtete. So war der 
Zentrums-Ableger Teil eines Bündnisses aus 

Corona-Leugner*innen, die am 20. August 
2022 eine Versammlung zum 75sten Jahres-
tag des „Nürnberger Kodex“ abhielten und 
in ihren Verlautbarungen eine Gleichsetzung 
der Anti-Corona-Maßnahmen mit den ver-
brecherischen medizinischen Experimenten 
während der Zeit der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft vornahmen.

Bislang konzentrieren sich die Aktivitäten 
des ZA-Ablegers jedoch vornehmlich auf den 
digitalen Raum: So wurde zu einem ersten vir-
tuellen „Gedankenaustausch“ für Mitglieder 
via Zoom am 28. September 2022 eingeladen; 
ein eigener YouTube-Kanal eingerichtet sowie 
eine erste Pressemitteilung über den Mes-
sengerdienst Telegram zur „Zustimmung des 
Bundestags am 08.09.2022 zur Änderung des 
Infektionsschutzgesetzes“ verbreitet. In letzte-
rer wurde die Bundesregierung aufgefordert, 
einen „Ausstieg aus der bestehenden Corona-
Politik“ (ZGS 2022b) einzuleiten – was von 
„Zentrum Gesundheit & Soziales“ vor allem 
in Bezug gesetzt wird zu einer Abkehr vom so 
genannten „Masken-, Test- und Impfzwang“ 
(ebd.). Insgesamt blieb die Resonanz auf den 
ZA-Ableger bisher aber eher gering. Der You-
Tube-Kanal verfügt lediglich über drei Abon-
nenten (Stand: 15.06.2023); eigene öffentliche 
Kundgebungen oder Demonstrationen wur-
den noch nicht durchgeführt. Von einer „Er-
weiterung […] [des] Einflusses in neuen Bran-
chen“ (ZA 2022b) und einem steten Wachstum 
der Mitgliederzahlen, wie ZA einst betonte, 
kann mit Blick auf die letzten Ergebnisse bei 
den Betriebsratswahlen und den oben skiz-
zierten Versuchen, neue Betriebe aus dem Ge-
sundheits- und Pflegebereich zu erschließen, 
bisher aber nicht die Rede sein.

Dennoch sollten hieraus nicht voreilige 
Schlussfolgerungen gezogen werden. Denn 
mit Blick auf die Entwicklungen der vergan-
genen Monate ist durchaus von einer langfris-
tigen Strategie auszugehen, den ZA-Ableger 
schrittweise in die verschiedensten rechten 
Netzwerke zu integrieren sowie als branchen-
spezifische „Arbeitnehmer*innenvertretung“ 
bundesweit zu etablieren. Beispielhaft dafür 
steht die Teilnahme von „Zentrum Gesund-
heit & Soziales“ mit einem Infostand am 13. 
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Stuttgarter Impfsymposium, das vom 19. bis 
21. Mai 2023 in Filderstadt stattfand und als 
einer der zentralen Veranstaltungen der Impf-
gegner*innenszene in Deutschland zu be-
trachten ist. Einer der Hauptorganisatoren des 
Symposiums war Hans Tolzin, der in der Ver-
gangenheit bereits mehrfach durch verschwö-
rungsideologische Äußerungen aufgefallen ist 
(vgl. z. B. NDR 2015).	 ■
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Wochenschau Verlag, Frankfurt am Main 2021
351 Seiten, 24,90 €

Dass Kapitalismusanalysen zentrale Aus-
gangspunkte sowohl für die Analyse aktueller 
gesellschaftlicher Entwicklungen wie auch für 
die Entwicklung fortschrittlicher Politik sind, 
bedarf keiner größeren Erläuterung. Zugleich 
ist die Zahl einführender Bände durchaus über-
schaubar. Vor diesem Hintergrund adressiert 
der vorliegende Band von Hans-Jürgen Bieling, 
Carla Coburger und Patrick Klösel ein wichti-
ges Thema. In ihrer Einleitung halten die He-
rausgeber*innen fest, den Ausgangspunkt des 
vorliegenden Bandes bilde eine „Doppelkrise“ 
– zum einen eine Krise der kapitalistischen 
Ökonomie, zum anderen eine Krise des vor-
herrschenden, neoklassisch bzw. marktliberal 
verengten ökonomischen Denkens. Die zweite 
Dimension sei umso erstaunlicher, da die Ge-
schichte politökonomischen Denkens einen be-
trächtlichen Schatz inspirierender Analysepers-
pektiven berge. Ziel des Bandes sei daher auch, 
nicht nur einen Überblick über die Entwicklung 
politökonomischen Denkens zu geben, sondern 
auch kritische Impulse und Anregungen für 
ein besseres Verständnis der aktuellen wissen-
schaftlichen und politischen Kontroversen zu 
liefern. Der politökonomische Diskurs umfasse 
mehrere Ebenen: Auf einer ersten Diskursebe-
ne agierten die konzeptionell denkenden In-
tellektuellen. Sie definierten, analysierten und 
interpretierten gesellschaftliche Verhältnisse 
und Problemlagen und erarbeiteten mehr oder 
minder kohärente Gesellschaftsentwürfe. Auf 
der zweiten Ebene würden diese Perspektiven 
von unterschiedlichen Multiplikator*innen – 
Journalist*innen, Lehrer*innen, Politiker*in-
nen aufgegriffen und an die jeweiligen Kon-
texte angepasst. Die dritte Diskursebene bilde 

1	 Thilo Scholle ist Mitglied der spw-Redaktion, Jurist und lebt in Lünen.

das Alltagsbewusstsein, das – geprägt durch die 
jeweiligen Arbeits- und Lebensbedingungen – 
fragmentiert und widersprüchlich und eng mit 
der moralischen Ökonomie verbunden sei.

Auf eine Einleitung folgen drei Hauptab-
schnitte des Bandes, die drei große Etappen ka-
pitalismusanalytischen Denkens zusammenfas-
sen sollen. Der erste Abschnitt stellt unter der 
Überschrift „Von der Industriellen Revolution 
ins lange 19. Jahrhundert“ zunächst das Den-
ken von Adam Smith, David Ricardo und Karl 
Marx vor. Bei Adam Smith zeigen die Autor*in-
nen im Fazit durchaus die Bereitschaft, den 
Denker nicht nur als Vordenker des Marktlibe-
ralismus zu verstehen, unterstreichen aber auch 
zugleich die verbreiteten Anschlüsse genau in 
diese Richtung. Der Blick auf Marx ist überwie-
gend zustimmend, kritisch angesprochen wer-
den insbesondere das Transformationsproblem 
in der Arbeitswerttheorie sowie die genauen 
Implikationen der Theorie von (ökonomischer) 
Basis und (gesellschaftlichem) Überbau. Den 
zweiten Teil des Kapitels bilden Darstellungen 
der „Marginalistischen Revolution in West-
europa“ als Beginn der Neoklassik. Zentral im 
Gegensatz etwa zu Marx, aber auch zu Ricardo, 
wird hier die Profilierung einer „subjektiven 
Werttheorie“ ausgemacht. Im Anschluss dar-
gestellt wird Werner Sombart als Vertreter der 
„historischen Schule“. Aus Sombarts Werk las-
se sich gut entnehmen, wie facettenreich und 
vielschichtig der moderne Kapitalismus sich 
entwickelt habe – und dass auch der moder-
ne Kapitalismus in seinen unterschiedlichen 
Epochen immer schon gemischtwirtschaftlich 
organisiert gewesen sei. Eher knapp angespro-
chen wird zudem Max Weber.

Der zweite Abschnitt widmet sich unter der 
Überschrift „Innovation, Instabilität und Steue-
rung“ im Kern der fordistischen Phase kapita-
listischer Entwicklung im 20. Jahrhundert. Ers-
te ausführlicher vorgestellte Person ist Joseph 
Alois Schumpeter, insbesondere mit Blick auf 
die von ihm stark gemachte Rolle des Unter-
nehmers als Treiber für Innovation. Diese wird 
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von den Autor*innen kritisch eingeschätzt, da 
letztlich die gegebenen politökonomischen 
Verhältnisse – die Konkurrenz der Marktak-
teure, politische Kämpfe, die Organisation von 
Führung und Prozesse der Auslese – nicht auf 
ihre sozialen Ursachen hin befragt, sondern 
tendenziell naturalisiert werden würden. Deut-
lich positiver gewertet wird das im Anschluss 
ausführlich vorgestellte Werk von Karl Pola-
nyi, der viele aktuelle inhaltlich-theoretische 
Fortführungen inspiriert habe. Breiten Raum 
nimmt sodann das Werk von John Maynard 
Keynes ein, der als einer der wirkungsmäch-
tigsten Ökonomen des 20. Jahrhunderts vor-
gestellt wird. Mit der Finanzkrise seit 2008 sei 
die Nachfrage nach keynesianisch orientierter 
Politikberatung wieder gestiegen. Der zweite 
Hauptteil des Abschnitts widmet sich der neo-
liberalen „Konter-Revolution“. Vorgestellt wer-
den hier Walter Eucken, Friedrich August von 
Hayek und Milton Friedman. Während Eucken 
noch als klassischer Ordoliberaler firmiert, 
wird Hayek dann auch als ein Brückenbauer in 
den Marktradikalismus eingeordnet, der aller-
dings durchaus noch an empirischen Begrün-
dungen interessiert gewesen sei.

Der dritte Abschnitt steht unter der Über-
schrift „Globale Umbrüche und gesellschaftli-
che Produktions- und Reproduktionskonflik-
te“. Ausgangspunkt ist die Krise des Fordismus. 
Einstieg ist die „Varieties of Capitalism“-De-
batte sowie die französische Regulationsschu-
le. Kurz vorgestellt wird Michel Albert mit 
seinem Ansatz des „rheinischen Kapitalismus“, 
der „Varieties of Capitalism“-Ansatz von Peter 
Hall und David Soskice insbesondere mit sei-
ner Kernunterscheidung von liberalen und 
koordinierten Marktwirtschaften sowie die 
französische Regulationsschule um Michel 
Aglietta und Alain Lipietz. Kritisch an der Re-
gulationsschule werde zum einen ihre Tendenz 
gesehen, die Entwicklung der Regulationswei-
se oft primär unter dem Aspekt der Stabilisie-
rung des Akkumulationsregimes zu betrachten 
und damit mit ökonomischen Brüchen und 
Veränderungen nur eingeschränkt umgehen 
zu können, sowie die auch beim „Varieties of 
Capitalism“-Ansatz zu beobachtende National-
staat-Weltmarkt-Dichotomie, der es nicht ganz 
leicht falle, inter- und transnationale Dynami-

ken der kapitalistischen Entwicklung theore-
tisch-konzeptionell zu erfassen. Im Anschluss 
daran folgt eine Vorstellung „neo-gramscia-
nischer Perspektiven“ in der „Internationa-
len Politischen Ökonomie“. Als ein Problem 
beschrieben werden die oft recht dehnbaren 
Begriffe von Gramsci selbst, die konkret ope-
rationalisiert werden müssten. Es gelte, ökono-
mische, institutionelle und kulturell-diskursive 
Prozesse aufeinander zu beziehen. Die Theo-
riebildung bleibe dadurch grundsätzlich un-
abgeschlossen. Abgeschlossen wird der Band 
zunächst mit einer Darstellung feministischer 
politischer Ökonomie, der einerseits mit einem 
„liberalen“ Ansatz, etwa durch Herausstreichen 
des Gender-Pay-Gaps, und eher radikalfemi-
nistischen Ansätzen, die vor allem den Blick 
auf Produktion und Reproduktion richten, 
unterteilt wird. Den Abschluss des Bandes 
bildet eine knappe Darstellung ökologischer 
politischer Ökonomie. Vorgestellt werden u.a. 
Nicolas Georgescu-Roegen, Elinor Ostrom 
und Elmar Altvater, inhaltlich diskutiert wer-
den u.a. Vorstellungen einer Postwachstums-
gesellschaft. Insgesamt wirken beide Kapitel 
zwar interessant, aber noch nicht den anderen 
Abschnitten vergleichbar inhaltlich verdichtet.

In allen Abschnitten finden sich neben 
grundlegenden Skizzen des politökonomischen 
Denkens der jeweiligen Autor*innen biografi-
sche Hinweise sowie einordnende Absätze zu 
Rezeption, Kritiken und Schulbildung. Aktu-
elle Anschlussmöglichkeiten werden – etwa 
im Kapitel zu Keynes – allenfalls vorsichtig an-
gedeutet. Enthalten sind zudem als inhaltliche 
Illustrationen kurze Textausschnitte der jeweils 
vorgestellten Denker*innen.

Bei der vorliegenden Darstellung handelt es 
sich um ein sehr gut geschriebenes Buch, das 
eine gute Schneise durch etwas mehr als zwei 
Jahrhunderte analytische Entwicklungen zieht. 
Etwas abrupt ist der Abschluss des Bandes, der 
keine Zusammenfassung oder eigene Einord-
nung des aktuellen Entwicklungspunktes der 
Kapitalismusanalyse anbietet. Allerdings ist zu-
zugestehen, dass eine solche kurze Einordnung 
im begrenzten dafür zur Verfügung stehenden 
Raum vielleicht auch nur eingeschränkt dar-
stellbar wäre.	 ■
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Rezension: Jugendbewegung zwischen Kaiserreich und 
Weimarer Republik
von Thilo Scholle

Antje Harms
Von linksradial bis deutschnational 
Jugendbewegung zwischen Kaiserreich  
und Weimarer Republik
Campus Verlag, Frankfurt am Main 2021
580 Seiten, 49 €

Beim Blick auf die Hintergründe der Poli-
tisierung von Menschen wird heute der Ju-
gendphase eine wichtige Rolle zugebilligt. 
Die Frage, was denn junge Menschen prägt, 
und insbesondere wie und wofür sie sich en-
gagieren, ist auch aktuell eine gerne unter 
Gesamtüberschriften für die Generation („Y“, 
„Z“, usw.) diskutierte Frage. Dabei lässt sich 
von einer eigenständigen Jugendphase erst 
mit den sozialen und kulturellen Verände-
rungen seit der Wende vom 19. zum 20. Jahr-
hundert sprechen. Vorher bestand für junge 
Menschen in der Regel weder die Zeit noch 
erlaubte es die materielle Situation, neben 
oder nach der Schulzeit eigenen Interessen 
nachzugehen. Dies traf insbesondere auf die 
Angehörigen der Arbeiter*innenjugend zu, 
die meist bereits mit 14 Jahren eine Berufs-
ausbildung begannen und damit deutlich 
weniger Freiraum als ihre „bürgerlichen“ 
Altersgenoss*innen hatten. Hinzu kommt 
die besondere Situation der jungen Frauen, 
deren Bildungschancen und berufliche Pers-
pektiven deutlich eingeschränkt waren, und 
die zudem aus Elternhaus und Gesellschaft 
zumeist mit anderen Erwartungen an Ver-
halten und Lebensweg konfrontiert waren als 
ihre männlichen Altersgenossen.

Die Dissertation der Historikerin Antje 
Harms widmet sich der Entwicklung der 
„bürgerlichen“ Jugendbewegung zwischen 
den Jahren 1913 und 1923. Das Jahr 1913 
steht mit dem Treffen auf dem „Hohen Meiß-
ner“ im Harz für einen Höhepunkt der Früh-
phase der Jugendbewegung, insbesondere 
mit Blick auf ihren reformpädagogischen 
Impetus. Im Jahr 1923 endete mit Ruhrbe-

setzung und Inflationszeit eine kurze Sta-
bilisierungsphase der Weimarer Republik. 
Wichtige Unterscheidung bei Harms ist die 
politische Ausrichtung der jeweiligen Ver-
bände und Aktiven, bei denen sie nach eher 
links- oder rechtsgerichteten Organisationen 
differenziert. Wichtig für das Verständnis der 
Darstellung ist zudem, dass es nicht um eine 
in einem einheitlichen Verband organisierte 
Bewegung geht, sondern um ein Agieren und 
Interagieren verschiedener Verbände mit un-
terschiedlicher organisatorischer Dichte und 
Lebensdauer. Zudem machten Akteur*innen 
im Laufe der Zeit auch Verbandswechsel mit 
oder agierten sich gleichzeitig in mehreren 
Organisationen. Mit dem Jahr 1923 beginnt 
für Harms die Dominanz der politisch we-
sentlich klarer rechts verorteten bündischen 
Bewegung innerhalb der Jugendbewegung.

Beim Blick auf die Erforschung der Ju-
gendbewegung macht Harms zudem als De-
fizit aus, dass in den ersten Jahrzehnten die 
Forschung vor allem von Ehemaligen der Ju-
gendbewegung betrieben wurde und daher 
in dieser Rückschau insbesondere antisemiti-
sche und völkische Tendenzen vernachlässigt 
oder verharmlost wurden. Deutlich wird in 
dem Band die Ambivalenz, die über die unter-
schiedlichen politischen Ausrichtungen hin-
weg herrschte: Bestimmte innerverbandliche 
Umgangsformen, der Wunsch nach Autono-
mie von den Erwachsenen, die Betonung des 
gemeinsamen Wander- und Naturerlebnisses 
fanden sich bei allen beschriebenen Organisa-
tionen in ähnlicher Weise.

Interessant sind auch die skizzierten Ver-
bindungen zur Arbeiter*innenjugendbewe-
gung personeller Art, so etwa mit Alma de 
l’Aigle zum rechten Flügel der Jungsozialisten 
oder auf dem linken Flügel verkörpert von 
Max Hodann oder dem Kreis um Leonard 
Nelson. Eine Reihe der vorgestellten Personen 
landete zudem später in der kommunistischen 
Bewegung, so der spätere SED-Funktionär Al-
fred Kurella.
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Als Ausgangspunkt der „rechten“ Seite der 
Bewegung nimmt Harms den „Wandervogel“, 
der sich allerdings auf mehrere Organisa-
tionen verteilte. Interessant ist außerdem die 
Darstellung der Entwicklung der „Fahrenden 
Gesellen“, einer mit dem deutschnationa-
len Handlungsgehilfen-Verband verbunde-
nen Bewegung – die durch ihre überwiegend 
kleinbürgerliche Herkunft sozioökonomisch 
der Arbeiterschaft beinahe näher Stand als 
dem Bürgertum. Bemerkenswert ist auch der 
Deutsche Mädchen-Wanderbund als reine 
Frauenorganisation, der allerdings Anfang der 
1920er Jahre deutlich an Relevanz verlor. Auf 
dem linken Flügel macht Harms den Reform-
pädagogen Gustav Wyneken als Mentor aus. 
Organisatorisch werden etwa die Bewegung 
rund um die Zeitschriften „Der Anfang“ so-
wie „Der Aufbruch“ geschildert, zudem die 
„Centralarbeitsstätte für Jugendbewegung“ 
sowie der Nelson-Kreis. Allen gemein ist die 
eher kurze Dauer ihrer Existenz, die aber in 
ihren Publikationen und der dort deutlich 
werdenden politisch-gesellschaftlichen Refle-
xionstiefe durchaus bemerkenswert waren. An 
der Schnittstelle zwischen „links“ und „rechts“ 
sieht Harms insbesondere die „Freideutsche 
Jugend“ als Begegnungsort.

Nach der allgemeinen Vorstellung der Or-
ganisationen und ihrer Entwicklungen macht 
sich Harms an die Auswertung der Biografien 
einzelner Akteur*innen der Jugendbewegung. 
Recherchiert wurden dabei die Lebensläufe 
von 100 Personen - 49 (14 Frauen / 35 Män-
ner) aus dem eher rechten und 51 (14 Frauen 
/ 37 Männer) aus dem eher linken Spektrum. 
Ziel der Zusammenstellung ist die Erstellung 
eines Sozialprofils und die Gewinnung von 
daraus folgenden Rückschlüssen auf die Hin-
tergründe der politisch-ideologischen Veror-
tungen. Deutlich wird bei beiden Gruppen ein 
ähnlicher sozioökonomischer Hintergrund. 
Bei den Linken stammten 51 Prozent aus dem 
Bildungsbürgertum, 30 Prozent aus dem Wirt-
schaftsbürgertum, 11 Prozent aus dem Klein-
bürgertum, 6 Prozent aus der Arbeiterschaft 
sowie 2 Prozent aus dem Adel. Auf der rechten 
Seite entstammten 44 Prozent dem Bildungs-
bürgertum, 19  dem Wirtschaftsbürgertum, 
28 Prozent dem Kleinbürgertum, 3 Prozent 

der Arbeiterschaft und 6 Prozent dem Adel. 
Interessant ist auch die konfessionelle Vertei-
lung: Auf der rechten Seite waren 85 Prozent 
der Personen und damit eine überdeutliche 
Mehrheit protestantisch, 12 Prozent katho-
lisch und 3 Prozent konfessionslos, währen auf 
der linken Seite nur 52 Prozent protestantisch, 
aber 42 Prozent jüdischen Glaubens waren 
(3 Prozent katholisch und 3 Prozent konfes-
sionslos). Durchgemustert werden sodann die 
wichtigsten Sozialisationsinstanzen wie Fami-
lie und Schule. Insbesondere die Schule wird 
dabei von den Protagonist*innen oft als eher 
strenger und uninteressanter Ort erinnert, der 
insgesamt zu einem Gefühl des Generatio-
nenkonflikts und zu emotionaler Distanz zur 
Elterngeneration beitrug. Diskutiert werden 
auch vermittelte Vorstellungen von Männlich-
keit/Weiblichkeit und der Umgang mit ersten 
sexuellen Erfahrungen. Der Eintritt in die 
Jugendbewegung wird auf beiden Flügeln als 
beglückendes Erlebnis wahrgenommen. Ins-
besondere der linke Flügel erkannte dabei zu-
nehmend, dass Selbstentwicklung und Kultur-
gestaltung freie Zeit und materielle Sicherheit 
benötigte, was Arbeiterjugendliche bei langen 
Arbeitstagen und geringem Einkommen kaum 
hatten.

Mit Blick auf die Verarbeitung der Fronter-
fahrungen des Ersten Weltkriegs stellt Harms 
u.a. eine regelmäßig wiederkehrende Abscheu 
vor dem als vulgär empfundenen Auftreten 
anderer Soldaten heraus, das sich zu dem eige-
nen jugendbewegt geprägten Verständnis von 
Reinheit und Moralität in der Lebensführung 
konträr verhielt.

Ein eigenes Kapitel widmet sich der Revo-
lution von 1918. Gerade auf dem linken Teil 
hätten bereits vorher pazifistische Einstellun-
gen sowie die Hoffnung auf weitgehende ge-
sellschaftliche Umwälzungen bestanden, die 
dann, etwa mit Blick auf eine Schulreform, zu-
meist enttäuscht wurden.

In ihrem Fazit hält Harms fest, nicht die 
Kriegserfahrungen seien Basis für die Politi-
sierung und spätere generationelle Selbstposi-
tionierung gewesen, sondern bereits die ju-
gendbewegte Sozialisation im Kaiserreich. Als 
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Ausblick über das Jahr 1923 hinaus hält Harms 
fest, dass in den 1920er Jahren „Jugend“ und 
„Generation“ zu Kampfbegriffen der Rechten 
geworden waren und dass das zu Beginn der 
Weimarer Republik noch deutungsoffene und 
geschlechterübergreifende Leitbild „Jugend“ 
damit letztlich zum exklusiven Ideal einer 
männlich und radikalnational gestimmten 
Frontkämpfergeneration verengt worden sei.

Mit dem vorliegenden Band hat Harms eine 
sehr interessante Studie vorgelegt, die einiges 
Material und Anregungen auch für weitere 
Untersuchungen bietet. Dies zum einen me-
thodisch, indem sie sich nicht nur auf eine 
Analyse von persönlichen und kollektiven 
Einstellungen anhand der Lektüre der Debat-
ten in Zeitschriften und anderen Verbands-
publikationen einordnet, sondern zugleich 
auch den persönlichen Lebenswegen maßgeb-
licher Akteur*innen in den Verbänden nach-
geht. Politisch bedeutsam sind beispielsweise 
die Erkenntnisse mit Blick auf den auf der 
„rechten Seite“ der Jugendbewegung – zwar in 
unterschiedlichen Nuancierungen aber letzt-
lich doch flächendeckend - betriebenen Aus-
schluss von Jüd*innen aus der Bewegung. Die 
entgegengesetzten Zahlen für den „linken“ 
Teil der Bewegung spiegeln dies eindrücklich. 
Interessant ist auch die Darstellung der eher 
aus kleinbürgerlichem Umfeld kommenden 
„Fahrenden Gesellen“, die sich einerseits in das 
deutschnational-antisemitische Profil ihres 
Mutterverbandes einfügten, andererseits aber 
auch in einem latenten Spannungsverhältnis 
zu den eher wirtschafts- oder bildungsbürger-
lich geprägten Verbänden standen.	 ■
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Rezension: 
Historisches Demokratie-Wissen zur richtigen Zeit
von Robert von Olberg1

Sebastian Elsbach
Eiserne Front 
Abwehrbündnis gegen Rechts 
1931-1933
Weimarer Verlagsgesellschaft 2022
160 Seiten, 16 €

Barbara Stambolis
Jugendbewegungen 
Aufbruch und Selbstbestimmung 
1871-1918
Weimarer Verlagsgesellschaft 2023
160 Seiten, 16 €

Angesichts sinkender Zustimmungswerte 
zur Demokratie und einem bedrohlichen Er-
starken des Rechtspopulismus ist es einerseits 
ein mutiges und andererseits ein lobenswer-
tes Unterfangen, der Demokratie eine eigene 
Buchreihe zu widmen. Dass es sich um eine 
Reihe zur Demokratie-Geschichte handelt, 
sollte dabei nicht zu der Fehlannahme führen, 
es handele sich bei der Demokratie um ein 
lediglich noch in der historischen Rückschau 
interessantes Phänomen. Ganz im Gegenteil 
will die vom Weimarer Historiker Christian 
Faludi herausgegebene Reihe im Auftrag der 
Gesellschaft zur Erforschung der Demokratie-
Geschichte dem eigenen Anspruch nach auf-
zeigen, „warum die Beschäftigung mit demo-
kratiegeschichtlichen Themen wichtig für die 
Gestaltung unserer Gegenwart und Zukunft 
ist“. Man kann also sagen: Eine Wissensreihe 
zur richtigen Zeit.

Die kompakten und erschwinglichen Bän-
de sollen historische Personen und Ereignisse 
der deutschen Demokratie-Geschichte für ein 
breites Publikum verständlich vorstellen. Der 
Bogen wird in der zunächst auf elf Bände an-
gelegten Reihe von den politischen Festen in 

1	 Robert von Olberg ist Politikwissenschaftler und war 2015-2021 Vorsitzen-
der der SPD Münster.

der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts und den 
Frauen in den frühen Freiheitsbewegungen bis 
zu den Montagsdemonstrationen 1989/90 ge-
schlagen.

Im Auftaktband der Reihe widmet sich der 
Jenaer Historiker Sebastian Elsbach der Ge-
schichte des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold 
und der Eisernen Front. Nur Letztere gibt mit 
ihrer kurzen Existenzphase von Ende 1931 
bis Frühjahr 1933 dem Band seinen Titel. Die 
Darstellung holt aber in ihre Vor- und Nach-
geschichte deutlich aus. Unmittelbar knüpft 
Elsbach einen Gegenwartsbezug, in dem er auf 
die auch heutige Verwendung des Dreipfeil-
Symbols der Eisernen Front etwa im Logo der 
SPÖ oder bei antifaschistischen Demonstra-
tionen hinweist. Das Engagement zur Vertei-
digung von Demokratie und Republik in der 
Endphase der Weimarer Republik versteht der 
Autor auch als einen Appell zur Unterstützung 
von Demokratiebewegungen heutzutage. Sein 
Verständnis historisch orientierter Demokra-
tieforschung kann als programmatischer An-
spruch der gesamten Buchreihe verstanden 
werden.

Elsbach zeichnet die wesentlichen Aus-
einandersetzungen und Entwicklungen des 
Reichsbanners anschaulich nach. Von den 
Konflikten um die Haushaltskompetenz des 
Reichtags über die sehr frühen und präzi-
sen Kenntnisse zu Plänen und Absichten 
der NSDAP bis hin zu Bündnisbemühungen 
in Verteidigung der Demokratie gegen ihre 
Feinde von rechts. Deutlich wird hier, in wel-
chem Umfang eine zivilgesellschaftliche Or-
ganisation Aufgaben des Republikschutzes 
übernommen hat, die heute ganz selbstver-
ständlich in den Aufgabenbereich staatlicher 
Institutionen wie des Verfassungsschutzes ge-
hören, etwa bei der Informationsbeschaffung 
über demokratiefeindliche Umtriebe. Der 
Anspruch war stets allgemein die Verbreitung 
eines republikanischen Staatsgedankens und 
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die Gewinnung neuer Bevölkerungskreise für 
die Idee der Republik. Damit begründet sich 
auch die zentrale Stellung der Erinnerung an 
Reichsbanner und Eiserne Front in der erin-
nerungspolitischen Arbeit der Reihenheraus-
geber.

Die Darstellung scheut keine klaren Posi-
tionen. Das Ende der Weimarer Republik ist 
für Elsbach nicht Ergebnis der Schwäche der 
Demokrat*innen, sondern einer bewussten 
Entscheidung Hindenburgs gegen Demo-
kratie und Republik. Das Verhalten der SPD 
und mancher ihrer Protagonisten wie Sever-
ing wird differenziert und kritisch beleuchtet. 
Dem vorschnellen Urteil der Erfolglosigkeit 
des Demokratie verteidigenden Engagements 
angesichts ihrer erfolgreichen Zerstörung 
durch die Nazis tritt Elsbach entgegen, in-
dem er schon in der „Gründung des Repub-
likschutzes (einen) strukturell(en Beitrag) zur 
Reduktion der politisch motivierten Gewalt“ 
sieht. Zur Problematik der Gewaltanwendung 
durch Reichsbanner und Eiserne Front äußert 
er legitimierend, dass die „in Notwehr geüb-
te Gewalt“ der Demokratie diente und „die 
vom Reichsbanner ausgehenden Zwangs- und 
Gewaltmaßnahmen der Herstellung bzw. Er-
zwingung eines demokratischen Konsenses 
dienten.“

In Band zwei der Reihe liefert die Historike-
rin Barbara Stambolis einen kenntnisreichen 
Überblick über die Entwicklung der Jugend-
bewegungen von der Reichsgründung bis in 
die NS-Zeit – und damit auch hier über den 
im Untertitel des Bandes selbst benannten 
Zeithorizont hinaus. Aufbruch und Selbstbe-
stimmung sieht die Autorin als die kennzeich-
nenden gemeinsamen Charakteristika der 
unterschiedlichen Bewegungen und Gruppie-
rungen. Wobei hinter „Selbstbestimmung“ in 
einigen doch stark hierarchisch organisierten 
national orientierten Gruppen ein Fragezei-
chen gesetzt werden dürfte.

Stambolis betont, dass von Aufbruch nicht 
nur die Jugendbewegungen, sondern die stark 
im Wandel befindliche deutsche Gesellschaft 
an den Anfängen der Jugendbewegungen ins-
gesamt geprägt war. Ein Fortschrittsoptimis-

mus verband sich mit der Hoffnung auf die 
Jugend. Verbunden war dies nicht zuletzt häu-
fig auch mit einem „Streben nach nationaler 
Größe und Weltgeltung“.

Die Pluralform begründet Stambolis nach-
vollziehbar mit der Heterogenität der unter 
dem Sammlungsbegriff zusammengefass-
ten Gruppierungen. So fasst Stambolis bei-
spielsweise den 1911 gegründeten nationa-
listischen Jungdeutschlandbund mit seiner 
vormilitärischen Erziehung ebenso unter 
den Sammelbegriff wie lebensreformerische 
Gruppen, die sich teilweise durchaus auch 
rassenideologisch orientiert gegen die wach-
sende Individualisierung und zunehmende 
Umweltverschmutzung engagierten, und 
die Arbeiterjugendbewegungen mit ihrem 
Fokus auf Bildungsangebote und politische 
Diskussion. Die Autorin konstatiert jedoch 
ein Übergewicht der Quellen aus bürger-
lichen gegenüber proletarischen Bewegun-
gen. Wie Ideale und eigenes Handeln in der 
vorherrschenden politisch-gesellschaftli-
chen Situation zueinander im Widerspruch 
stehen konnten, macht ein Zitat des Autors 
Carl Zuckmayer anschaulich: Es seien die-
selben jungen Männer gewesen, die als Mit-
glieder der Wandervogelgruppen noch laut-
hals „Freiheit“ geschrien hätten, die sich 1914 
dann „in die Zwangsjacke der preußischen 
Uniform stürzten“.

Ab 1918 stellt Stambolis eine zunehmend 
bündische und soldatische Orientierung vie-
ler Bewegungen fest. Dem gegenüber steht die 
Feststellung von der „zentrale(n) Rolle (der) 
jungen Generation in der Konstituierungs-
phase der (Weimarer) Republik“, die sich nicht 
allein darin äußerte, dass aus vielen Jugendbe-
wegten Sozialarbeiter*innen wurden. Im Kapi-
tel über die Weimarer Republik, dem ausführ-
lichsten des Buches, nimmt die Autorin dann 
auch am stärksten Bezug auf die demokrati-
sche Entwicklung von Politik und Gesellschaft 
und Wechselwirkungen mit den Bewegungen. 
Hierzu gehören konkrete Reformmaßnahmen 
in der Kinder- und Jugendhilfe ebenso wie 
eine am Ende nicht konsensfähige breite Dis-
kussion über die Aufgaben staatsbürgerlicher 
Erziehung.
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Insgesamt entsteht der Eindruck, als spie-
gelten sich in den dargestellten Jugendbewe-
gungen eher allgemeine gesellschaftliche und 
politische Entwicklungen wider als dass die 
Bewegungen selbst Schrittmacher dieser und 
des demokratischen Fortschritts waren. Je-
doch erkennt Stambolis im zivilgesellschaftli-
chen Umgang mit den Interessen Jugendlicher 
auch einen Gradmesser für Demokratien und 
kann so nachvollziehbar ihr Buch als Teil der 
Reihe zur Demokratie-Geschichte begründen.

Beide Bände zeichnen sich durch ihre gute 
Lesbarkeit und Knappheit der Darstellung aus. 
Die Bücher sind ansprechend gestaltet und mit 
zahlreichen Abbildungen versehen. So werden 
sie dem Anspruch gerecht, sich an ein breites 
Publikum auch ohne detaillierte Vorkennt-
nisse zu richten. Umfangreiche Literaturver-
zeichnisse und Quellennachweise bieten die 
Möglichkeit, die Beschäftigung mit den The-
men eigenständig zu vertiefen. Erschienen ist 
inzwischen auch der dritte Band der Reihe, in 
dem sich der Historiker und Politikwissen-
schaftler Rainer Eckert den Montagsdemons-
trationen 1989/90 widmet. Eine Sonderstel-
lung innerhalb der bislang geplanten Bände 
wird der achte Band einnehmen, der mit der 
Gewerkschaft Solidarnosc den Blick über die 
Grenzen ins europäische Ausland wirft.	 ■
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Rezension: Friedenslogik verstehen. Frieden hat man 
nicht, Frieden muss man machen.
von Ute Finckh-Krämer

Hanne-Margret Birckenbach 
Friedenslogik verstehen. 
Frieden hat man nicht, 
Frieden muss man machen. 
Wochenschauverlag, Frankfurt am Main 2023
229 Seiten, 16 €

Das Buch kommt zur richtigen Zeit für alle, 
die der aktuell herrschenden Kriegs- und Si-
cherheitslogik argumentativ etwas entgegenset-
zen wollen. Denn die Autorin beschäftigt sich 
seit vielen Jahren sowohl als Wissenschaftlerin 
als auch als Friedensaktive damit, wie Menschen 
möglichst friedlich und gewaltfrei zusammen-
leben können und hat dazu viel zu sagen.

Als Wissenschaftlerin geht sie systematisch 
vor und stellt zunächst im Vorwort fest: „Der 
Wunsch nach Frieden verbindet Menschen aus 
allen Ländern und Kontinenten. Überall be-
grüßen Menschen einander mit Friedensgesten 
und bekennen sich zu Frieden als einem anzu-
strebenden Ziel. Wenn Menschen allerdings ge-
meinsam etwas tun wollen, damit ihr Wunsch 
nach Frieden in Erfüllung geht und ihr Bekennt-
nis friedensfördernd wirkt, müssen sie sich dar-
über verständigen, was und wie sie es erreichen 
wollen. Das gilt innerhalb und zwischen kleinen 
und großen Gruppen, Staaten und internationa-
len Organisationen. Sie brauchen eine gemein-
same Vorstellung, die ihnen erschließt, was sie 
als Frieden bezeichnen und welche Schritte ge-
eignet sind, damit Frieden wird. Frieden den-
ken, über Frieden beraten und Frieden machen 
gehen daher Hand in Hand.“

Dementsprechend befasst sie sich im ersten 
Kapitel des Buches mit dem Schlüsselbegriff 
„Frieden“: Was beinhaltet er, wo ist er bereits 
normativ verankert (z.B. in der Charta der Ver-
einten Nationen, in der Präambel des Grund-
gesetzes, in den Verfassungen anderer Staaten 
wie z.B. Japan und Italien, in deutschen Lan-
desverfassungen und Schulgesetzen). Sie weist 
darauf hin, dass diese normative Verankerung 

den Weg dafür geöffnet hat, militärische Gewalt 
politisch zu hinterfragen. Auch wenn die Ver-
pflichtung zum Frieden den Krieg bisher nicht 
hat überwinden können: „Auf allen Kontinen-
ten beraten Menschen heute darüber, wie Krieg 
und andere bewaffnete Kämpfe vermieden 
werden können, was Frieden beinhaltet und 
wie die globale Friedensnorm in politischen 
Entscheidungen besser zur Geltung kommen 
kann. Friedenspolitische Themen stoßen nicht 
überall und zu jeder Zeit auf gleiches Interesse, 
aber sie sind im politischen Diskurs dauerhaft 
präsent. Länderübergreifend werden Erfahrun-
gen, Analysen und Ideen ausgetauscht, wird 
über politische Konsequenzen beraten, wenn 
Friedensnormen verletzt werden.“

Mit solchen analytischen Sätzen öffnet 
Birckenbach z.B. den Blick dafür, warum die 
meisten Länder des Globalen Südens den rus-
sischen Angriffskrieg in der Ukraine zwar in 
diversen Resolutionen der Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen im Rahmen des 
„Uniting for Peace“-Mechanismus verurteilt 
haben, ihre Vertreter*innen aber gleichzeitig 
die Frage aufwerfen, warum die NATO- und 
EU-Staaten in der Vergangenheit andere Ver-
letzungen dieser Friedensnormen nicht in 
gleichem Maße verurteilt oder sogar politisch 
gerechtfertigt haben.

Dass es keine weltweit gültige, einheitliche 
Definition von Frieden gibt, sondern unter-
schiedliche historische Erfahrungen und damit 
unterschiedliche Vorstellungen, was über die 
reine Abwesenheit von Krieg unter „Frieden“ 
verstanden wird, betrachtet Birckenbach nicht 
als Hindernis, sondern als Chance. Sie stellt ver-
schiedene Ansätze zur Definition von Frieden 
vor und verweist auf den inneren Zusammen-
hang der 17 nachhaltigen Entwicklungsziele 
der Agenda 2030, zu denen als Ziel 16 „Frieden, 
Gerechtigkeit und starke Institutionen“ gehö-
ren. Sie zeigt die Falle auf, die entsteht, wenn 
verschiedene dieser Ziele als Gegensätze auf-
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gefasst werden: Frieden oder Menschenrechte, 
Frieden oder Gerechtigkeit, Frieden oder Ent-
wicklung, Frieden oder Sicherheit. Sie schlägt 
vor, dass „Frieden als ein integrierendes Rah-
menkonzept verstanden wird, innerhalb dessen 
menschenrechtliche, entwicklungspolitische, 
sicherheitspolitische sowie ökologische Teil-
ziele angestrebt werden.“ Damit plädiert sie 
für einen diskurs- und handlungsorientierten 
Friedensbegriff. Friedenshandeln will und soll 
die Welt insgesamt verändern, die Agenda 2030 
zeigt die Handlungsfelder auf. Drei Aspekte 
sind dabei entscheidend und werden kurz er-
läutert: Frieden entsteht in sozialen Beziehun-
gen; Frieden entsteht im Konfliktaustrag und 
Frieden entsteht in gesellschaftspolitischen 
Strukturen.

Im zweiten, zentralen Kapitel des Buches 
werden daher die fünf friedenslogischen Hand-
lungsprinzipien vorgestellt. Ihre Kurzfassung 
formuliert Birckenbach folgendermaßen:

(1) �„Das Prinzip der Gewaltprävention be-
zieht sich auf das Ziel, Gewalt in den Be-
ziehungen zwischen Individuen, Grup-
pen und Staaten zu verringern.

(2) �Das Prinzip der Konflikttransformation 
bezieht sich auf den Weg, um die ursäch-
lichen Hintergründe für Gewalt lösungs-
orientiert und kooperativ zu bearbeiten.

(3) �Das Prinzip der Dialogverträglichkeit be-
zieht sich auf die Mittel, die zur Gewalt-
prävention und Konflikttransformation 
geeignet sind.

(4) �Das Prinzip der normorientierten Inte-
ressenentwicklung bezieht sich auf Ver-
fahren, um normwidriges Handeln ethi-
schen Grundsätzen anzupassen.

(5) �Das Prinzip der Fehlerfreundlichkeit be-
zieht sich auf selbst verursachte Aspekte 
von Misserfolgen, um diese zu erfah-
rungsorientiertem Lernen zu nutzen.“

Viele friedenspolitisch wichtige Begriffe 
werden in diesem Kapitel erklärt und miteinan-
der in Beziehung gesetzt, so dass sich die Her-

leitung dieser fünf Handlungsprinzipien gut 
nachvollziehen lässt. Dazu gehören neben dem 
Begriff der Konflikttransformation unter ande-
rem der Teufelskreis von direkter, struktureller 
und kultureller Gewalt, das Konfliktdreieck aus 
Zielen, Haltungen und Verhalten, die neun Stu-
fen der Konflikteskalation, die der Konfliktfor-
scher Friedrich Glasl beschrieben hat und vieles 
mehr. Auch die fünf Handlungsprinzipien wer-
den jeweils ausführlich erläutert.

Im dritten Kapitel werden unter dem Titel 
„Friedenslogisches Handeln im Unfrieden“ 
vier konkrete Konfliktbeispiele analysiert und 
beschrieben, welche der für friedenslogisches 
Handeln maßgeblichen Prinzipien sich im 
Umgang mit diesen Konflikten nachweisen 
lassen. Die konkreten Beispiele sind die Staats-
bürgerschaftskonflikte in Estland und Lettland 
nach der Wiederherstellung der staatlichen 
Unabhängigkeit der baltischen Staaten im Jahr 
1991, der Nordirlandkonflikt, die Konflikte in 
Kenia nach den Präsidentschaftswahlen 2007 
und die politischen Konflikte um das Verbot 
von Antipersonenminen, Streuwaffen und 
Atomwaffen.

Insgesamt ist das Buch gut aufgebaut und so-
wohl für Fachleute aus der Friedens- und Kon-
fliktforschung geeignet als auch für Interessier-
te aus der Friedensbewegung oder Personen, 
die sich politisch, beruflich, im Ehrenamt oder 
im privaten Umfeld mit konstruktiver Konflikt-
austragung befassen. Da Birckenbach nicht nur 
Friedens- und Konfliktforscherin und Frie-
densaktivistin ist, sondern auch als Hochschul-
lehrerin tätig war, hat sie viele Abschnitte ihres 
Buches mit „Diskussionsanregungen“ versehen. 
Das ist hilfreich für diejenigen, die das Thema 
„Friedenslogik“ in Lehr- oder Diskussionsver-
anstaltungen vermitteln wollen.

Und wer neugierig darauf geworden ist, ob 
sich der friedenslogische Ansatz auch auf den 
Krieg in der Ukraine anwenden ließe, kann auf 
der Webseite des Göttinger Friedenspreises 
die Rede von Hanne-Margret Birckenbach zur 
Preisverleihung 2023 nachlesen.                       ■	
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